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Jens Wernicke hat eine überzeugende historisch-
materialistische Tiefenanalyse des Wandels der 
deutschen Hochschulstrukturen und der durch 
die jeweiligen historischen Formen spezifisch 
geprägten hochschulpolitischen Konflikte 
während der letzten 200 Jahre vorgelegt. Der 
Autor begreift das Wesen dieser Konflikte als 
eine soziale (Klassen-)Auseinandersetzung um 
gesellschaftliche Positionen, wobei die Form, in 
welcher dieser Kampf ausgetragen wird, zugleich 
seinen gesellschaftlichen Inhalt verhüllt. Denn eine 
zentrale Funktion des öffentlichen Bildungssystems 
mit den Hochschulen an seiner Spitze ist es, 
soziale Ungleichheit zu legitimieren, indem diese 
mit Bildungsunterschieden begründet und jene 
wiederum auf amtlich zertifizierte Unterschiede an 
Begabung und Eignung zurückgeführt werden. Dies 
ist zugleich ein Prozess der Individualisierung und 
Naturalisierung, welcher die sozialen Strukturen, 
über die sich gesellschaftliche Ungleichheit 
reproduziert, entpolitisiert.

—Torsten Bultmann

Hier wird eine überzeugende historisch-materialistische  Tiefen-
analyse des Wandels der deutschen Hochschulstrukturen 
und der durch die jeweiligen historischen Formen spezifisch 
geprägten hochschulpolitischen Konflikte während der letzten 
200 Jahre vorgelegt. Der Autor begreift das Wesen dieser 
Konflikte als eine soziale (Klassen-)Auseinandersetzung um 
gesellschaftliche Positionen, wobei die Form, in welcher dieser 
Kampf ausgetragen wird, zugleich seinen gesellschaftlichen 
Inhalt verhüllt. Denn eine zentrale Funktion des öffentlichen 
Bildungssystems mit den Hochschulen an seiner Spitze ist es, 
soziale Ungleichheit zu legitimieren, indem diese mit Bildungs-
unterschieden begründet und jene wiederum auf amtlich zerti-
fizierte Unterschiede an Begabung und Eignung zurückgeführt 
werden. Dies ist zugleich ein Prozess der Individualisierung 
und Naturalisierung, welcher die sozialen Strukturen, über die 
sich gesellschaftliche Ungleichheit reproduziert, entpolitisiert.

 —  Torsten Bultmann, BdWi
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Grußwort zur ersten Auflage
Zunächst einmal muß man sich fragen, ob es tatsächlich eine Nach-

frage nach, einen Bedarf an einen sozialwissenschaftlichen Dis-
kurs gibt. Wer will denn wirklich die Wahrheit über die soziale Welt 
wissen? Gibt es Leute, die das wollen, die an der Wahheit interes-
siert sind – und wenn ja: Sind sie überhaupt imstande, danach zu 
fragen? Pierre Bourdieu

In der Hochschulpolitischen Reihe des AStA der Freien Universität 
Berlin erscheinen seit 1967 Beiträge zur Geschichte, Theorie, Politik 
und Zukunft von Universität, Wissenschaft, Studierendenschaft und 
Studium.

Dieser 13te Band unserer Reihe widmet sich Fragen, die zugleich 
historisch wie hochaktuell sind: Was bedeuten ›hochschulische Au-
tonomie‹ und ›wissenschaftliche Freiheit‹ eigentlich? Was implizie-
ren und implizierten diese Begriffe – heute, 1969 und zu Humboldts 
Zeiten? Welche Reformen wurden im Namen welcher Autonomie- 
und Freiheitsverständnisse initiiert – und welche gesellschaftlichen 
Interessenlagen widerspiegelten sie?

Anhand dieser Fragestellungen analysiert Jens Wernicke aus 
historischer Makroperspektive die großen Reformen der deutschen 
Hochschullandschaft vom Mittelalter bis in die Gegenwart. 

Das Erkenntnisinteresse des Werkes liegt dabei auf der Verfloch-
tenheit von sozioökonomischer Basis, kultureller Machtverteilung 
und Hochschulform, die mittels der Bourdieu‹schen Sozialtheorie 
zugänglich gemacht wird. 

Diese analytische (Selbst-)Verortung der Hochschule im gesell-
schaftlichen Machtgefüge ist heute leider eine selten geübte Dis-
ziplin. Dabei muss die Selbstkritik der Forscherinnen und Forscher, 
welches Wissen sie für wen produzieren, was also die gesellschaft-
lichen Folgen ihrer Forschungstätigkeiten sind, angesichts immer  
direkterer Einflussmöglichkeiten Dritter – mittels bspw. Drittmit-
telfinanzierungen, Beteiligung an Hochschulräten etc. – auf Hoch-
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schule, Wissenschaft und Forschung heute dringender denn je the-
matisiert werden. 

Die ›unternehmerischste Hochschule des Jahres 2006‹ zu sein, 
damit brüstete sich die Freie Universität bereits nach einem Ran-
king des ›karriere‹-Magazins. ›Elite-Universität‹ der Exzellenzinitia-
tive von Bund und Ländern wurde sie 2007. Der ›Hochschulmanager‹ 
des Jahres sei FU-Präsident Dieter Lenzen, verkündete schließlich 
die ›Financial Times Deutschland‹ im Jahr 2008. 

Für Studierende der FU mag die Lektüre dieses Buches daher 
von besonderer Bedeutung sein: Der Zusammenhang zwischen öko-
nomischen Entwicklungen, Zeitgeist und Hochschulgestaltung zeigt 
sich aktuell an der FU wie an kaum einer anderen Hochschule im 
Land.

Insofern seien die Leserinnen und Leser bei der Lektüre dieses 
Buches auch und vor allem zur Selbstkontextualisierung ermutigt –  
mit der Frage Foucaults, die für ihn die Grundlage seines Kritikver-
ständnisses ausmachte: Wer bin ich, zu diesem Zeitpunkt, an die-
sem Ort? 

Hochschulreferat des AStA der FU Berlin, November 2008
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Vorwort
Es kann mittlerweile kein Zweifel mehr daran bestehen, dass wir 
am Beginn einer epochalen Umstrukturierung des deutschen Hoch-
schulsystems stehen, die einige Kommentatorinnen und Kommen-
tatoren mit der Zäsur der von Humboldt inspirierten preußischen 
Universitätsreform (1810) vergleichen. Die treibenden Kräfte dieses 
Umbaus bringen selbst zum Ausdruck, dass es nicht um die Re-
form einer überlieferten Struktur ginge, sondern um eine gänz-
liche Neukonstruktion der Hochschulen in ihren tragenden Säu-
len. Als Leitbild wurde dafür aus dem angelsächsischen Raum 
der Terminus der »unternehmerischen Hochschule« importiert.

Die vorliegende Veröffentlichung ist hervorragend dazu geeig-
net, das Verständnis dieses Umbaus und die mit ihm verbundenen  
politischen Widersprüche und Auseinandersetzungen zu fördern 
und begrifflich zu schärfen. Jens Wernicke hat eine überzeugende  
historisch-materialistische Tiefenanalyse des Wandels der deut-
schen Hochschulstrukturen und der durch die jeweiligen histo-
rischen Formen spezifisch geprägten hochschulpolitischen Konflikte 
während der letzten 200 Jahre vorgelegt. Der Autor begreift das We-
sen dieser Konflikte als eine soziale (Klassen-)Auseinandersetzung 
um gesellschaftliche Positionen, wobei die Form, in welcher dieser 
Kampf ausgetragen wird, zugleich seinen gesellschaftlichen Inhalt 
verhüllt. Denn eine zentrale Funktion des öffentlichen Bildungs-
systems mit den Hochschulen an seiner Spitze ist es, soziale Un-
gleichheit zu legitimieren, indem diese mit Bildungsunterschieden 
begründet und jene wiederum auf amtlich zertifizierte Unterschiede 
an Begabung und Eignung zurückgeführt werden. Dies ist zugleich 
ein Prozess der Individualisierung und Naturalisierung, welcher die 
sozialen Strukturen, über die sich gesellschaftliche Ungleichheit 
reproduziert, entpolitisiert. Hochschulen haben in diesem Prozess 
seit jeher eine spezifische Funktion für die (Selbst-)Begründung 
einer sozialen und kulturellen »Elite«, das heißt zugleich für die 
nachträglich Legitimation eines hierarchisch gegliederten Schulsy-
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stems sowie die Prägung des jeweils gesellschaftlich anerkannten 
Bildungs- und Wissenskanons.

Vor diesem Hintergrund hat sich der Autor – mit Erfolg – dafür 
entschieden, die Schlüsselkategorien der soziologischen Ungleich-
heitsforschung Pierre Bourdieus systematisch auf seinen Gegen-
stand – Hochschulstrukturen und Hochschulpolitik – anzuwenden. 
Hochschulen werden verstanden als spezifische, d.h. mit eigenen 
Regeln funktionierende Felder der symbolischen Begründung und 
Verteilung gesellschaftlicher Ressourcen und damit der Reproduk-
tion von Klassenmacht.

Dieser Machtkampf wiederum ist jeweils durch spezifische Hoch-
schulstrukturen geprägt, die von längerer historischer Stabilität sind 
und vom Autor als Ausdruck unterschiedlicher Entwicklungs- und 
Reifestadien der bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft analysiert 
werden. In seiner Periodisierung schließt sich Jens Wernicke an die 
Dissertation von Andreas Keller (2000) – erschienen unter dem Titel 
Hochschulreform und Hochschulrevolte – an. Keller hatte ausführ-
lich begründet, dass es in der jüngeren deutschen Geschichte im 
wesentlichen zwei relevante Hochschulmodelle gab, die ungeachtet 
aller Unterschiede zwischen einzelnen Einrichtungen eine länger 
währende institutionelle Stabilität garantierten – am längsten da-
von bekanntermaßen das aus der Preußischen Universitätsreform 
(1810) hervorgegangene Humboldtsche Modell, welches sich als kul-
turstaatlich verfasste Ordinarienuniversität etablierte. Dieses Modell 
beruhte prinzipiell auf einer wenig formell geregelten patriarcha-
lischen Kooperation und Elitenkooptation der Institutsleiter. Es ent-
sprach einer Wissenschaft auf geringem Vergesellschaftungsniveau, 
welche vor allem ihrer eigenen Reproduktion und der Ausbildung hö-
herer Staatsbeamter sowie weniger freier Berufe (Ärzte, Anwälte) 
diente. Daher ist es erklärlich, dass dieser Typus, der in seinen insti-
tutionellen und habituellen Grundmustern bis in die 60er Jahre des 
vorigen Jahrhunderts Bestand hatte, insbesondere vermittels des 
politischen Druckes aus zweierlei Richtungen abgelöst wurde, wel-
che nur partiell etwas gemeinsam hatten: dem Demokratisierungs-
druck der 68er-Studierendenbewegung und des damaligen akade-
mischen Mittelbaus sowie dem wissenschaftlich-technologischen 
Modernisierungsbedarf der wirtschaftlichen und staatlichen Eliten. 
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Das Ergebnis war der neue Typus der »Gruppenuniversität«. Diese 
lässt sich am besten verstehen als Ausdruck einer staatlich-büro-
kratisch gelenkten Praxis wissenschaftsbasierter kapitalistischer 
Modernisierung und Wachstumspolitik, die in der damaligen Periode 
mit dem rasanten quantitativen Ausbau – und folglich der sozialen 
Öffnung – der Hochschulen verbunden war. Die »Gruppenuniversi-
tät« brachte auch spezifische symbolisch-politische Konfliktmuster 
und Rituale mit sich, die wie in der vorliegenden Arbeit gesondert in-
terpretiert werden müssen. Sie wird heute nun durch ein neuartiges 
»drittes« Modell abgelöst, eine Transformation, die sich unter dem 
Leitbild der »unternehmerischen Hochschule« zweifelsfrei unter 
neoliberaler Hegemonie vollzieht, über deren endgültige politische 
Ausprägung allerdings politisch noch längst nicht entschieden ist.

Wenn sich auf diese Weise historische Typologien von Hoch-
schulentwicklung voneinander abgrenzen lassen, so gibt es zwi-
schen ihnen jedoch ausdrücklich auch Kontinuitätslinien und 
Übergänge. Diese lassen sich anhand der politischen Auseinan-
dersetzungen um die jeweiligen gesellschaftlichen Leitbilder der 
Wissenschaftsentwicklung gut nachzeichnen. Wenn etwa aktuell 
neoliberale Politik den Hochschulen mehr »Autonomie« verspricht, 
greift sie damit dem Anschein nach auf einen Terminus zurück, der 
seit der Humboldtschen Reform die deutsche Hochschultradition 
mit dem Anspruch einer »Autonomie der Wissenschaft« geprägt hat. 
Diese Konstituierung einer institutionellen Sphäre autonomer Ver-
nunft war zunächst die Voraussetzung, Wissenschaft von religiösen 
und feudalen ideologischen Fesseln zu befreien. Dies war wiederum 
die Bedingung, um zu einem späteren historischen Zeitpunkt auf ex-
akter Wissenschaft beruhende bürgerliche Produktivitätsentwick-
lung zu ermöglichen. Zugleich wurde so die Entwicklung der Wis-
senschaft von ihrer Anwendung in der Gesellschaft – zu Humboldts 
Zeiten: im Staatsdienst – abgespalten und einem ideologisierten 
Zwecksfreiheitspostulat apolitischer Wissenschaft in der Ordina-
rienuniversität der Boden bereitet, welches gerade ihre Indienst-
nahme durch die staatlichen und wirtschaftlichen Eliten verhüllte. 
Unter dem Terminus »gesellschaftliche Verantwortung« versuchte 
dann die 68er-Bewegung, diese Auseinandersetzung um die gesell-
schaftliche Funktion der Wissenschaft in die Hochschulen hinein zu 

Vorwort
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holen. Die radikaldemokratischen HochschulreformerInnen griffen 
dazu bewusst auf das Autonomiepostulat zurück, welches sie als 
Unabhängigkeit von gesellschaftlichen Partikular- und Machtinte-
ressen interpretierten und mit dem Gedanken der demokratischen 
Selbstverwaltung der Hochschulen verbanden. Indirekt bezogen sie 
sich damit auch auf ein universalwissenschaftliches gesellschaft-
liches Emanzipationskonzept, welches bereits im Humboldtschen 
Autonomiebegriff zumindest unterschwellig als Utopie oder als 
uneingelöstes Versprechen wirkte. Wenn heute die neoliberalen Re-
formerInnen normativ und politisch unwidersprochen mit dem Auto-
nomiebegriff hantieren können – worunter sie ausschließlich die Un-
abhängigkeit autokratisch agierender HochschulmanagerInnen von 
der Hochschule ebenso wie von umfassenden gesellschaftlichen 
Interessen jenseits des Marktes verstehen –, dann bringt dies auch 
zum Ausdruck, dass die GegnerInnen und Leidtragenden dieser Po-
litik, bei denen es sich um die Mehrheit der Hochschulangehörigen 
handeln dürfte, derzeit noch über kein tragfähiges Konzept eine 
Re-Demokratisierung der Wissenschaft für die »nach-industrielle« 
– das heißt auch: zunehmend wissenschaftsbasierte – Gesellschaft 
verfügen. Das muss jedoch keinesfalls so bleiben.

Für diese offene – und zum Teil noch zu eröffnende – Debatte 
liefert die Arbeit von Jens Wernicke eine hervorragende historisch-
kritische Grundlage. Der Autor betont an mehreren Stellen, dass die 
durch gesellschaftliche Machtverhältnisse geprägten historischen 
Formen von Hochschule und die durch diese bedingten symbolischen 
Konfliktmuster innerhalb derselben einen »Möglichkeitsraum« eröff-
nen. Das heißt erstens, dass Hochschulen ein relativ eigenständiges 
Feld sozialer Auseinandersetzungen und damit keineswegs nur ein 
nachgeordneter Reflex außer-wissenschaftlicher Machtverhältnisse 
sind. Das heißt zweitens, dass die Vorlaufsformen und Ergebnisse 
dieser Konflikte keineswegs vollständig vorherbestimmt sind, so 
dass etwa die politischen Akteure nur wie Hamster im Rad vorge-
prägte Bewegungen machen könnten. Gerade die Reformen in der 
Folge von 1968 zeigen, dass autonome politische Intervention auch 
Ergebnisse befördern kann, die weit über die Logik einer »offiziell 
gemeinten« kapitalistischen Modernisierung hinausgehen – selbst 
wenn diese Ergebnisse dann später in das Rollback einer staatlich-
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bürokratisch kontrollierten »halbierten Demokratisierung« (Wolf-
Dieter Narr) mündeten. 

Die »unternehmerische Hochschule« ist teilweise gesetzlich auf 
den Weg gebracht, ist aber noch längst nicht in eine sich selbst tra-
gende Struktur und Wissenschaftskultur gemündet. Das heißt, die 
Konflikte um ihre Um- und Durchsetzung haben gerade erst begon-
nen. Sie dürften mit Widersprüchen und Interessenpolarisierungen 
verbunden sein, von denen wir teilweise wohl noch nicht einmal eine 
Ahnung haben. Eine politisierende Intervention in diese Widersprü-
che lohnt sich daher auf jedem Fall.

Torsten Bultmann, Geschäftsführer des Bundes demokratischer Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler (BdWi)

Vorwort
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Prolog
1
Wer immer bis zu diesem Tage den Sieg davontrug, der marschiert 

mit in dem Triumphzug, der die heute Herrschenden über die da-
hinführt, die heute am Boden liegen. Die Beute wird, wie das im-
mer so üblich war, im Triumphzug mitgeführt. Man bezeichnet sie 
als die Kulturgüter. Sie werden im historischen Materialisten mit 
einem distanzierten Betrachter zu rechnen haben. Denn was er an 
Kulturgütern überblickt, das ist ihm samt und sonders von einer 
Abkunft, die er nicht ohne Grauen bedenken kann. Es dankt sein 
Dasein nicht nur der Mühe der großen Genien, die es geschaffen 
haben, sondern auch der namenlosen Fron ihrer Zeitgenossen.  
Es ist niemals ein Dokument der Kultur, ohne zugleich ein solches 
der Barbarei zu sein. Und wie es selbst nicht frei ist von Barbarei, 
so ist es auch der Prozeß der Überlieferung nicht, in der es von dem 
einen an den andern gefallen ist. Der historische Materialist rückt 
daher nach Maßgabe des Möglichen von ihr ab. Er betrachtet es als 
seine Aufgabe, die Geschichte gegen den Strich zu bürsten.
[…] 
Die Tradition der Unterdrückten belehrt uns darüber, daß der 
›Ausnahmezustand‹, in dem wir leben, die Regel ist. Wir müssen 
zu einem Begriff der Geschichte kommen, der dem entspricht. 
Dann wird uns als unsere Aufgabe die Herbeiführung des wirk-
lichen Ausnahmezustands vor Augen stehen; und dadurch wird 
unsere Position im Kampf gegen den Faschismus sich verbessern. 
Dessen Chance besteht nicht zuletzt darin, daß die Gegner ihm  
im Namen des Fortschritts als einer historischen Norm begegnen. –  
Das Staunen darüber, daß die Dinge, die wir erleben, im zwan-
zigsten Jahrhundert ›noch‹ möglich sind, ist kein philosophisches. 
Es steht nicht am Anfang einer Erkenntnis, es sei denn der, daß  
die Vorstellung von Geschichte, aus der es stammt, nicht zu halten 
ist. Walter Benjamin, Geschichtsphilosophische Thesen



12  Hochschule im historischen Prozess

2
Vielleicht wurde deutlich, dass Kritik im hier gemeinten Sinne die 

Eiseskälte wissenschaftlicher Objektivität mit der Hitze gesell-
schaftlicher Empörung verbindet. Letztere hat W. F. Haug auf dem 
4. Kongress Kritische Psychologie im Anschluss an Heiner Müller 
als ›Glutkern‹ des Marxismus bezeichnet, die Empörung über Um-
stände, in denen Menschen elende Wesen sind, eine Empörung, 
die der Kritik zu Grunde liegt. […] Nur: Die Denkmittel, die die 
Empörung in Wissen und Praxis transformiert, können nur aus der 
kritischen Auseinandersetzung mit dem zeitgenössischen theore-
tischen Wissen, dem ›theoretischen Zeitkern‹, der krtischen und 
fachwissenschaftlichen Durcharbeitung vorfindlichen Wissens 
kommen. Insofern ist kritische Wissenschaft Kritik und Weiter-
entwicklung. […] [Sie ist] ›keine Leidenschaft des Kopfes, sie ist 
der Kopf der Leidenschaft‹, sagt Marx.  Morus Markard, Eröff-
nungs-Beitrag der BdWi-Herbstakademie am 24.09.2003
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1. Einleitung
Die wissenschaftliche Funktion des Soziologen besteht [...] darin, die Ge-

sellschaft in Frage zu stellen und sie dadurch zu zwingen, sich selbst 
zu verraten. Diejenigen aber, die im Namen des Ideals der ethischen 
Neutralität [...] darauf verzichten, der Gesellschaft jene Fragen zu stel-
len, die sie in Frage stellen könnten, verraten die Wissenschaft: [...] Die 
Behauptung, der Soziologe könne seine Einstellung zur Gesellschaft 
frei wählen, verschweigt, dass die Sozialwissenschaften nur solange 
in der Illusion der Neutralität leben können, wie sie nicht wahrhaben 
wollen, dass ihre Enthüllungen oder ihr Verschweigen immer jeman-
dem dienen: entweder den Nutznießern oder den Opfern der Sozial-
ordnung (Bourdieu/Passeron 1971: 15).

Die vorliegende Arbeit entsteht vor dem Hintergrund einer sich 
verschärfenden globalen Krise, die Walter Benjamin (1965: 84) in 
seinen Geschichtsphilosophischen Thesen als aus dem Klassenkampf 
resultierender »Ausnahmezustand, in dem wir leben, [und wel-
cher] die Regel ist«, deklariert: In die westlichen Metropolen und 
vormals sozialistischen Länder sind Armut und Massenarbeitslo-
sigkeit zurückgekehrt; verheerende Umweltschäden werden nicht 
beseitigt, sondern vergrößert; soziale und demokratische Rechte, 
wie sie einst von Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegungen er-
kämpft worden sind, werden im Zuge weltweiter Deregulierung 
außer Kraft gesetzt.

Auf der Ebene der politisch-ökonomischen Bedingungen ist die Si-
tuation vom Umbruch des sozialstaatlich regulierten Kapitalismus 
der Nachkriegszeit zu einem neoliberalen Modell, dem Übergang 
also von wirtschaftswissenschaftlichem Keynesianismus zur Ne-
oklassik, bestimmt. Rasant wachsende Gewinne von Banken und 
Konzernen bei gleichzeitiger Massenarbeitslosigkeit lassen die  
These von ›mehr Beschäftigung durch höhere Profitanreize‹ als 
falsche Allgemeinplätze einer Politik erscheinen, die allein über 
mehr Luxuskonsum und höhere, mit aggressiven Außenhandels-
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strategien erzielte, Exportgewinne zu gesamtwirtschaftlichem 
Wachstum gelangen will.
Heute befindet sich der Kapitalismus [...] zum ersten Mal in einem Zu-

stand, in dem die Kapitallogik genauso rein und unverfälscht funktio-
niert, wie Marx das im Kapital beschrieben hat. Zum ersten Mal ist die 
Kapitallogik von allen Beißhemmungen befreit, die ihr lange von innen 
und außen auferlegt waren. In der ganzen bisherigen Geschichte des 
Kapitalismus ging es doch im Grunde darum, ihm solche Beißhem-
mungen aufzuzwingen (Negt 1997: 38).

1.1  Interesse und Relevanz des Themas
In dieser gesellschaftlichen Situation, die von zunehmenden sozi-
alen Konflikten dominiert ist, gerät – wie in Zeiten anderer gesell-
schaftlicher Konfrontationen und Machtkämpfe zuvor – insbeson-
dere die Funktion des Bildungssystems in den Fokus politischer 
Auseinandersetzungen. 

Das ist zum einen der Tatsache geschuldet, dass es in der ei-
nen Richtung und Lesart mittels Reorganisation desselben »einer  
potentiellen Legitimationskrise [auf Seiten der herrschenden Eli-
ten] entgegenzuwirken« (Gerlach 2000: 5) gilt, da primär durch das 
Bildungssystem die sich immer mehr monopolisierende Position 
der ökonomisch Herrschenden als gerechtfertigt attestiert wird. 
Zum anderen werden aber auch umgekehrt Schulen und insbe-
sondere Hochschulen allgemein als »Schlüssel zur Gesellschafts-
reform« (Reinhard Mohn, zitiert nach Lieb 2007a) angesehen und 
hatten sich beispielsweise die Demokratisierer unter den Hoch-
schulreformern der 1960er Jahre von einer Demokratisierung der 
Hochschulen den Effekt einer Demokratisierung der gesamten 
Gesellschaft versprochen. 

Als Studierender interessiert mich, nicht zuletzt aufgrund ei-
gener Betroffenheit, die momentan stattfindende Hochschulre-
form in Deutschland. Die Entscheidung, den aktuellen Wandel des 
Wissenschaftsbetriebes sowie die hierum entbrannten Kämpfe im 
Rahmen dieser Diplomarbeit in den Fokus einer wissenschaftlichen 
Analyse zu nehmen, lag daher nahe.
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1.2  Ziel, Frage, Idee
Ziel dieser Arbeit wird es dabei sein, die aktuellen Veränderungen 
im Hochschulsystem in den genealogischen Kontext der zwei ihnen 
vorangegangenen Reformen zu stellen und insbesondere den ge-
sellschaftspolitischen Möglichkeitsraum zum jeweiligen Zeitpunkt 
zu skizzieren. Mit einbezogen werden soll hierbei insbesondere 
die materialistische Perspektive, nach welcher davon ausgegangen 
wird, dass speziell die Verteilung gesellschaftlicher Ressourcen 
eine in Klassen gespaltene Gesellschaft (zur Aktualität der Klas-
sentheorie siehe insbesondere Herkommer 2005, aber auch Hart-
mann 2002) sowie jeweils eine herrschende Klasse etabliert, welch-
selbe ohne Überwindung dieser antagonistischen Verhältnisse 
auch den Rahmen, innerhalb dessen Veränderungen überhaupt 
möglich sind, bestimmt. 

Fundiert in der Annahme verschiedener Reproduktionsstrategien 
sozialer Klassen lautet meine These, dass veränderte ökonomische 
Rahmenbedingungen jeweils zu einer Veränderung der Interessen 
der materiell Herrschenden führten, welche wiederum in veränder-
ten gesellschaftlich hegemonialen Erklärungsmustern und Argu-
mentationsweisen resultierten, die zu Bildungsreformen führten.

Die Frage wird daher sein, welches Verständnis von hochschu-
lischer Autonomie und wissenschaftlicher Freiheit jeweils unter  
welchen gesellschaftlichen und ökonomischen (Macht-)Verhält-
nissen zum Durchbruch gelangen konnte. Denn an Veränderungen 
eben dieser beiden, für Hochschulreformen und Universitätsent-
wicklung zentralen Begriffe, sollte sich deutlich der Wandel ge-
sellschaftlich anerkannter Allgemeininteressen in ihrem Verhältnis 
zu jenen der Herrschenden aufzeigen lassen1.

1.3  Methoden- und Perspektivenwahl
Als geeigneten methodischen Zugang respektive Forschungs-
perspektive habe ich das Theoriegebäude des französischen So-
ziologen Pierre Bourdieu gewählt. Denn »[a]uch wenn das Wort 
›Diskurs‹ in […] [diesem] […] keine prominente Position einnimmt, 
kommt doch der Untersuchung desjenigen Objektes, das Foucault 
›Diskurs‹ nannte, darin eine zentrale Rolle zu« (Landwehr 2001: 89) 
und ist es überdies von vornherein dergestalt akteurstheoretisch  

Einleitung
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aufgebaut, dass einzelne Akteure mit verschiedenen Machtressour-
cen sowie divergierenden (Klassen-)Interessen ausgestattet sind. 

Anders als bei Foucault ist Bourdieus Theoriewelt dabei zwar 
nicht historisch orientiert, sondern auf die aktuelle Gesellschaft 
ausgerichtet. Mittels der Konzepte von sozialem Feld, symbolischer 
Macht, Habitus etc. bietet sie dennoch ein Methodenrepertoire, das 
für das angedachte Vorhaben hervorragend nutzbar zu machen 
sein wird. 

Darüber hinaus hat Bourdieu nicht nur selbst umfassende  
Studien explizit zum Bildungssystem und dessen Funktion in der 
kapitalistischen Klassengesellschaft vorgelegt, die für die nach-
folgende Arbeit nutzbar gemacht werden sollen. Er argumentiert 
überdies einen »weitreichende[n] Zusammenhang von Erkennt-
nis und Politik«, sowie, dass »es in […] gesellschaftlichen und 
politischen Auseinandersetzungen im Kern um Wahrnehmungs-
weisen und die Durchsetzung der legitimen Definition von Wirk-
lichkeit« (ebd.: 92) gehe. »Dementsprechend lassen sich – auch 
für den zuweilen ›objektiv‹ gerierenden wissenschaftlichen Be-
reich – Wahrheit und Interesse [gar] nicht trennen. Das eine tritt 
nicht ohne das andere in Erscheinung. Eine ›reine‹ oder ›wahre‹ 
Wahrheit ist [demzufolge] nicht vorstellbar« (ebd.: 92), wodurch 
Wissenschaft sowie der Organisation derselben per se Interessen-
durchdrungenheit und Machtanfälligkeit (vgl. hierzu auch Krais 2005) 
attestiert wird. Auch insofern sollte es mit Bourdieu gut möglich 
sein, den Kampf um die Rolle des Wissenschaftsbetriebes in der Ge-
sellschaft als interessengeleiteten Kampf spezifischer Akteure 
oder Klassen um – zugleich mit und gegen Luhmann gesprochen –  
Semantiken und somit Handlungsfähigkeit nachzuzeichnen. Und 
dies in doppelter Hinsicht: Was gesellschaftlich als ›Wahrheit‹ ak-
zeptiert wird, beeinflusst das Wissenschaftssystem; das an und 
in Hochschulen produzierte Wissen wirkt jedoch mittelbar wie un-
mittelbar wieder in und auf Gesellschaft zurück2. 

1.4  Vorgehensreflexion
Bevor ich im Folgenden in einem ersten Schritt eine Annäherung 
an das umfassende Theoriegebäude Bourdieus (2. Teil) vorneh-
men werde, um hiernach mittels materialistischer Perspektive die 
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Entstehungs- und Reformgeschichte des deutschen Hochschul-
wesens unter Berücksichtigung der jeweiligen Herrschaftsver-
hältnisse sowohl nachzuzeichnen als auch zu reflektieren (3. Teil), 
sollen zuerst die Grenzen dieses Vorhabens reflektiert und dessen 
Präsuppositionen benannt sein. 

Im Vordergrund meiner Bemühungen steht dabei Herrschafts-
kritik. Dies ist vor allem deshalb der Fall, weil für mich die konkrete 
Durchsetzung gesellschaftlicher Chancengleichheit mittels glei-
cher Verteilung von Macht und Partizipationsmöglichkeiten ein 
Gebot darstellt, dessen praktische Durchsetzung auch wissen-
schaftlicher Reflexion bedarf. In diesem Sinne wird Geschichte 
nachfolgend grundsätzlich in ihren Unterdrückungszusammenhängen  
und Gesellschaft als jeweils spezifische Form der Klassengesellschaft 
betrachtet und analysiert: Die gesellschaftlich dominante Rolle, 
die früher Adel und Klerus zufiel, wird heute dem Bürger- und ins-
besondere Großbürgertum, in das auch Teile der früheren Eliten 
eingegangen sind, zuteil. Insofern meint die Verwendung des Be-
griffes der herrschenden Klasse sowohl in Bezug auf das Mittelalter 
als auch das Heute explizit nicht, dass es sich hierbei um dieselbe 
Klasse im Rahmen derselben Sozialstruktur handelte. 

Innerhalb dieser Prämissen sind meinem Vorgehen auch me-
thodische Grenzen gesetzt. So wird es, wie bereits dargelegt, 
bspw. nicht möglich sein, eine archäologische Diskursanalyse, wie sie 
Michel Foucault begründet hat, durchzuführen. Wohl aber lässt 
sich eine Konvergenz der Diskurstheorie Foucaults und der So-
zialtheorie Bourdieus feststellen: Für beide gilt, dass es eben kein 
Zufall ist, welche Aussagen zu welchen Zeitpunkten an welchen 
Orten auftauchen. Im Unterschied aber zu Foucault ist es mir mit-
tels der Bourdieu‹schen Theorie möglich, auch die außersprach-
lichen Realitäten in den Blick zu nehmen und somit das Verhältnis 
von Diskurs und materieller Herrschaft zu untersuchen. 

Unter diesem Blickwinkel wird auch verständlich, dass die vor-
liegende Arbeit keine fachhistorische sein kann. Vielmehr geht 
es mir darum, aus historisch-materialistischer Makroperspektive die 
Genese von Herrschaftsverhältnissen am Beispiel der Universi-
tätsentwicklung zu rekonstruieren. Dabei werden vor allem die Re-
produktionsstrategien sozialer Klassen in den Fokus des Interesses 

Einleitung
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gerückt, da nur mittels dieser Fokussierung Herrschaft – und nicht 
etwa Fortschritt, Zivilisierung etc. – als wohl wichtigster Einfluss-
faktor historischer Entwicklungen begriffen werden kann. Zum 
»Subjekt historischer Erkenntnis […] [wird hierdurch] die kämp-
fende, unterdrückte Klasse selbst« (Benjamin 1995: 88) erhoben, 
um »die [historische] Überlieferung […] dem Konformismus ab-
zugewinnen, der [ständig] im Begriff steht, sie zu überwältigen« 
(ebd.: 82) und somit zum »Werkzeug der herrschenden Klasse« 
(ebd.: 81) zu machen. 

 Es wird dabei nicht darum gehen, monokausale Beziehungen  
zwischen der Entwicklung der Hochschulen und Universitäten und 
der Entwicklung realer gesellschaftlicher Verhältnisse darzustellen. 
Jeder eindimensionale Determinismus ginge an der Komplexität und 
Widersprüchlichkeit der Entwicklung von gesellschaftlicher Realität 
und Reproduktion derselben vorbei. Es soll vielmehr versucht wer-
den, Anhaltspunkte für Entwicklungstendenzen auszumachen, die 
zum Wandel des Hochschulsystems beigetragen haben und die da-
hinter stehenden Interessen der herrschenden Klasse aufzuzeigen.
Bourdieus Analysewerkzeuge werden hierbei in Form eines ›re-
flektierten Synkretismus‹ (G. Bollenbeck), welcher deren Annah-
men und Erkenntnisse mit dem Blick auf das je konkret Vorfind-
liche verbindet, angewandt werden.

—
1. Der Grundgedanke der Arbeit verdankt sich dabei 

der Streitschrift Zur Genealogie der Moral, in 

welcher Nietzsche (2007) sowohl nachzeichnet, 

dass sich die Bedeutung von Begriffen (hier: 

›gut und böse‹ sowie ›gut und schlecht‹) zu 

wandeln vermag, darüber hinaus aber auch die 

Erkenntnis formuliert, dass es nicht etwa die 

gesamte Gesellschaft war, welche die Bedeu-

tungen dieser Begriffe prägte, sondern es allein 

den »Vornehmen, Mächtigen, Höhergestellten 

und Hochgesinnten, welche sich selbst und ihr 

Thun als gut, nämlich als ersten Ranges emp-

fanden«, oblag und gelang, die ihnen eigenen 

Werturteile und somit Interessen als kulturelle 

Herrschaftstechniken in Form gesellschaftlich 

hegemonialer Gemeinplätze zu verankern.

2. »[P]olitische Macht par excellence stellt […] [in 

diesem Sinne] die Möglichkeit dar, objektive 

Strukturen der Gesellschaft zu schaffen und 

zu manipulieren« (Landwehr 2001: 95) und hier-

durch diskursive Macht zu institutionalisieren 

oder erlangen.
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2. Pierre Bourdieus Sozialtheorie 
Obgleich der Klassenbegriff im Marx’schen Sinne in der Bundes-
republik stets präsent blieb, spielte er doch ab etwa den 1970er 
Jahren kaum mehr eine Rolle in den Debatten um die gesellschaft-
liche Entwicklung des Landes. Die politischen Auseinanderset-
zungen waren vielmehr geprägt von Thesen der Individualisierung 
und Differenzierung ›jenseits von Klasse und Stand‹ – und auch 
sozialwissenschaftlich gab es in Deutschland, im Unterschied etwa 
zur anglo-amerikanischen Soziologie, lange Zeit stärkste Vorbe-
halte, Anfeindungen und Gegenpositionen (Krais 2005: 84) zum 
Denken in Kategorien sozialer Klassen und daraus ableitbarer 
Klassenkämpfe. Grundsätzliche unversöhnbare Widersprüche 
der kapitalistischen Gesellschaftsform wie bspw. der Interessen-
gegensatz zwischen Arbeit (›lebenswertes Leben‹) und Kapital 
(›Profitmaximierung‹) schienen – auch und vor allem dank sowohl 
langanhaltender Prosperitätsphase als auch der sich nach wie vor 
überwiegend elitär rekrutierenden und gegenüber dem Gesamtzu-
sammenhang der bestehenden Ordnung affirmativ gebärdenden 
bürgerlichen Wissenschaft (vgl. Tomberg 1973) – wie weggewischt. 
Johannes Berger (1998: 29) hat in diesem Zusammenhang einmal 
bemerkt, manchmal erscheine es so, »als verdankte die [deutsche] 
Soziologie ihre Daseinsberechtigung an den Universitäten [allein] 
der Widerlegung einer Theorie, die einmal die Stabilität der bür-
gerlichen Gesellschaft in Frage gestellt hat.«

Wissenschaftlich war die Kritik am Marx’schen Klassenbegriff 
dabei insbesondere an drei Problemen festgemacht worden: Zum 
einen war evident, dass sich gesellschaftlich nicht zwei Klassen 
antagonistisch gegenüberstanden, sich mit dem Marx’schen The-
orem also in keiner Weise das Phänomen der Mittelschichten er-
klären ließ. Zum zweiten galt als Schwachstelle des Marx’schen 
Konzeptes, dass es die unterschiedlichen, stark divergierenden 
sozialen Lagen der Bevölkerung derart verfremdete, dass sie mit 
deren alltäglicher Lebenserfahrung schließlich nichts mehr ge-
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mein hatten. Drittens gab es schließlich keinerlei Anzeichen dafür, 
dass einzelnen Gruppen der Bevölkerung ein Klassenbewusstsein 
zuzuschreiben sei oder gar Klassenkämpfe ausgetragen würden. 
Ganz im Gegenteil wurden stattfindende gesellschaftliche Kämp-
fe vielmehr von der Friedens-, der Frauen- oder Ökologiebewe-
gung denn der Arbeiterklasse geführt (Krais 2005: 89 f.). 

Mit seinem 1982 in deutscher Sprache erstveröffentlichtem 
Werk Die feinen Unterschiede »stellte Bourdieu diese Probleme, die 
dazu geführt hatten, dass der Klassenbegriff [in Deutschland] 
als untauglich zur Analyse moderner Gesellschaften erschien, in 
einen völlig neuen theoretischen Rahmen« (ebd.: 90) und rehabi-
litierte ihn somit. Das Werk lieferte einen eigenständigen, völlig 
neuen theoretischen Zugang zu Kultur und Kultursoziologie, der 
in den nächsten Jahren und Jahrzehnten zu einem komplexen 
Theoriegebäude, das teilweise als eigene Gesellschafts- bzw. So-
zialtheorie begriffen wird, erweitert worden ist.

Die zentralen Theoreme um kulturelles und anderes Kapital, 
Habitus, sozialen Raum, soziales Feld und symbolische Gewalt 
stehen dabei in einer »rationalen, sich wechselseitig ergänzenden 
Beziehung, und erst im Ensemble ermöglichen sie eine umfassende 
soziologische Analyse gesellschaftlicher Wirklichkeit« (Schwin-
gel 2005: 21 f.). Dieser mit Bourdieus Ansatz verknüpfte Universali-
tätsanspruch ist jedoch nicht zu verwechseln mit einem Ausschließ-
lichkeitssanspruch auf Wahrheit, denn die Soziologie Bourdieus 
ist »getragen von einem konstruktivistischen Selbstverständnis, 
das einen solchen […] logisch« (ebd.: 22) nicht möglich macht.

Im Folgenden werden die genannten Instrumente kurz skizziert, 
um sie für die spätere Analyse nutzbar zu machen. 

2.1  Sozialer Raum und Habitus
Mit der Feststellung, dessen Klassen seien nur theoretische, nicht 
aber in der Realität vorfindlich, wendet sich Bourdieu gegen Marx 
und dessen »›Salto mortale‹ von der Existenz [der Klassen] in der 
Theorie zur Existenz in der Praxis« (Bourdieu 1998c: 25). Jedoch 
verwirft er den Klassenbegriff nicht, sondern geht der Frage nach, 
unter welchen Bedingungen Klassen real existent sind.

Zunächst geht Bourdieu davon aus, dass die gesellschaftlichen  
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Primärressourcen aller Akteure ökonomisches, kulturelles und soziales 
Kapital sind, welche je unterschiedlich zu erwerben sind. In starker 
Vereinfachung ließe sich dabei ökonomisches Kapital als Geld, 
kulturelles Kapital als Bildung und Auftreten, soziales als Schlag-
kraft des eigenen interpersonellen Netzwerkes an Kontakten so-
wie exemplarisch wissenschaftliches Kapital als Grad der wissen-
schaftlichen Reputation bestimmen. Alle Kapitalien sind dabei 
definiert als »historisch angehäufte Arbeit und Energie […], die mit 
kalkuliert wie auch vor allem mit unbewusst verfolgten Strategien 
und Grundhaltungen erworben, umgewandelt und weitergegeben 
werden« (Krais 2005: 99). 

Zur Konstruktion theoretischer Klassen entwirft er alsdann ei-
nen Raum der Positionen (vgl. Abbildung 1). Um diesen zu konstru-
ieren, zieht er die Unterschiede in der Verfügung über kulturelles 
und ökonomisches Kapital der einzelnen Individuen heran. Zur 
Veranschaulichung des Modells kann sich ein zweidimensionales 
Schema vorgestellt werden, das unter Verwendung der Kriterien 
Kapitalvolumen und Kapitalstruktur ein Koordinatensystem aufspannt. 
Die in Bezug auf die verwandten Kapitalarten ökonomisches und 
kulturelles Kapital als gesellschaftlich (relativ) wohlhabend anzu-
sehenden Individuen situiert Bourdieu im oberen Schemabereich, 
die relativ armen im unteren (vertikale Zuordnung). Überwiegt an-
teilig je das ökonomische bzw. kulturelle Kapital, erfolgt die indi-
viduelle Einteilung der gesellschaftlichen Akteure entsprechend 
in den rechten bzw. linken Bereich (horizontale Zuordnung). Alle 
Kriterien verhalten sich dabei zueinander relational. 

Anhand der vertikalen Achse unterscheidet Bourdieu nun zu-
nächst drei theoretische gesellschaftliche Klassen: die herrschende 
(kapitalmächtigste), die Mittel- sowie die beherrschte (kapital-
ärmste) Klasse. Die herrschende Klasse teilt sich – entsprechend 
der jeweiligen Akteursposition auf der Horizontalen – in die Frak-
tionen der herrschenden Herrschenden (mit hohem ökonomischen 
und geringem kulturellem Kapital, z. B. Leiter von Handels- und 
Industrieunternehmen) sowie beherrschten Herrschenden (mit 
hohem kulturellem und geringem ökonomischem Kapital, z. B. 
Hochschullehrer und Kunstschaffende); eine Zwischenstellung 
nehmen Freiberufler wie Architekten oder Ingenieure ein. Die  

Pierre Bourdieus SozialtheoriePierre Bourdieus Sozialtheorie
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mittlere Klasse wird auch als Kleinbürgertum bezeichnet, das noch 
in aufsteigendes, exekutives und neues ausdifferenzierbar ist. Die 
Klasse der Beherrschten schließlich umfasst alle gesellschaft-
lichen Akteure, die relativ gesehen über wenig sowohl kulturelles 
als auch ökonomisches Kapital verfügen.

Die nun ermittelten Differenzen in der Ausstattung mit mate-
riellen und kulturellen Ressourcen sind für die Individuen jedoch 
nicht unmittelbar erfahrbar. Erst »wenn sie sich in Unterschieden in 
der Lebensführung niederschlagen, d. h. […] im sozialen Handeln  
hergestellt werden, werden sie zu wirklichen, nämlich für die Indi-
viduen wahrnehmbaren und bewertbaren sozialen Unterschieden. 
Die unterschiedlichen Praktiken, Besitztümer, Meinungsäuße-
rungen erhalten damit einen sozialen Sinn, insofern nämlich, als 
sie soziale Unterschiede anzeigen und damit die Zugehörigkeit zu 
der einen oder anderen Gruppe oder Klasse« (Krais 2005: 92). 

Indem also schließlich als zweite Dimension über den skiz-
zierten Raum der Positionen die Folie des je empirisch zu bestim-
menden Raums der Lebensstile gelegt wird, eröffnet sich der als 
solcher für die Individuen auch real wahrnehmbare soziale Raum, in 
dem Klassen mittels divergierender kultureller Praxen auch in der 
Realität erfahr- und beobachtbar sind.

Die so sichtbar gemachten Unterschiede in der Lebensfüh-
rung zwischen Angehörigen verschiedener Klassen sowie Klas-
senfraktionen sind, so Bourdieu, nur vermittels des Habitus- 
Konzeptes zu erklären. Der von Marx unternommene ›Salto mor-
tale‹ lasse sich nur vermeiden, wenn mittels dieses ein grundle-
gender Paradigmenwechsel im sozialwissenschaftlichen Denken 
vollzogen würde, »nämlich die Abkehr von einer Vorstellung vom  
sozialen Handeln, die dieses [einzig] als Resultat bewusster 
Entscheidungen bzw. als das Befolgen von Regeln begreift« 
(Krais 2002: 5). In diesem Sinne ist der Habitus denn auch de-
finiert als »ein sozial konstituiertes System von strukturierten 
und strukturierenden Dispositionen, das durch Praxis erwor-
ben wird und konstant auf praktische Funktionen ausgerichtet  
ist« (Bourdieu/Wacquant 1996: 154). In ihn sind spezifische  
Denk- und Sichtweisen, Wahrnehmungsschemata, Prinzipien des  
Urteilens und Bewertens eingegangen, die in der Gesellschaft 
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am Werk sind; er ist das »Körper gewordene Soziale« (ebd.: 161).
Dank dieses Theorems lassen sich die gesellschaftlich divergie-

renden Lebensstile sodann als gesellschaftlich naheliegende und 
nahegelegte soziale Selbstreproduktion der praktischen Zwänge und 
Notwendigkeiten in den jeweiligen Klassen- und sonstigen Lagen 
bestimmen: »Der Habitus ist […] ein praktischer Operator, ein Me-
chanismus, der die Praxis der Struktur anpaßt und damit die prak-
tische Reproduktion der Struktur gewährleistet« (Müller 1992: 255). 
Bourdieu erklärt sogar die Tatsache, dass »es bei den Beherrschten 
mehr Unterordnung (und weniger Subversion und Widerstand)« 
(Bourdieu/Wacquant 1996: 111) gebe, ausdrücklich »aus  der Logik  
der Anpassung der Dispositionen [also des Habitus] an die Ver-
hältnisse« (ebd.). Gegen Marx‘ falsches Bewusstsein setzt er die 
praktische Vernunft (Schwingel 2005: S. 51 ff.) der Akteure und argu-
mentiert zudem das Vorhandensein eines Klassenhabitus. »Damit ist 
gemeint, daß das Individuum wesentliche Elemente seines Habitus 
mit seinen Klassengenossen gemeinsam hat, selbst dann, wenn es 
nicht ›klassenbewußt‹ im Sinne von Marx handelt« (Krais 2005: 93):
Wer in einer Arbeiterfamilie aufgewachsen ist, so Bourdieus Logik, der 

kleidet sich in der Regel eben auch anders als jemand, dessen Va-
ter Chefarzt war, er bevorzugt andere Speisen, liebt andere Filme 
und Musik, schätzt andere Sportarten und Freizeitaktivitäten, hat 
andere Lese- und Lerngewohnheiten, einen anderen Sprachduk-
tus, andere Berufswünsche und auch einen anderen Freundeskreis 
(Hartmann 2004a: 89).

Das Habitus-Konzept impliziert dabei in keiner Weise vollkom-
mene Determiniertheit der Individuen, sondern ist als eine Art sozial 
erworbener »Handlungsgrammatik« (Krais 2002: 32) zu verstehen.

Abbildung 1: Raum
der Positionen

Quelle: Schwingel 2005: 106
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Abbildung 2c: Soziale Milieus in Westdeutschland:
Die ständische Stufung der Bildungswege*

 

Quelle: Vester 2004a: 41

* Bei der Grafik handelt es sich um die stilisierte und in Milieucluster gegliederte Darstel-

lung des sozialen Raumes Westdeutschlands im Jahr 2003 (vgl. Vester/v. Oertzen/Geiling/

Hermann/Müller 2001: 45 ff.). Sie verdeutlicht die Abhängigkeit zwischen Milieu-/Klassen-

zugehörigkeit und Bildungsabschluss (institutionalisiertem kulturellem Kapital).
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2.2  Soziales Feld und Kapital
Die im sozialen Raum vorfindlichen gesellschaftlichen Gruppie-
rungen lassen sich in einem weiteren Schritt nicht nur in Klassen, 
sondern auch – und zusätzlich – zu sozialen Feldern zuordnen. 
So sind beispielsweise Felder der Kunst, der Politik, der Wissen-
schaft etc. bestimmbar, in denen andere Spielregeln als jene der 
dargestellten Verteilung von ökonomischem und kulturellem Ka-
pital gelten, anhand derer die Möglichkeit zu sozialem Auf- und 
Abstieg festgemacht ist. Jeweils vorfindlich sind in diesen spezi-
fischen Feldern eigene Problemdefinitionen, eine eigene Sprache 
sowie feldspezifische Interessen (vgl. Bourdieu 2005b: 13).

Während die gesellschaftlichen Primärressourcen aller Akteure 
ökonomisches, kulturelles und soziales Kapital sind (vgl. Kap. 2.1), tritt 
in je spezifischen Feldern eine je spezifische weitere Kapitalsorte 
hinzu. Im wissenschaftlichen Feld wissenschaftliches Kapital, im politi-
schen Feld politisches Kapital etc. 

Die spezifischen Felder sind dabei insofern relativ autonom, als 
dass in ihnen vordergründig die Regeln der je vorfindlichen spezi-
fischen Kapitalsorte die Positionen der Akteure im Feld bestim-
men (Schwingel 2005: 82 ff.): Im wissenschaftlichen Feld kommt 
es in diesem Sinne nur hintergründig auf die Verfügung über öko-
nomisches etc. Kapital an; die notwendige wissenschaftliche Repu-
tation ist hier nur sekundär durch die drei Primärkapitalsorten zu 
erlangen. Anders gesagt: Die Verteilung wissenschaftlicher Re-
putation folgt zu allererst den Regeln des Wissenschaftsbetriebs, 
diese jedoch sind sehr wohl gesellschaftlich fundiert. 

Da die Feld-Kapitalien stets knapp bemessen sind, befinden 
sich auch die Akteure innerhalb der sozialen Felder in ständigem 
Kampf hierum. Bourdieu unterstellt ihnen daher generell eine – im 
Habitus organisierte – »Ökonomie der praktischen Handlungen« 
(Müller 1992: 254) und folgert, dass jedwede individuellen Hand-
lungen, auch jene, die sich als interessenlose oder zweckfreie, 
also von der Ökonomie befreite verstehen, als ökonomische, auf 
die Maximierung des Gewinns an Kapitalerträgen ausgerichte-
te, Handlungen zu definieren sind (ebd.: 256 f.). Für das wissen-
schaftliche Feld bedeutet dies: Alle Wissenschaftler kämpfen um 
dieselben knapp verteilten Ressourcen an wissenschaftlichem 
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Kapital und also Reputation und Aufstiegschancen. Zwar streben 
sie dabei nicht – zumindest primär – nach Profit an ökonomischem, 
wohl aber, bewusst wie unbewusst, wissenschaftlichem Kapital 
und verhalten sich demzufolge zweckrational. 
Dabei sind die Kapitalien meist unter Aufbringung verschiedener 
Transformationskosten ineinander konvertierbar und gilt das öko-
nomische Kapital als tendenziell dominant: »Man muß […] von 
der doppelten Annahme ausgehen, daß das ökonomische Kapi-
tal einerseits allen anderen Kapitalarten zugrundeliegt, daß aber 
andererseits die transformierten und travestierten Erscheinungs-
formen des ökonomischen Kapitals niemals ganz auf dieses zu-
rückzuführen sind, weil sie ihre spezifischsten Wirkungen über-
haupt nur in dem Maße hervorbringen können, wie sie verbergen 
(und zwar zu allererst vor ihrem eigenen Inhaber), daß das ökono-
mische Kapital ihnen zugrundeliegt und insofern, wenn auch nur in 
letzter Instanz, ihre Wirkungen bestimmt« (Bourdieu 2005b: 70 f.).

2.3  Bildungssystem und Intelligenz 
Dem Bildungssystem und der Intelligenz fallen in der kapitali-
stischen Klassengesellschaft spezifische Aufgaben zu.

Während die materiell herrschende Klasse früher einfach ent-
scheiden konnte, wem sie – in jedweder Weise – ihre Macht ver-
erbte, muss sie sich heutzutage den Regeln des Bildungssystems 
als eigenem Feld unterwerfen. Statistisch gesehen bleibt der Ef-
fekt hierbei zwar derselbe, wird die Reproduktion gesichert wie 
bei der direkten Weitergabe von Macht zuvor, die Auswahlprin-
zipien sind jedoch andere. Die modernen Bildungsinstitutionen 
können ihren Beitrag zur Reproduktion der herrschenden Klasse 
nur leisten, wenn sie ihren eigenen Regeln folgen, das heißt, auch 
einzelne Kinder derselben zu opfern und solche anderer Klassen 
aufzusteigen zu lassen bereit sind (vgl. Hartmann 2004a: 95 f.); ihre 
tatsächliche Funktion – die Reproduktion und Legitimation (Bour-
dieu 2001a: 45) sozialer Ungleichheit (vgl. insbesondere Bourdieu/
Passeron 1971) – wird hierdurch nahezu  unsichtbar gemacht. 

Das objektive Ziel des Bildungssystems besteht denn auch 
nicht etwa darin, allen gleichermaßen das Lernen zu ermöglichen, 
sondern eine Hierarchie der Leistungsunterschiede, das heißt 
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›gute‹ und ›schlechte‹, ›begabte‹ und ›unbegabte‹ Schülerinnen 
und Schüler, herzustellen. Holzkamp (1993) und Kalthoff (1996) 
haben diesbezüglich einen wesentlichen Mechanismus der schu-
lischen (wie hochschulischen) Differenzierung aufgedeckt: Art 
des Unterrichts, Verteilung der Noten und Schwierigkeitsgrad der 
Prüfungen werden stets so ausgerichtet, dass, ganz egal, wie viel 
die Schülerinnen und Schüler tatsächlich lernen, nicht alle erfolg-
reich sein können, sondern es am Ende jeder Prozedur nur wenige 
›sehr Gute‹, viele ›Befriedigende‹ sowie einige ›Mangelhafte‹ und 
›Ungenügende‹ geben muss (vgl. Wernicke 2006c, Wernicke/Him-
pele 2007). 

Damit unter der Prämisse derlei Wettbewerbs »die am meisten 
Begünstigten begünstigt und die am meisten Benachteiligten be-
nachteiligt werden, ist es notwendig und hinreichend, dass die 
Schule […] die kulturelle Ungleichheit der Kinder der verschie-
denen gesellschaftlichen Klassen ignoriert. Anders gesagt, indem 
das Schulsystem alle Schüler, wie ungleich sie auch in Wirklich-
keit sein mögen, in ihren Rechten und Pflichten gleich behandelt, 
sanktioniert es faktisch die ursprüngliche Ungleichheit gegenü-
ber der Kultur« (Bourdieu 2001a: 39) und verleiht dieser somit den 
»Anschein von Legitimität« (ebd.: 25). Indem es auf jeder Stufe 
aufs Neue anhand vermeintlich objektiver Messungen vermeint-
liche Begabungen und Nichtbegabungen attestiert, überzeugt es 
die Verlierer schließlich davon, für ihre Eliminierung selbst verant-
wortlich zu sein, während es den Kindern der höheren Klassen mit 
hoher Wahrscheinlichkeit den sozialen Aufstieg zur Position ihrer 
Eltern im sozialen Raum als vermeintlich selbst erarbeitet vererbt. 
Bourdieu spricht diesbezüglich von »Klassenrassismus« (ebd.: 
147), der es den Herrschenden seit Jahrhunderten ermöglicht, sich 
selbst bar jeder Grundlage als Wesen höherer Art und Wertigkeit 
zu begreifen und die von ihnen Beherrschten als ›dummes Pack’ 
anzusehen. Umso höher mensch also im Bildungssystem gelangt, 
umso mehr Jugendliche und junge Erwachsene hoher sozialer 
Herkunft trifft man dort an (vgl. Abbildung 3). Allein die Noten-
vergabe – in Deutschland überdies eingebettet in eine ihre Wir-
kungen zementierende Dreigliedrigkeit des Schulsystems – sorgt 
eben hierfür (vgl. Abbildungen 3 und 4).  

Pierre Bourdieus Sozialtheorie
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Dies gilt auch und insbesondere für den Wissenschaftsbetrieb, 
bezüglich dessen überdies zwei weitere Spezifika von Belang sind: 
Zum einen stellen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler für 
Bourdieu einen Teil der beherrschten herrschenden Klasse dar. 
Das bedeutet: Mit ihrer hohen Ausstattung an kulturellem Kapi-
tal (vgl. Abbildungen 2a und 2b; etwa: oberes Drittel, linke Seite) 
haben sie eine hohe Verfügungsgewalt über die gesellschaftliche 
Wissens-, Kultur und somit Sinnproduktion, befinden sich jedoch 
in ökonomischer Abhängigkeit vom ökonomisch herrschenden 
Teil der herrschenden Klasse (vgl. Abbildungen 2a und b; etwa: 
oberes Drittel, rechter Seite). Da Schule wie auch Hochschule je-
doch definieren, »was relevante Problemstellungen sind, was wert 
ist, behandelt zu werden und wie darüber gedacht und gesprochen 
werden soll« (Bourdieu 2001a: 10), besteht diese Abhängigkeit po-
tentiell wechselseitig.

Abbildung 3: Bildungstrichter 2005: 
Schematische Darstellung sozialer Selektion

Quelle: Deutsches Studentenwerk 2007: 8
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Abbildung 4: Bildungsbarrieren: Fünf Schwellen der 
Bildungsbeteiligung 2004 in Prozent

Quelle: Deutsches Studentenwerk 2007: 3

2.4  Symbolische Gewalt
Auf dieser Ebene berühren das Bildungssystem und dessen Funk-
tion bereits das letzte relevante (sowie zentrale) Bourdieu’sche 
Erkenntnisinstrument: das Theorem der symbolischen Macht re-
spektive Gewalt, die als solche einer politischen, kulturellen, öko-
nomischen oder anderen Macht erst die Möglichkeit verleiht, sich 
in »ihrer Wahrheit als Macht, als Gewalt, als Willkür verkennen zu 
lassen« (Bourdieu 2005b: 82) und für welche die bisher skizzierten 
Theoreme die komplexen gedanklichen Grundlagen sind. Symbo-
lische Macht respektive Gewalt »ist das Potential, Bedeutungen 
durchzusetzen und ihre Anerkennung zu erreichen« (Fuchs-Hein-
ritz/König 2005: 207), also die Deutungshegemonie bezüglich des 
Sinns der sozialen Welt zu erlangen.

Die Funktion des Symbolischen in der Entwicklung und Anwen-
dung symbolischer Gewalt können verschiedenste materielle und 
soziale Momente übernehmen: ein Kleidungsstück, ein Kunstge-
genstand, ein Hochschulabschluss, die Körperhaltung, die Mimik 
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etc. »Die symbolische Kodierung von Gewalt lässt ihren eigent-
lichen Zweck, nämlich die Aufrechterhaltung von Ungleichheit, 
Abhängigkeit und Fremdbestimmung im Interesse herrschender 
sozialer Klassen, [dabei] gleichsam vergessen und unsichtbar wer-
den« (Peter 2004: 49). Voraussetzung hierfür ist, dass die Symbole 
bereits einen spezifischen Erkennungswert für die Betroffenen 
haben und so Sinndeutungen auslösen, welche die Akzeptanz ge-
sellschaftlicher Macht zur Folge haben. Insofern ist symbolische 
Gewalt ein »Prozess, der, um mit Bourdieu zu sprechen, sowohl 
ein Erkennen bzw. Anerkennen (reconnaissance) als auch ein Ver-
kennen (méconnaissance) hervorruft« (ebd.). 

Diese Macht bzw. Gewalt durchzieht alle sozialen Felder, den 
gesamten sozialen Raum. Damit sie – wie bspw. im Falle der ge-
schilderten sozialen Selektion mittels Notenvergabe – als Mecha-
nismus der Unterdrückung verkannt und, da willkürlich und somit 
vernünftig nicht begründbar, dennoch als notwendig, segensreich 
und legitim anerkannt wird, bedarf es laut Bourdieu sozialer Magie 
(ebd.: 50), sowie der vermittels habituell angelegter Dispositionen 
organisierten stillschweigenden Komplizenschaft der Unterwor-
fenen selbst: »Wenn so die magische Verwandlung von objektiver 
gesellschaftlicher Macht in symbolische Gewalt stattfindet, indem 
Machtinteressen und Herrschaftsziele in ihr Gegenteil, in selbst-
lose Liebe, moralische Autorität oder gesellschaftliche Autorität 
verwandelt werden, dann entfällt, wie Bourdieu schon früh erkannt 
hat, jede Notwendigkeit einer sachlichen Begründung symbo-
lischer Herrschaft und Gewalt« (ebd.).

Die Möglichkeit, symbolische Gewalt auszuüben, erklärt Bour-
dieu dabei mittels der Verfügungsgewalt über eine vierte (primä-
re) Kapitalart: das symbolische Kapital, welches aus allen anderen 
Kapitalsorten transformiert werden kann (vgl. ebd.: 53): »Ich nenne 
symbolisches Kapital eine beliebige Sorte von Kapital […], wenn 
sie gemäß Wahrnehmungskategorien, Wahrnehmungs- und Glie-
derungsprinzipien, Klassifikationssystemen, kognitiven Systemen 
wahrgenommen wird, die zumindest zu einem Teil das Produkt der 
Inkorporierung der objektiven Strukturen des betreffenden Feldes 
sind« (Bourdieu 1998c: 150), etwas verkürzt also gesellschaftliches 
Prestige (vgl. Abbildung 5). Über hiervon jeweils relativ am meisten 
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verfügen diejenigen Menschen in gesellschaftlichen »Schlüssel- 
und Führungspositionen« (Peter 2004: 54). 

Mittels dieses Theorems zielt Bourdieu darauf ab, zu erklären, 
wie es gesellschaftlichen Mächten – in der Regel der herrschenden 
Klasse – gelingt, sich und ihre Herrschaft als legitim, alternativlos 
oder ›letzte Wahrheit‹ zu präsentieren. Hier zeigt sich, wie Einzelin-
teressen sprachlich als gesellschaftlich hegemonial verankert wer-
den, weshalb ich in meiner Arbeit den begrifflichen Wandel und das 
jeweilige Verständnis von Autonomie und Freiheit bezüglich Hoch-
schulen und Wissenschaft untersuche: Schließlich bedeutet die 
Möglichkeit, ein »Wort [vermittels symbolischer Macht] an die Stel-
le eines anderen zu setzen […], die Sicht der sozialen Welt zu ver-
ändern und dadurch zu deren Veränderung beizutragen« (ebd.: 84). 

Bourdieu betrachtet dieses Theorem auch als zentralen Ge-
genstand seiner wissenschaftlichen Bemühungen (vgl. Fuchs-
Heinritz/König 2005: 213) und konstatiert:
Will die Soziologie mit dem aller Mythologie eigenen Anspruch brechen, 

den willkürlichen Unterteilungen der gesellschaftliche Ordnung ins-
besondere der Arbeitsteilung, eine vernunftmäßige Begründung zu 
geben und damit das Problem der Klassifizierung und Rangordnung 
der Menschen logisch oder kosmologisch zu lösen, hat sie den Kampf 
um das Monopol auf legitime Repräsentation der Sozialwelt, jenen 
Kampf der und um Klassifikationssysteme, der Teil jeder Form von 
Klassenkampf ist (zwischen Alters- und Geschlechts- sowie Gesell-
schaftsklassen), zu ihrem ureigensten Gegenstand zu erheben – statt 
nur blindlings als Objekt darin verstrickt zu sein (Bourdieu 1985: 53).

Pierre Bourdieus Sozialtheorie
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Abbildung 5: Logik der Kapitalsorten

Quelle: Müller 1992: 283
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3. Hochschulreformen in Deutschland 

3.1  Von der mittelalterlichen Universität zur modernen  
Wissenschaft

3.1.1  Gesellschaftliche Rahmenbedingungen 
Auch wenn man sich in Deutschland inzwischen »daran gewöhnt 
[hat], die Geschichte der Wissenschaften so zu schreiben, als wä-
ren sie vom Himmel gefallen« (Engels 1968: 205), hätten sie also mit 
Gesellschaft und Politik nichts gemein, lässt sich deren Entstehung 
doch exzellent als Genese bürgerlicher Wissenschaft skizzieren. 

Der Fall Galileo Galilei3 steht dabei exemplarisch für den Kampf 
um die Befreiung wissenschaftlichen Denkens von bornierter An-
bindung an Feudaladel, Klerus und Religion. Doch verdankt sich die 
Ermöglichung neuzeitlicher Wissenschaft faktisch »nicht in erster 
Linie dem Ethos und dem Mut einzelner Wissenschaftler, sondern 
einer bestimmten historisch-gesellschaftlichen Konstellation, dem 
Aufkommen des Bürgertums nämlich, von dessen Durchsetzung zu 
einer einflussreichen und schließlich herrschenden Klasse die wis-
senschaftliche ›Beherrschung‹ der Natur nicht zu trennen ist« (Mar-
kard 2005a: 21).

Friedrich Engels (1972: 299) hat diesen Sachverhalt wie folgt zu-
sammengefasst: 
Das Bürgertum gebrauchte zur Entwicklung seiner industriellen Pro-

duktion eine Wissenschaft, die die Eigenschaften der Naturkörper 
und die Betätigungsweisen der Naturkräfte untersuchte. Bisher 
aber war die Wissenschaft nur die demütige Magd der Kirche ge-
wesen, der es nicht gestattet war, die durch den Glauben gesetz-
ten Schranken zu überschreiten – kurz, sie war alles gewesen, nur 
keine Wissenschaft. Jetzt rebellierte die Wissenschaft gegen die 
Kirche; das Bürgertum brauchte die Wissenschaft und machte die 
Rebellion mit. 
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Zuvor waren bereits ab dem 11. Jahrhundert4 aus dem System der 
Kloster- und Domschulen, die fast ausschließlich die Kinder des 
Adels ausbildeten, die ersten Universitäten5 hervorgegangen, die 
als solche, zumindest vorübergehend, nicht mehr als staatliche oder 
kirchliche Anstalten im Wortsinne als vielmehr universitas, Genos-
senschaften bzw. »Korporationen, die […] [zwar] bei beiden Mäch-
ten Schutz suchten« (Bezold 1898: 459), jedoch analog den Zünf-
ten und Gilden der bürgerlichen Handwerker und Kaufleute nach 
Unabhängigkeit strebten, anzusehen sind. Diese durchbrachen im 
Sinne des Bürgertums erstmalig formal »die strengen ständischen 
Schranken der mittelalterlichen Gesellschaft [indem sie, was auch 
so blieb,] […] Adelige, Bürger- und Bauernsöhne« (Schelsky 1963: 
14) gleichsam als Studenten aufnahmen, was die spätere auch in-
haltliche Emanzipation von kirchlich-aristokratischer Bevormundung 
erst möglich erscheinen lässt. 

Schon ab der zweiten Gründungswelle der mittelalterlichen Uni-
versitäten etwa Mitte des 14. Jahrhunderts kam es daraufhin jedoch 
im »Zuge des sukzessiven Machtverfalls von päpstlicher und kai-
serlicher Autorität […] zur Säkularisierung und Territorialisierung 
der deutschen Hochschullandschaft: Die Universitäten wurden dem 
Machtkalkül der einzelnen Landesherren unterworfen, die eine eige-
ne ›Staatsschule‹ für Zwecke der Herrschafts- und Loyalitätssiche-
rung brauchten. Aus den autonomen genossenschaftlichen Korpo-
rationen waren staatliche Einrichtungen geworden« (Keller 2000: 30), 
was für diese den Verlust »wichtige[r] Selbstverwaltungsrechte wie 
[…] [etwa des] Selbstergänzungsrecht[s] des Lehrkörpers« (ebd.) 
bedeutete; aus anfänglich besoldeten Hochschullehrern gingen als-
bald Staatsbeamte auf Lebenszeit hervor. 

Ab dem 17. Jahrhundert nahm die Bedeutung dieser universi-
tären Staatsdienerschulen derart zu, dass dies die Einführung eines 
staatlich regulierten Prüfungswesens, regierungsamtlicher »Uni-
versitäts-Organisateure« (Keller 2000: 31) sowie den Verlust univer-
sitärer Satzungs- und Finanzautonomie nach sich zog: 
Die Universitäten wurden einem allgemeinen Aufsichtsrecht des Lan-

desherrn unterworfen, das dem Monarchen umfassende Untersu-
chungs-, Kontroll- und Eingriffsrechte zuschrieb. Um eine effektive 
staatliche Aufsicht zu gewährleisten, wurden den Universitätsrek-
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toren [zudem] staatlich bestellte Kanzler oder Kuratoren zur Seite 
gestellt (ebd.). 

Die derart der direkten Fremdbestimmung durch absolutistische 
Landesfürsten ausgesetzten deutschen Universitäten gerieten 
schließlich – gen Ende des Heiligen Römischen Reiches Deutscher 
Nationen – in eine tiefe Krise, da sie mit der modernen und ökono-
misch notwendigen Wissenschaftsentwicklung nicht mehr mithalten 
konnten. Ein regelrechtes »Universitätssterben« (ebd.:32) setzte ein, 
welches in Folge auch den ökonomischen Interessen von Adel und 
Klerus als Herrschenden zuwider lief.

So reifte mehr und mehr die Idee einer freien, das heißt von 
marktschädlichen obrigkeitlichen Fesseln befreiten, der Ökonomie 
förderlichen bürgerlichen Wissenschaft heran. Vor allem auch be-
günstigt durch, wie Robert K. Merton (1970) im Anschluss an Max 
Weber (2006) herausgearbeitet hat, die Anschauungen und Glau-
bensüberzeugungen der puritanisch-protestantischen Ethik, welche 
zu rationaler, unermüdlicher Betriebsamkeit anspornten und somit 
günstige Voraussetzung nicht nur für die Entstehung des heutigen 
kapitalistischen Systems, sondern auch wissenschaftliche Erfolge 
schufen: Passte sich die neue religiöse Bewegung einerseits dem 
wachsenden Ansehen der Wissenschaft an, mobilisierte sie auf der 
anderen Seite »auf einer elementaren Ebene Anschauungen, die ihre 
Anhänger zu einem tiefen, beharrlichen Interesse an wissenschaft-
licher Arbeit anregte« (Merton 1995: 61). 

In gesellschaftlicher Hinsicht stehen dabei Aufklärung, Rationa-
lismus und Protestantismus in engem Zusammenhang mit dem Auf-
stieg der neuen Klasse des Bürgertums. Als ökonomischer Hinter-
grund der »modernen Wissenschaftsentwicklung […] [ist dabei vor 
allem eben deren] Bedürfnis [wenn nicht sogar: die Notwendigkeit] 
nach einer ›nützlichen‹ Wissenschaft, die nicht zuletzt die Grund-
lagen für eine in der industriellen Revolution des 19. Jahrhunderts 
mündende technologische Weiterentwicklung der Produktivkräfte 
legte« (Keller 2000: 31), anzusehen.

Der Weg zur modernen Wissenschaft
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3.1.2  Analyse und Konsequenzen nach Bourdieu 
Analytisch lässt sich mit den Werkzeugen Bourdieus die Wissen-
schafts- und Universitätsgeschichte von ihrem Beginn im Mittelalter 
bis hin zum Anfang des 19. Jahrhunderts (und darüber hinaus) als 
schleichende Neukonfiguration des intellektuellen Feldes mit ge-
samtgesellschaftlichen Konsequenzen (siehe Schaubild 2) im Sinne 
eines Klassenkampfes beschreiben: Dem allmählichen, vor allem 
ökonomischen Erstarken der neuen Klasse des Bürgertums, die der 
bis dahin beherrschten Klasse des 3. Standes entspringt, gesellt sich 
ein formal wie inhaltlich wachsender institutioneller Einfluss dersel-
ben auf das Bildungswesen hinzu, der ob seiner Auswüchse von den 
Herrschenden – Adel und Klerus – schließlich ein ums andere Mal 
unterbunden werden muss. Dennoch wird hierdurch der allmähliche 
Siegeszug der rationalen und später rational-aufklärerischen bürger-
lichen Weltsicht im Sinne einer »Heterodoxie« (Müller 1992: 302) über 
die herrschende klerikale »Orthodoxie« (ebd.) initiiert. 

Oder, anders ausgedrückt: Vermittels der Universitäten bildet 
sich – lebensweltlichen Veränderungen durch Verstädterung und 
Produktivkräfteentwicklung folgend – mit dem neuen Berufsstand 
des antiklerikalen, rationalen Gelehrten, der alsbald zum Staatsbe-
amten erhoben wird, allmählich eine neue Habitusform heraus, de-
ren Denken einerseits mehr und mehr zum gesellschaftlich hege-
monialen lanciert, andererseits aber auch die Deutungshegemonie 
über die soziale Welt im Sinne des Bürgertums zu beanspruchen 
sucht. Dieser Prozess ist als eine schleichende »symbolische Re-
volution« (Schwingel 2005: 130), verstanden als Umsturz der intel-
lektuellen Kräfteverhältnisse, der tiefgreifende Veränderungen der 
Doxa (Müller 1992: 304) nach sich zieht, zu begreifen. Der etwa um 
1700 einsetzende gesellschaftliche Wandel vom Absolutismus hin 
zum aufgeklärten Absolutismus verleiht dieser Analyse dabei eben-
so wie das Erfordernis der Lutherischen Reformation empirischen 
Halt: beides ist als notwendig gewordene Reaktion auf einen suk-
zessiven Herrschaftsverlust der bis dato herrschenden Klassen zu 
verstehen. 
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3.2  Die Humboldt’sche Hochschulreform

3.2.1  Gesellschaftliche Rahmenbedingungen 
In diesem Licht ist auch die im 19. Jahrhundert stattfindende, wi-
der das Universitätssterben in Preußen gerichtete und mit dem 
Namen Wilhelm von Humboldt verbundene, Universitätsreform zu 
verstehen. Denn während sich das Bürgertum in Großbritannien 
und Frankreich bereits vom Adressaten der Obrigkeit zu deren Kon-
trahenten emanzipiert hatte, »bestand – abgesehen von regionalen 
Differenzierungen – in Preußen und […] anderen Ländern des ehe-
maligen Deutschen Reiches [zur dieser Zeit] noch eine Einheit von 
Staat und Gesellschaft« (Nitsch/Gerhardt/Offe/Preuß 1965: 10) Der 
aufgeklärt-absolutistische deutsche Staat, der in enger Verbin-
dung mit seiner merkantilistischen Wissenschaft das Wohl seiner 
Untertanen selbst herzustellen suchte, war auch zu Beginn des  
19. Jahrhunderts noch Obrigkeitsstaat.

»Die Wissenschaft, deren er am nötigsten bedurfte, war die Ka-
meralistik, die deshalb auf den Universitäten gelehrt werden muss-
te; auch die Ärzte, Veterinäre, Juristen, Bergbaufachleute« wurden 
für den Staat ausgebildet, der die großen Produktionsbetriebe wie 
Bergwerke und Manufakturen noch sein eigen nannte (ebd.). Je 
größere Teile der gesellschaftlichen Reproduktion jedoch in die pri-
vate Verfügungsgewalt des noch mittelständischen Bürgertums ge-
langten, desto mehr übernahm der Staat politische Funktionen und 
vollzog sukzessive den Wandel zum Ordnungsstaat: Die allseitige 
Wohlfahrt war nun nicht mehr ihm selbst anheim gestellt, sondern 
wurde an den gesellschaftlichen Mechanismus widerstreitender Par-
tikularinteressen, die es durch den Staat zu ordnen galt, delegiert. 

Durch die bürgerliche Revolution in Frankreich (1789 bis 1799) 
gerieten dieser Staat und die in ihm Herrschenden nun sowohl 
unter Legitimations-6 als auch, dem verlorenen Krieg gegen Na-
poleon geschuldet, existentiellen ökonomischen Druck. Die obrig-
keitliche Bevormundung der Wissenschaft hatte sich als Hinder-
nis des Wirtschaftswachstums und somit als nicht zukunftsfähig 
erwiesen, so dass nur noch »eine Anpassung der Universitäten 
an die ökonomisch bedingte und geistesgeschichtlich geforderte  
Wissenschaftsentwicklung [und somit die Interessen des Bürger-
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tums] – durch eine Neubestimmung des Verhältnisses von univer-
sitär verfaßter Wissenschaft und Staat – den [endgültigen] Nieder-
gang […] [derselben] aufhalten zu können« (Keller 2000: 32) schien 
– und zudem ein tragbarer Klassenkompromiss in einer Zeit, in der 
der Staat dringend »bürgerliche Intellektuelle [benötigte], um Re-
formen der staatlichen Institutionen durchzusetzen, die für das 
[ökonomische] Überleben [sowie gewünschte militärische Wieder-
erstarken] des Staates notwendig waren« (Vinnai 1993: 104), war. 

»Solange [der staatstragenden Schicht des aufgeklärten Beam-
tentums als] […] nicht mehr vornehmlich am persönlichen Willen 
des Souveräns ausgerichteten personalen staatlichen Substanz 
[jedoch] kein ökonomisch und politisch voll entwickeltes Bürgertum 
gegenübertrat, war allein die fortschrittlich gesinnte [und großteils 
den Ideen von Adam Smith und seinem Hauptwerk Wealth of Nations 
anhängende (vgl. Bollenbeck 1996: 170)] Bürokratie stark genug,  
die fälligen Reformen von oben durchzusetzen, durch welche dem 
Bürgertum ein beschränktes Maß an staatsbürgerlicher Freiheit  
und Selbstverwaltung zugewiesen wurde« (Nitsch/Gerhardt/Offe/
Preuß 1965: 11), und welche schließlich auch die Universitäten er-
reichten.

Insbesondere die in diesem Kontext relevante, in Deutschland 
neu aufkommende »Idee des Kulturstaates muß [dabei] in ihrer dia-
lektischen Beziehung zur Französischen Revolution und den gesell-
schaftlichen Erschütterungen, die von dieser ausgingen, gedeutet 
werden. Als ideeller ›Ersatz‹ der [bürgerlichen] Revolution sollte 
sie zugleich ihre ›Aufhebung‹ im vernünftigen Staat sein« (ebd: 12 
f.): Ein »Blick auf die semantische Lage um 1800 […] zeigt […], dass 
sich [die Begriffe] ›Bildung‹ und ›Kultur‹ gegenüber ›Erziehung‹ und 
›Aufklärung‹ durchsetzen« (Bollenbeck 1996: 164). Indem beide Be-
griffe schließlich miteinander verknüpft werden, drängen sie den 
weiten Kulturbegriff der Aufklärung ab, worin eine »spezifisch deut-
sche semantische Innovation« (ebd.) wie auch »Abkopplung von der 
westeuropäischen Semantik« (ebd.) zu sehen ist: 
Bildung etablierte sich für die Legitimation der bürgerlichen Gesell-

schaft als Leitbegriff und Deutungsmuster […] [just in dem] Au-
genblick, in dem die [tatsächliche] bildungsgemäße Entfaltung des 
freien Individuums bereits verstellt war: Als affirmative Kategorie 



43 

wird Bildung für den Homo oeconomicus instrumentalisiert, als 
regressive Kategorie […] für das [vermeintlich] nationale Interesse 
des Volkes (Behrens 2005: 45)7.

In der Konsequenz soll sich dem neuhumanistischen Bildungsideal 
deutscher Couleur gemäß nun jeder »aus sich selbst und um sei-
ner selbst willen frei entfalten. Das ist ein individualistisches und 
emanzipatorisches Programm, das den einzelnen ohne offene po-
litische Machtansprüche von den Zwängen des absolutistischen 
Rechts- und Sozialmodells, von den Ansprüchen des Staates an 
die Staatsuntertanen unter Berufung auf allgemeine Wohlfahrt und 
Glückseligkeit befreien will« (Bollenbeck 1996: 164 f.) – und zugleich 
das symbolische Äquivalent des forcierten Klassenkompromisses, 
dessen Treuhänder bezüglich der neuen, klassischen Universitätsi-
dee Wilhelm von Humboldt (1767 – 1835) werden soll. 

3.2.2  Leitbilder der Reformidee
Humboldt hatte als adeliger, verbeamteter Leiter der Unterrichtsab-
teilung im preußischen Innenministerium 1808/09 die Gelegenheit, 
seine Vorstellungen einer notwendigen Universitätsreform in die 
Praxis umzusetzen – »insbesondere durch die Vorbereitung der Neu-
gründung der Berliner Universität« (Keller 2000: 32) 1810, die gemein-
hin als Humboldt’sche Universität bezeichnet wird. 

Tatsächlich sind die mit dieser Universität in Verbindung ge-
brachten Ideen aber nicht, auch wenn Humboldts Einfluss auf sie 
als »bestimmend anzusehen ist« (Schierholz 2004: 24), auf ihn allein 
zurückzuführen, sondern von verschiedenen Persönlichkeiten sowie 
politischen Zwängen ›inspiriert‹ (ebd.): Humboldts ursprüngliches 
Anliegen war nicht etwa die Reformierung der etablierten Univer-
sitäten, sondern richtete sich grundsätzlich gegen die bestehende 
Struktur. Ihm ging es um die Gründung einer »ganz neuen Art wis-
senschaftlicher Institution« (ebd.: 25) – und die Überwindung der 
im Zunftwesen erstarrten Universität, die als »akademisches Berg-
werk« (Nitsch/Gerhardt/Offe/Preuß 1965: 8) in die Kritik geraten war.

Die Humboldt’sche Hochschulreform
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—  Einsamkeit und Freiheit
Ausgehend von der neuen Idee des Ordnungsstaates begründete 
Humboldt für seine Universitätsidee zunächst ein neues Verhältnis 
zwischen dem Staat und den Einrichtungen von Bildung und Wis-
senschaft: »Nach Humboldt’scher Vorstellung hatte der Staat bei 
seinen Maßnahmen gegenüber den Institutionen der Bildung und 
Wissenschaft diese um ihrer selbst willen, nicht aber um der staat-
lichen Macht- und Sozialinteressen willen zu fördern« (Schierholz 
2004: 24). Der Staat, der sein kultur- und bildungspolitisches Handeln  
an dieser Maxime ausrichtet, ist Kulturstaat und als solcher Voraus-
setzung für die Realisierung der Humboldt’schen Vorstellungen: 
Vertritt aber der Staat nicht die partikularen Interessen der bürger-

lichen Gesellschaft, sondern als Staat der Idealisten die allgemei-
nen Interessen, so ist es nicht er, vor dem die Universitäten zu 
schützen sind, sondern die von der Gesellschaft ausgehenden Inte-
ressen. Demgemäß forderte Humboldt [auch] nicht die Freiheit von 
der Herrschaft des Staates, um die Universitäten in eine Selbstver-
waltung zu entlassen (ebd.). 

Freiheit bei der Auswahl der erforschten Inhalte und Ziele sollte den 
Universitäten dabei nur deshalb zuteil werden, weil Humboldt sich 
gerade hiervon den größten Nutzen für einen Staat versprach, der 
»Träger des Reformanspruchs nach freier Gesittung anstelle des 
Strebens nach realem Nutzen« (ebd.: 26) sein sollte. 

Nach seiner Vorstellung waren die Universitäten gerade dann am 
zweckdienlichsten für den Staat, »wenn diese aufbauend auf dem 
kulturstaatlichen Vertrauen in Distanz zu den unmittelbaren gesell-
schaftlichen Interessen in Einsamkeit und Freiheit einer reinen Wis-
senschaft nachgehen konnten. Auf das Ziel der Selbst- und Welter-
kenntnis ausgerichtet sollte die Humboldt’sche Bildungsidee ob 
ihres (vermeintlichen) Nutzens für die Gesamtgesellschaft gleich-
wohl nicht eine Abkopplung von der Gesellschaft und den Rückzug 
in den ›Elfenbeinturm‹ zur Folge haben« (ebd.: 27; Nitsch/Gerhardt/
Offe/Preuß 1965: 242 f.).

44  
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—  Einheit von Forschung, Lehre und Wissenschaft
Das am häufigsten mit dem Namen Humboldt in Verbindung ge-
brachte Universitätsideal ist jenes korporatistische und der mittel-
alterlichen Idee der universitas entspringende der Einheit von For-
schung, Lehre und Wissenschaft; nicht selten wird die Humboldt’sche 
Idee sogar hierauf reduziert (vgl. Schierholz 2004: 27).

Mit diesem Prinzip wird vor allem das gewünschte Verhältnis 
von Lehrenden und Lernenden definiert: »Danach sollen die For-
schungsergebnisse direkt in die Lehre eingehen und die Studieren-
den selbst an der Erarbeitung beteiligt werden. Indem umgekehrt die 
Forschungsergebnisse innerhalb der Lehre, die von Humboldt als 
das aus der Einsamkeit und Freiheit von Professoren und Studenten 
erfolgende, ungezwungene und absichtslose Zusammenwirken auf-
gefasst wurde, thematisiert werden, erfahren die Forschungsergeb-
nisse durch den Vortrag eine Überprüfung oder Weiterentwicklung« 
(ebd.: 27 f.). Für die Lehrenden impliziert dies eine fortwährende For-
schungstätigkeit, für die Lernenden einen sehr hohen ›Anspruch‹, 
der, so Humboldt, wohl »nicht von jedem erbracht werden könne« 
(ebd.: 28).

Zudem wendet sich Humboldt mit diesem Prinzip gegen alle 
utilitaristischen Bestrebungen, gilt sein Interesse doch der reinen 
Wissenschaft gemäß allgemeiner Erkenntnis- und Wahrheitssuche. 
»In diesem Sinne war für Humboldt jedes wissenschaftliche Erken-
nen immer auf das ›Ganze‹ des Wissens und der Wahrheit gegrün-
det« (ebd.).

—  Bildung durch Wissenschaft
Dem Leitbild ›Bildung durch Wissenschaft‹ zufolge verstand Hum-
boldt Wissen nicht nur als Lehrstoff, sondern sah es vor allem als 
Mittel zur Persönlichkeitsbildung an. Aufbauend auf der Vorstel-
lung der Einheit von Forschung und Lehre waren Studierende für 
Humboldt nicht nur Wissenskonsumenten, sondern sollten mittels 
Wissenschaft und wissenschaftlichen Austausches vor allem zu 
selbständigem Handeln auch außerhalb der Wissenschaft erzogen 
werden.

Dieses Leitbild baute vor allem »auf einer Selektionsfunktion der 
vorgelagerten Bildungseinrichtungen wie auch auf der [anti-egali-

Die Humboldt’sche Hochschulreform
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tären] Annahme auf, daß es sich bei den Studenten der Universi-
täten um eine, gemessen an der Gesamtbevölkerung, relativ kleine 
und vom Wissensstand her relativ homogene Gruppe handelte« 
(ebd.: 29).

Da Humboldt bewusst war, dass er hier Ideale formulierte, war 
deren Unerreichbarkeit von vorn herein mit einkalkuliert (vgl. ebd.).

3.2.3  Wissenschaftsfreiheit und Hochschulautonomie
Zusammenfassend ist festzustellen, dass die klassische Universi-
tätsidee Humboldts – anders als in den USA und Frankreich, wo die 
Universitäten in die Privatsphäre der sich konstituierenden bürger-
lichen Gesellschaft entlassen bzw. einer vollkommenen staatlichen 
Steuerung unterworfen wurden – darauf abzielte, »den geforderten 
Schutz kultureller und wissenschaftlicher Freiheit mit dem staatli-
chen Kulturauftrag in Übereinstimmung zu bringen« (Keller 2000: 33). 

Dabei kam dem Staat die Aufgabe zu, durch geeignete materiel-
le Gewährleistungen und institutionelle Vorkehrungen für eine freie 
Entwicklung des universitär verfassten Wissenschaftsprozesses zu 
sorgen und diesen von externen Eingriffen zu schützen. Wissenschaft 
wurde dabei sowohl als System mit eigener Zweckbestimmung und 
Sachlogik als auch als integraler Bestandteil staatlichen Handelns 
verstanden. Insofern war die von Humboldt gedachte Hochschulau-
tonomie bereits »von Anfang an eine Autonomie aus dem Recht des 
Staates [heraus], eine ›Autonomie‹ ohne jegliche Autarkie« (Narr 
1982: 227), rückgebunden zudem an ein diffuses gesellschaftliches 
Gemeinwohl (›allgemeine Wohlfahrt‹), das nicht nur aber auch we-
gen seines grundsätzlich affirmativen Verhältnisses zum Bestehen-
den wohl primär als das Wohl der herrschenden und aufstrebenden 
Klassen zu identifizieren ist – staatlicherseits jedoch geschützt vor 
unmittelbaren politischen Zugriffen einzelner. 

Dieses Verständnis von Wissenschaftsfreiheit korreliert dabei 
nicht etwa zufällig mit jenem der Gewerbefreiheit (Hofmann 1968: 12; 
siehe hierzu auch Schaubild 1), sondern manifestiert sich als deren 
Äquivalent auch ausgerechnet zu Zeiten des allmählichen Heraus-
bildens der Märkte und also des Konkurrenzkapitalismus, in einer 
Epoche, in welcher auch das zu diesem Zeitpunkt noch undifferen-
zierte Bürgertum als aufsteigende Klasse in Gänze an Bedingungen 
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gleichberechtigter, geordneter Konkurrenz aller gegen alle Marktteil-
nehmer interessiert war. 

Diese Freiheit von direkten gesellschaftlichen Eingriffen einzel-
ner in den Wissenschaftsbetrieb erscheint aus materialistischer 
Perspektive denn auch als Mechanismus zur Gleichbehandlung wi-
derstreitender Partikularinteressen der herrschenden und aufstre-
benden Klasse eben mittels derselben, die dabei zugleich eine per-
manente Entwicklung der Produktivkräfte sicherstellen soll und ob 
der in ihr angelegten »Vorstellung eines autonomen Individuums« 
(Bollenbeck 1996: 171) im Sinne des Homo oeconomicus letztlich 
über »den konkreten gesellschaftlichen Menschen« (ebd.) erha-
benen ist:
Die ›Freiheit von Wissenschaft und Forschung‹ ist die Trennung der 

Wissenschaft von der Entscheidung über die Verwendung ihrer 
Ergebnisse. Die Entscheidung darüber, was an Technologie pro-
duziert und angewandt wird, entspringt unternehmerischer bzw. 
staatlicher Kalkulation. […] Das Produkt […] steht dann den maß-
geblichen Instanzen der Gesellschaft zur freien Verfügung. Die 
Freiheit der Wissenschaft ist die Organisation der Unterordnung 
eines Wissens, das seiner Natur nach Mittel für alle möglichen 
Zwecke ist, unter die bestimmenden Interessen von Geschäft und 
Gewalt. Dies ist die Dialektik von Trennung und Unterordnung, 
das institutionelle Grundprinzip der bürgerlichen Wissenschaft  
(Dozekal 2003: 10).

Dennoch: Als subversiv sind Humboldts Vorstellungen insofern an-
zusehen, als dass es in der nach seinem Ideal verwirklichten Univer-
sität keine unmittelbaren politischen Zugriffe Mächtiger – wie es sie 
in der Vergangenheit durch Klerus, Adel und Staat immer wieder ge-
geben hatte –, sondern nur noch mittelbare in Form gesellschaftlicher 
Ansprüche geben würde; etwas, das die Etablierung auch kritischer, 
emanzipatorischer Wissenschaft ohne umgehende Sanktionsmög-
lichkeiten der Herrschenden zumindest möglich gemacht hat8. 

3.2.4  Umsetzung der Reform
Doch nicht nur bezüglich dieses Ideals Humboldts offenbart sich 
alsbald eine wachsende Kluft zwischen Ansprüchen und Realität: 

Die Humboldt’sche Hochschulreform
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Obrigkeitliche Eingriffe in den Universitätsalltag, die als perma-
nenter Kampf des Adels gegen das weiterhin erstarkende Bürger-
tum zu werten sind, bleiben noch viele Jahrzehnte lang auf der Ta-
gesordnung9. 

Zudem erfährt »das umfassende Oberaufsichtsrecht der ab-
soluten Monarchie unter dem Einfluß der preußischen Universi-
tätsreform und im Rahmen einer allmählichen Entwicklung hin 
zur konstitutionellen Monarchie [zwar] mehr und mehr Einschrän-
kungen; das Humboldt‹sche Reformprogramm« (Keller 2000: 35) wird 
jedoch stets nur in Ansätzen realisiert10: Spätestens die Entwick-
lung von natur- und später ingenieurwissenschaftlichen Instituten 
»zu wissenschaftlichen Großbetrieben infolge einer Industrialisie-
rung des Wissenschaftsprozesses und umgekehrt einer Verwissen-
schaftlichung des Produktionsprozesses in der zweiten Hälfte des  
19. Jahrhunderts« (ebd.) entlarvte das Humboldt’sche Bildungside-
al als idealistische Illusion. Immer mehr passte sich die staatliche 
Politik, deren Bedeutung für die kapitalistische Entwicklung rapide 
zunahm, »an die Bedürfnisse der kapitalistisch verfassten Ökono-
mie an« (ebd.). 

So kam es schließlich mit der Entwicklung zum hochgradig or-
ganisierten Kapitalismus, der sich zunehmend zum Monopolkapi-
talismus entwickelte, nach der Reichsgründung von 1871 zu ersten 
Auswüchsen einer staatlichen Förderung industrieller Forschung 
und Entwicklung11.  

Der faktischen Verzahnung der Hochschule mit Staat und Ge-
sellschaft  mittels der »fortschreitende[n] Integration der wissen-
schaftlichen Arbeit in den gesellschaftlichen Arbeitsprozeß« (ebd.) 
wurde die Humboldtsche Fiktion eines wissenschaftlichen Erkennt-
nisprozesses ›in Einsamkeit und Freiheit‹ bereits nach kurzem nicht 
mehr gerecht: 
Der Einfluß privatkapitalistischer Wirtschaftsinteressen auf das Hoch-

schulwesen, die an verwertungsrelevanten neuen wissenschaft-
lichen Erkenntnissen interessiert waren und die Chance sahen, 
ihre Forschungs- und Entwicklungskosten an den Staat zu übertra-
gen, trat immer deutlicher in Erscheinung. Hinzu kam der wachsen-
de Bedarf der Industrie an qualifizierten technischen Fachkräften« 
(ebd.). 
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Die Idee des Kulturstaates war allmählich in die Idee des machtbe-
tonten Industriestaates übergegangen, Aristokratie und Bürgertum 
hatten sich ab 1866 mittels konstitutioneller Monarchie [erneut mit-
einander] arrangiert und »die Professorenschaft [in dieser Restaura-
tionsperiode, die zugleich einen Aufschwung des Hochschulwesens 
sowie zugleich eine vollständige Abkehr von der Selbstverwaltungs-
idee mit sich brachte] einen Gesinnungswandel von [den] liberalen 
Ideen des Jahres 1848 [hin] zu Konservativismus und Nationallibe-
ralismus vollzogen« (ebd.: 36); Autonomie im Sinne von Selbstver-
waltung verblieb den Universitäten fortan nur noch im Kernbereich 
ihrer akademischen Angelegenheiten.

Mit dem Einflussgewinn des Bürgertums verkehrt sich die huma-
nistische Idee dabei zunehmend »zur Ideologie« (Behrens 2005: 45). 
Hierbei wird »Bildung […] von der Gesellschaft überwältigt, die sie 
bilden soll, einer Gesellschaft nämlich, die Bildung schließlich […] 
als Wertbildung auflöst, als Humankapital, als Dienstleistung und 
Qualifikationswissen« (ebd.: 46). Von einer Gesellschaft, in der die 
emanzipatorischen Werte der Aufklärung sich allmählich in ihr Ge-
genteil verkehren und seitens des Bürgertums als ›rationale‹ und 
›nützliche‹ Wissenschaft nun eben eine der rationalen und nützlichen 
Beherrschung auch der Gesellschaft statt wie zuvor einzig der Natur 
benötigt und ›nachgefragt‹ wird (vgl. Horkheimer/Adorno 2003). Die-
se im Wortsinne bürgerliche Wissenschaft, die sich in der Regel posi-
tiv (vgl. Adorno et al. 1979) auf die herrschenden Verhältnisse bezieht 
und somit den Blick auf die wirklichen Ursachen von Armut, Elend, 
schulischen Leistungsunterschieden und anderem – wie sie bspw. 
Marx und Bourdieu ökonomisch respektive soziologisch benennen –  
verstellt, ist es schließlich, die, um nur zwei Beispiele zu nennen, 
es auch in 2007 noch vermag, die vorhandene Klassengesellschaft 
als Resultat naturgegebener Intelligenz- (vgl. Kritische Psychologie 
Marburg 2007), und/oder gar, wie exemplarisch am 4. Dezember 2007 
im Deutschlandradio geschehen, die Intelligenz determinierende 
Rassenunterschiede (vgl. Uni Mainz 2007) zu erklären und somit die 
aus den kapitalistischen Produktionsverhältnissen resultierende so-
ziale Ungleichheit als natürlich-biologische zu naturalisieren:
Die[se] bürgerliche Wissenschaft trägt zum Gelingen des Kapitalismus 

bei, kann aber die gesellschaftlichen Widersprüche nicht aufheben. 
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Weil die Erkenntnis der gesellschaftlichen Gesetzmäßigkeiten 
dadurch verbaut ist, dass die Ursachen der Widersprüche als ge-
sellschaftliche Naturgesetze erscheinen, droht stets der Übergang 
in den Irrationalismus. Der Irrationalismus verwirft das Denken, 
um die gesellschaftlichen Widersprüche zu bewältigen, und eignet 
sich eben darum als Kampfinstrument gegen ein Denken, das die 
Widersprüche erklärt (Streitblatt 2001).

In seiner grundlegenden Auseinandersetzung zum Thema skizziert 
Tomberg (1973: 97) das fundamentale Dilemma der herrschaftsaffi-
nen bürgerlichen Wissenschaft denn auch wie folgt:
Sie ist […] dazu berufen, zum Teil mittelbar, immer mehr aber auch 

unmittelbar zu einer Produktivkraft der materiellen Produktion zu 
werden. In dem Maschinensystem der großen Industrie vergegen-
ständlicht sich die Wissenschaft. Die Entwicklung der großen In-
dustrie ist in der bürgerlichen Gesellschaft identisch mit der Ent-
wicklung des Kapitalismus zur herrschenden Produktionsweise. 
Wo aber kapitalistische Produktionsverhältnisse bestehen, kann 
sich die universalwissenschaftliche Intention der Wissenschaft 
nicht verwirklichen: Die Wissenschaft kann nicht zum Moment 
einer gesellschaftlichen Praxis werden, die auf die universale Herr-
schaft des Menschen über all seine Lebensbedingungen, die natür-
lichen wie die gesellschaftlichen, gerichtet ist, sondern sie wird, 
indem sie die Herrschaft des Menschen über die Natur befördert, 
zugleich zum Instrument der Herrschaft einer Gesellschaftsklasse 
über die andere. 

3.2.5 Analyse und Konsequenzen nach Bourdieu
Es ist leicht einzusehen, daß eine Gesellschaftsklasse, einmal im Be-

sitz der Macht, nicht gerade die Verbreitung von Gedanken för-
dern wird, die den Wunsch nach einer Einschränkung ihrer Macht 
wachrufen oder bestärken könnten. Rekrutiert sich das Gros der 
Wissenschaftler aus eben dieser ökonomisch machthabenden und 
daher auch politisch herrschenden Klasse, so wird man es nicht 
verwunderlich finden, wenn die meisten von ihnen ihre Wissen-
schaft so betreiben, daß ihren gesellschaftlichen Interessen damit 
nicht geschadet, sondern gedient ist (Tomberg 1973:7).
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Mit den Analysewerkzeugen von Pierre Bourdieu betrachtet, ergibt 
sich folgendes, differenziertere Bild: Die sukzessive, seit dem mit-
telalterlichen Frühkapitalismus einsetzende symbolische Revolution 
durch die Werte der aufsteigenden Klasse des Bürgertums (siehe 
Schaubilder 1 und 2) erreicht mit der Universitätsreform nach Wil-
helm von Humboldt ab 1810 ihren vorläufigen Höhepunkt. 

Durch die Reform, auch bzw. gerade weil diese stets hinter den 
eigenen Idealen zurückbleibt, wird die wirtschaftsliberale Idee in 
Form des neuhumanistischen Bildungsideals im Bildungswesen ver-
ankert. Ob der symbolischen Macht des Bürgertums überträgt sich 
dabei die Idee der Gewerbefreiheit auf jene der Hochschulautonomie 
und jene des Gewerbebetriebes sukzessive auf die Hochschulstruk-
tur. Zudem wird der Staat, nun auch was das Bildungssystem anbe-
langt, formell in die Rolle des Ordnungsstaates – respektive ›ideellen 
Gesamtkapitalisten‹ (K. Marx) – überführt. In der Folge wirken sich 
verschiedene Reproduktionsstrategien (Bourdieu 1987a: 210) der ein-
flussreichen gesellschaftlichen Klassen auf das Hochschulsystem 
aus: Die Monarchie schreitet ab dem deutschen Vormärz, der zeitlich 
nur wenige Jahre nach Humboldts Reform beginnt, rigoros gegen die 
nun verstärkt zur Geltung gelangenden bürgerlich-liberalen Ideen 
ein. Aber auch das Bürgertum selbst wendet sich, je mehr Macht es 
schließlich (dennoch) erlangt, peu à peu gegen das institutionali-
sierter Wissenschaft nun immanente kritische Moment – ein Pro-
zess, der sich, wie angedeutet, insbesondere vor dem Hintergrund 
des Wandels klassenspezifischer Interessen verdeutlichen lässt: Die 
Emanzipationsforderungen des Liberalismus sind dem Bürgertum 
solange zu eigen, wie diese der eigenen Emanzipation wider Adel 
und Obrigkeitsstaat dienlich sind; ab dem Moment jedoch, wo sich 
das Bürgertum zur zunächst ökonomisch mächtigsten Klasse eman-
zipiert und sich die deutsche Gesellschaft in Groß- und Kleinbür-
gertum sowie Arbeiterklasse ausdifferenziert, wird offenbar, dass 
die vermeintlich gesamtgesellschaftliche Freiheit des Homo oecono-
micus in Wahrheit jene des nun herrschenden Bürger- und vor allem 
entstehenden Großbürgertums meint. Anders herum formuliert: War 
das Bürgertum noch mittelständisch und undifferenziert, strebte es 
seinen sozialen Interessen gemäß sowohl nach Emanzipation vom 
Bestehenden als auch gesamtgesellschaftlich-mittelbarem Zugriff 

Die Humboldt’sche Hochschulreform



52  Hochschule im historischen Prozess

auf den Wissenschaftsbetrieb; letzterer Anspruch forcierte dabei 
nicht nur die Gleichberechtigung der Interessen von Bürgertum, Adel 
und Staat, sondern auch jene des noch mittelständischen Bürgertums 
unter sich. Alsdann akkumuliert das Kapital jedoch mehr und mehr 
in Händen des sich bildenden Großbürgertums, was dem Übergang 
des Konkurrenz- zum Monopolkapitalismus entspricht. Hierdurch 
gewinnt dieses zunehmend an Einfluss und setzt sich mit seinen 
nun spezifischen mächtigen Interessen von den zuvor postulierten 
ab, wie auch jenen des abfallenden Kleinbürgertums sowie der 
beherrschten Klasse ohnehin: Allgemeine Emanzipation war nicht 
mehr wünschenswert, da sie die eigene Herrschaft in Frage stellte, 
respektive war dies noch nie, da der symbolische Gehalt derselben 
hinter dem als gesamtgesellschaftlich wünschenswert Deklarierten 
in Wahrheit nur auf das für einzelne Wünschenswerte12 verwies: 
Die Entwicklung der deutschen Universität führt weg vom humani-

stischen Bildungsideal und von den Zielen der Aufklärung. Je mehr 
Macht das Bürgertum erlangt, desto mehr ist es an der Sicherung 
seiner sozialen Interessen interessiert. Allgemeine Menschheits-
interessen sind dann kaum noch seine Sache. Die bürgerliche Idee 
der Befreiung aller Menschen wird weitgehend den materiellen In-
teressen des Bürgertums geopfert. Das Interesse an Gleichheit, 
Freiheit und Menschlichkeit geht an andere Emanzipationsbewe-
gungen über, früher an die Arbeiterbewegung, heute etwa an die 
Frauenbewegung. Das Bürgertum an der Macht will nicht mehr die 
umfassende Kritik der von ihm geprägten sozialen Realitäten im 
Interesse der kollektiven und individuellen Emanzipation. Es will, 
seinen sozialen Interessen gemäß, keine grundlegende Kritik ka-
pitalistischer Verhältnisse, sondern es ist auf spezialisiertes Fach-
wissen im Dienste des Funktionierens kapitalistischer Verhältnisse 
aus. Vor allem technisch verwertbares Wissen im Dienste des Be-
stehenden wird angestrebt und nicht die Infragestellung des Beste-
henden. Humanistische Bildung […] verkommt zum Privileg, mit 
dem gehobene Stände demonstrieren wollen, dass sie nicht zu den 
Proleten gehören (Vinnai 1993: 119).
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Als besonders gewinnbringend, da erkenntnisgenerierend, an der 
Bourdieu’schen Perspektive stellt sich hierbei heraus, dass Klas-
senkampf von ihm nicht mehr nur, wie dessen Kritiker dies Marx 
unterstellen, als in der Regel mittels Waffengewalt geführter Kampf 
sich antagonistisch gegenüberstehender klassenbewusst und ge-
schlossen agierender sozialer Gruppen begriffen wird, sondern, ob 
des Habitus-Konzeptes und seiner Implikationen, gleichwohl als de 
facto ökonomische – also materielle – Auseinandersetzungen ver-
schleiernder kultureller bzw. symbolischer Kampf ähnlich agierender 
Gruppenmitglieder verstanden werden kann, was Herrschaftszu-
sammenhänge und Klassengesellschaft auch und insbesondere zu 
Zeiten nicht vorhandener bewaffneter Konflikte gut sicht- und somit 
begreif- und kritisierbar macht. 

In diesem Sinne bewahrheitet sich an dieser Stelle auch mit 
Bourdieu und dank seines Analysewerkzeuges das materialistische 
Theorem vom Zusammenhang zwischen materieller Macht und ›kul-
tureller Hegemonie‹ (A. Gramsci), das Marx und Engels (1969: 46) 
wie folgt formulieren: 
Die Gedanken der herrschenden Klasse sind in jeder Epoche die herr-

schenden Gedanken, d.h. die Klasse, welche die herrschende ma-
terielle Macht der Gesellschaft ist, ist zugleich ihre herrschende 
geistige Macht. Die Klasse, die die Mittel zur materiellen Produkti-
on zu ihrer Verfügung hat, disponiert damit zugleich über die Mittel 
zur geistigen Produktion, so daß ihr damit zugleich im Durchschnitt 
die Gedanken derer, denen die Mittel zur geistigen Produktion ab-
gehen, unterworfen sind. Die herrschenden Gedanken sind wei-
ter Nichts als der ideelle Ausdruck der herrschenden materiellen 
Verhältnisse, die als Gedanken gefaßten herrschenden materiellen 
Verhältnisse; also der Verhältnisse, die eben die eine Klasse zur 
herrschenden machen, also die Gedanken ihrer Herrschaft. Die In-
dividuen, welche die herrschende Klasse ausmachen, haben unter 
Anderm auch Bewußtsein und denken daher; insofern sie also als 
Klasse herrschen und den ganzen Umfang einer Geschichtsepoche 
bestimmen, versteht es sich von selbst, daß sie dies in ihrer ganzen 
Ausdehnung tun, also unter Andern auch als Denkende, als Produ-
zenten von Gedanken herrschen, die Produktion und Distribution 
der Gedanken ihrer Zeit regeln […]. Zu einer Zeit z.B. und in einem 
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Lande, wo königliche Macht, Aristokratie und Bourgeoisie sich um 
die Herrschaft streiten, wo also die Herrschaft geteilt ist, zeigt sich 
als herrschender Gedanke die Doktrin von der Teilung der Gewalten, 
die nun als ein ›ewiges Gesetz‹ ausgesprochen wird.

Von eben den genannten symbolischen Kämpfen der materiell 
Mächtigen ermöglicht und bestimmt, manifestiert sich durch und 
nach Humboldt im Laufe der Zeit nun das – im Bourdieu’schen Sinne 
– wissenschaftliche Feld als eine teilsouveräne gesellschaftliche 
Sphäre intellektueller Produktion, die insofern als autonom anzuse-
hen ist, als dass sie dem direkten Zugriff einzelner Interessen zumin-
dest entzogen sein soll – und dies teilweise, insbesondere »gegen 
Ende des 19. Jahrhunderts« (Schwingel 2005: 131), auch immer wie-
der ist. Sie bleibt Gesellschaft und Herrschaft jedoch dadurch ver-
bunden, dass sie vermeintlich gesamtgesellschaftlichen Interessen 
gegenüber als wie auch immer gearteter Nutzbringer bestimmt ist13. 

Mit der Etablierung dieser Sphärentrennung folgt die Wissens-
produktion in zunehmendem Maße der gesellschaftlichen Arbeitstei-
lung der kapitalistischen Produktionsverhältnisse nach, die alsbald 
auch innerhalb des Feldes als betriebliche14 durchschlagen wird. Wie 
sehr dieses Feld dabei inhaltlich wie formal anhand außerwissen-
schaftlicher Interessen konfiguriert (vgl. Bourdieu 1981, 1991, 1998a) 
wird, sei exemplarisch anhand von zwei Beispielen dargestellt.

1. Entmündigung qua struktureller Gewalt
The thesis that productivity and competition are directly linked is based 

on a functionalist theory of competition which is a sociological va-
riant of belief in the virtues of the ‹free market economy’. […] [T]he 
competition recognized by this establishment science is competi-
tion within the limits of orthodoxy, within the forms and norms of 
intellectual free enterprise: the extent to which this competition 
within the limits of social acceptability is an obstacle to true scien-
tific competition, which challenges orthodoxy and, whenever it can, 
doxa, rises with the degree of social arbitrariness in the universe in 
question (Bourdieu 1981: 279 f.).
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Mit dem wissenschaftlichen Feld wird simultan der Beruf des Wis-
senschaftlers etabliert: 
Es kommt zu einer Reorganisation von Wissen durch den Staat: das 

Wissen wird kanonisiert, Verfahren der Kontrolle, Prüfung und Li-
zensierung werden institutionalisiert und an der beruflichen Praxis 
von Beamtenlaufbahnen ausgerichtet (Demirovic 2006: 7). 

Zugleich wird das stets präsente vermeintlich gesamtgesellschaft-
liche Nützlichkeits-, das heißt Verwertungsinteresse, dem sich 
Wissenschaft nun ausgesetzt sieht, immer dominanter. In der Fol-
ge weicht nicht nur die vormals intellektuellentypische bildungs-
bürgerliche Muße und »selbstbestimmte Reflexion […] [mehr und 
mehr] einer verordneten, standardisierten Betriebsamkeit« (Vinnai 
1993: 122), sondern setzt auch eine zunehmende Diversifizierung des 
Wissenschaftsbetriebes sowie Spezialisierung der Wissenschaft-
ler ein, die – verstärkt noch durch die materielle Weltenthobenheit 
der beruflich Forschenden – im Sinne Bourdieus eine institutionell 
organisierte Abtrennung der theoretischen von der praktischen Ver-
nunft (vgl. Schwingel 2005: 41 ff, Bourdieu 1987b: 189) forciert. Dies 
resultiert in der Ausklammerung der notwendigen »Frage nach den 
Bedingungen [der] eigenen Möglichkeiten« (Schwingel 2005: 49) 
ebenso wie die hierauf folgenden Selbstverpflichtung auf affirmative 
phänomenologische – d.h. subjektivistische – oder objektivistische 
Erkenntnisweisen (vgl. ebd.: 42 ff.). 

Generiert wird unter diesen Bedingungen zunehmend ein Wis-
senschaftlerhabitus, der sich anschickt, mittels der Erforschung prak-
tisch immer irrelevanterer Kleinteile der Welt »einen [theoretischen] 
Anspruch auf legitime Herrschaft« (Bourdieu 1987b: 55) in Form 
vermeintlich allgemeingültiger Deutungsmuster zu erarbeiten –  
ein die bestehende Ordnung also konservierender, weil ihr gegenü-
ber nur konstruktiv in Details kritikfähiger »Priester« (Müller 1992: 
302) der nun bürgerlich gewordenen »Orthodoxie« (ebd.).

Mit der Genese dieses Habitus geht dabei wohl nicht umsonst 
eine rapide wachsende Bedeutung – wenn nicht gar: die Entstehung 
– des kulturellen Kapitals im Bourdieu’schen Sinne einher, welche 
Wissenschaftler alsbald zu einem Teil der herrschenden Klasse 
aufsteigen lassen wird. Denn umso spezialisierter und somit kritik-
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loser gegenüber dem Gesamtzusammenhang das generierte Wissen 
wird, umso ökonomisch verwertbarer und daher notwendiger ist es 
zugleich. 

So geraten Wissenschaftler und ökonomisch Herrschende mit 
zunehmender gesellschaftlicher Modernisierung und Ausdifferen-
zierung schließlich in wechselseitige Abhängigkeit und verkommt 
das in der dem Gewerbebetrieb nachempfundenen Universität ge-
nerierte Wissen sukzessive zum nachgefragten Produkt, zur ökono-
misch notwendigen (paradoxen) Ware, die mittels permanenter Kritik 
des Bestehenden im Rahmen eben desselben nicht nur permanente 
Produktivitätssteigerungen, sondern auch Herrschaftslegitimation 
verspricht: Wie zuvor die Religion die feudalistische Klassenstruktur 
auf irrationale Weise als von Gott gegeben rechtfertigte, rechtfertigt 
nun in der bürgerlichen Gesellschaft die sich positiv auf eben diese 
beziehende bürgerliche Wissenschaft (zumindest in der Regel) ratio-
nal-positivistisch die kapitalistische Klassenstruktur als natürliche. 
Wie ihre ›Vorgängerin‹ auch erzeugt sie fortan – und mit Bourdieu –  
permanent symbolische Gewalt im Sinne der Herrschenden – mit 
dem Unterschied nur, dass diese sich, den Regeln (affirmativer) ›in-
strumenteller Vernunft‹15 (M. Horkheimer) folgend, nun permanent zu 
aktualisieren in der Lage und daher kritikfähig geworden ist.  

Hofmann (1968: 15 f.) schildert die Konsequenz dieser Entwick-
lung, die sich mit Höhen und Tiefen, kleineren und mittleren Verän-
derungen kontinuierlich bis in die 1960er Jahre, in welchen das näch-
ste Mal über eine Reform der Universitäten diskutiert werden wird, 
und darüber hinaus vollzieht, wie folgt:
Der [zunehmende] Verlust von [in diesem Sinne ›ganzheitlicher‹] The-

orie ist ein Indiz für einen tieferen, elementaren Sachverhalt – für 
das Schwinden des Bewußtseins von der allgemeinen Bedeutung 
des eigenen Tuns, ja, von der gesellschaftlichen Relevanz der Wis-
senschaft überhaupt. […] Der Zuschnitt des Faches selbst züchtet 
[dabei] den Typus eines im letzten grundsatzlosen Gesetzesposi-
tivisten, der auf eine höchst unphilosophische und problemlose 
Manier dem Satz von Hegel huldigt, wonach das Wirkliche zugleich 
das Vernünftige sei.

Diese zunehmende Verwarenförmigung16 bedeutet für die wissen-
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schaftlich Arbeitenden vor allem eines: Die »für die kapitalistische 
Produktionsweise notwendige Aufspaltung des Subjekts [nun] auch 
im Wissenschaftsbereich […]: die Aufspaltung in Person und Ar-
beitskraft« (Vinnai 1993: 123) und somit ›Entfremdung‹ (K. Marx) vom 
eigenen Tun. 

Wissenschaft »ist nicht mehr Berufung, in die möglichst die ge-
samte Subjektivität eingebracht wird und die die Arbeit an der sub-
jektiven Entfaltung zur Voraussetzung hat«, sondern »bedeutet […], 
daß die Subjektivität des Forschenden aus dem Wissenschaftspro-
zeß ausgeschaltet werden muß, sobald sie sich nicht mehr in die 
vorgegebenen betrieblichen Regel einfügen läßt. […] Individualität 
darf sich allenfalls noch in der originellen Anwendung vorgegebener 
Verfahrensregeln äußern« (ebd.: 123 f.). 

Den Wissensarbeitern wird unter diesen Verhältnissen dabei ad-
äquat zu jenen in der Fabrik entweder die Rolle des spezialisierten 
Fachgelehrten (›fleißiger Handwerker‹: auf Hörergeldeinnahmen an-
gewiesener ›lesender Professor‹) oder Generalprofessors (›General-
direktor‹: geregelt besoldeter, regierender Ordinarius) in Form eines 
akademischen Managers, der allein die Forschungsrichtung seines 
Instituts bestimmt sowie über Promotionen und Sachmittel verfügt, 
zuteil. 

Zwar differenzieren sich die nichtleitenden Positionen bis in die 
1960er Jahre in eine »pyramidenförmige Hierarchie mit zahlreichen 
Stufen« (Nitsch/Gerhardt/Offe/Preuß 1965: 3) aus, eines bleibt je-
doch konstant: »Jeder der […] [vorhandenen] […] Typen bekundet 
auf seine Weise die Einordnung der Wissenschaft in eine fertige Welt 
der kompakten, nicht mehr zu befragenden Faktizität. […] So gibt die 
etablierte Wissenschaft selbst zu erkennen, daß es in der Tat höchst 
außergeistige Mächte sind, die das gesellschaftliche Leben wirklich 
gestalten, und deren erste Erwartung gegenüber der Wissenschaft 
ist: Einverständnis« (Hofmann: 26 f.). 

Während das Monopol der Selbstverwaltung in akademischen 
Angelegenheiten dabei kontinuierlich den Ordinarien vorbehalten 
bleibt, ist der Staat für die Personal- und Wirtschaftsverwaltung, für 
die Bestimmung der Organisationsstruktur der Universitäten (Sat-
zungsgebung) sowie jene des Lehrkörpers (Hochschullehrerberu-
fung) verantwortlich (vgl. Keller 2000: 36).
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2. Entmündigung qua symbolischer Gewalt
As a false science serving to produce and maintain false conscious-

ness, official sociology […] has to flaunt its objectivity and ‹ethi-
cal neu[t]rality’ (its neutrality in the struggle between the classes, 
whose existence it moreover denies) and to present all the appea-
rances of a sharp separation from the  dominant class and its ide-
ology demands, by multiplying the outward signs of scientificity: 
[…] a paradigmatically scholastic operation of simple reproduction 
which, within the limits of the field and of the belief that the field 
produces, succeeds in producing all the appearances of ‹revolution’  
(Bourdieu 1981: 281).

Diversifizierung und Spezialisierung gehen mit Professionalisierung 
innerhalb des Wissenschaftsbetriebes einher, die schließlich in 
einem gemeinsamen Wertekanon münden wird. 

Dieses über wissenschaftlichen Auf- und Abstieg entscheidende 
Wertesystem des Feldes hat Max Weber (1995) in seinem Anfang des 
20. Jahrhunderts gehaltenen Vortrag Wissenschaft als Beruf skiz-
ziert. Als wichtigster Wert des Berufsstandes der Wissenschaftler 
wird von ihm dabei die Wertfreiheit, eine aus herrschaftskritischer 
Sicht zutiefst affirmative Kategorie, wie u.a. Huisken (2003) erörtert, 
bestimmt: 
Dass diese Erörterung M. Webers in den Rang eines hohen deutschen 

›Bildungsgutes‹ (F. Tenbruck) erhoben wurde, ist nun leicht nach-
zuvollziehen. Sie hat eben der staatlich organisierten Trennung der 
Wissenschaft von Politik bzw. Ökonomie, die als institutioneller 
Inbegriff der Freiheit von Forschung und Lehre unverdienterweise 
zu hohen Ehren gekommen ist, eine soziologische Weihe gegeben. 
Als Wertfreiheit wird denn auch heute innerwissenschaftlich ein-
gefordert, was die politischen Mächte ihren Anliegen und den An-
liegen des von ihnen eingerichteten und betreuten kapitalistischen 
Produktionsverhältnisses schuldig sind: Als Großverbraucher von 
Wissenschaft, besonders von Naturwissenschaft soll die moder-
ne Wissenschaft ganz zweckfrei nur dem eigenen wissenschaft-
lichen Anliegen folgen, ohne sich die Frage vorzulegen, welche 
›Mächte‹ sich ihrer Erkenntnisse zu welchen ›Zwecken‹ bedienen 
und welchen Menschengruppen und Völkern sie damit welche  
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›Lebensprobleme‹ bereitet. Gerade so hat sich die Wissenschaft im 
Kapitalismus zur Produktivkraft von Staats- und Geldmacht entwi-
ckelt: Wissenschaftler, die von materiellen Sorgen befreit sind, sich 
deswegen ganz frei ihrer Wissenschaft widmen können und sollen, 
dürfen es sich obendrein als positives Markenzeichen ihres Berufs 
anheften, dass sie dadurch gerade frei von jedem Einfluss auf die 
praktische Verwendung ihrer wissenschaftlichen Einsichten, dieses 
Einflusses also los und ledig sind.

Mit der Etablierung dieses Wertes wird – neben jener der Gemein-
wohldienlichkeit – eine zweite arbiträre und herrschaftskonforme 
Norm mittels und als symbolische Gewalt im Wissenschaftsbetrieb 
installiert: Dem Nützlichkeitseffekt gesellt sich als Qualitätssiegel 
guter Wissenschaften das Verbot jeder ›Parteilichkeit‹ hinzu, was 
Nonkonformität und Herrschaftskritik zwar im Rahmen des Mög-
lichen belässt, jedoch als ›unwissenschaftlich‹ diskreditiert. 

Die Parallele hierzu ist nicht lange gesucht: Auch Wissenschaft-
ler werden in der dem Gewerbebetrieb nachempfundenen Universi-
tät eben zu gesellschaftlich mitbestimmungslosen Arbeitern formiert. 
Auch in dieser behauptet sich die Logik des liberalen Konformismus, 
den Tocqueville (zitiert nach Horkheimer/Adorno 2003: 141) auf die 
Formel bringt: 
Der Herrscher sagt nicht mehr: du sollst denken wie ich oder sterben. 

Er sagt: es steht dir frei, nicht zu denken wie ich, dein Leben, deine 
Güter, alles soll dir bleiben, aber von diesem Tage an bist du ein 
Fremdling unter uns«. Wer »nicht konformiert, wird mit einer […] 
Ohnmacht geschlagen, die sich in der geistigen des Eigenbrötlers 
fortsetzt. Vom Betrieb ausgeschaltet, wird er leicht der Unzuläng-
lichkeit überführt. 

Die Humboldt’sche Hochschulreform
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3.3  Die ›Selbstgleichschaltung‹ der Hochschulen 1933–45
An der derart verfassten und autonomen Hochschule ändert »sich 
dem Grundsatz nach bis zum Vorabend der Hochschulreformen in 
den 60er Jahren des 20. Jahrhunderts relativ wenig« (Keller 2000: 
36). Selbst die Errichtung der faschistischen NS-Diktatur, die an den 
Universitäten auf wenig Widerstand stößt, hebt die »überkommene 
Autonomie […] [derselben] in akademischen Angelegenheiten 1933« 
(ebd.: 38) nicht etwa auf. 

Die in dieser Zeit einsetzende ›Selbstgleichschaltung‹ (A. Kel-
ler) im Wissenschaftsbetrieb wird später politisch zwar vor allem 
damit erklärt, derselbe sei schlicht nicht stark genug von politischen 
und gesellschaftlichen Belangen abgeschirmt gewesen, sodass 
auch nach 1945 wieder unmittelbar an die klassische Universität-
sidee angeknüpft werden konnte. Diese Deutung blendet jedoch 
aus, »daß [es eben ganz im Gegenteil] gerade die Vorstellung der 
Mehrzahl der Hochschullehrer im Kaiserreich und in der Weimarer 
Republik, Wissenschaft könne unpolitisch betrieben werden und 
habe mit gesellschaftlichen Bedingungen und Entwicklungen nichts 
zu tun, [war, welche] die Instrumentalisierung der Wissenschaft 
für die politischen Zwecke [nun eben] der faschistischen Diktatur 
[erst] möglich gemacht« (ebd.) hatte. Genau diese Vorstellung der 
systemkonform-affirmativen bürgerlichen Wissenschaft spielte der 
Machtergreifung durch den sich irrational rechtfertigenden Totalita-
rismus schließlich in die Hand. Kein Wunder auch, denn: 
»Das System der unterteilten Zuständigkeit führt zur Unzuständigkeit 

jedes einzelnen für das Allgemeine, und schließlich zur Unverant-
wortlichkeit selbst gegenüber den Resultaten des eigenen Tuns, des 
eigenen Forschens und Wirkens« (Hofmann 1968: 19) und macht die 
Fachgelehrten somit ebenso wie den vielgeschmähten Mann von 
der Straße anfällig für Ideologien, »die etwa mit dem Namen einer 
anderen Teildisziplin drapiert auftreten und deren materiellen Ge-
halt zu prüfen […] [ihnen] nicht beikommt« (ebd.: 20), ja, unmög-
lich erscheint. 

In dieser Perspektive ist die nach 1945 mehrfach diagnostizierte 
Krise der Universität spätestens ab der Bemächtigung Hitlers insbe-
sondere durch das Wirken des Großbürgertums (hier insbesondere 
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Thyssen und Schacht; vgl. Argelès/Badia 1987) als nicht mehr und 
nicht weniger denn Krise der Wissenschaften (vgl. Hoffmann 1968: 
11), selbst zu verstehen:
Die Geisteshaltung des bürgerlichen Subjekts wird durch die Positi-

vismus-Irrationalismus-Dichotomie nicht richtig erfasst. Die bür-
gerliche Wissenschaft trägt einen kritikablen, durch das Kapitalver-
hältnis erklärbaren Charakter, der sich mitunter, aber keineswegs 
immer als Positivismus äußert. Nicht eine Geisteshaltung ist [inso-
fern] zu erklären, sondern die gesellschaftlichen Verhältnisse, die 
sie notwendig machen. Der Irrationalismus  sucht [nun] eine Ant-
wort auf die Krisenerscheinungen der bürgerlichen Gesellschaft, 
ohne deren Gesetze als ihr spezifische zu erkennen. Unter dieser 
Bedingung können die Widersprüche nur gewaltsam versöhnt wer-
den, entweder mittels direkter Gewalt oder aber durch Unterwer-
fung unter ein übergeordnetes Prinzip. Wenn die Vernunft die bür-
gerliche Wirklichkeit widerlegt, ist ihre Verteidigung nur mehr auf 
irrationale Weise durch Intuition oder in einer ›höheren‹ Wirklich-
keit möglich (Streitblatt 2001).

Diese ›Anfällig-für-Irrationalismus‹-Krise der bürgerlichen Wissen-
schaften, die zugleich dieselbe der gesamten bürgerlichen Gesell-
schaft ist17, wird insbesondere an der gesellschaftlichen Funkti-
on, welche diese bereits lange vor ihrer Gleichschaltung erfüllten,  
deutlich. 

So entwickelt sich etwa ab dem späten 18 Jahrhundert unter wis-
senschaftlicher Obhut nicht nur ein Eliteverständnis und -begriff, wel-
cher »dem Bedürfnis der aufsteigenden bürgerlichen Schichten, ih-
ren sozialen Status gegenüber dem Adel mit besonderen Leistungen 
und Tugenden, mit Bildungs- und Fachwissen zu legitimieren« (Tan-
ner 2007) entsprang und mittels einer sozialwissenschaftlich als 
unüberwindbar argumentierten »Spaltung der Gesellschaft in [we-
nige] Herrscher und [viele] Beherrschte« (ebd.) »die bestehenden 
elitären Tendenzen [noch derart verstärkte, dass diese alsdann] mit 
unterschiedlichen politischen Ideologien […] [und schließlich] So-
zialdarwinismus, Rassismus, Faschismus und Nationalsozialismus« 
(ebd.) vereinbar wurden. 

›Selbstgleichschaltung‹



Hochschule im historischen Prozess

Anfang des 20. Jahrhunderts – lange vor der NS-Diktatur also – ent-
stand zudem mit »der Rassentheorie […] eine naturwissenschaft-
lich verkleidete Begründung des Machtstrebens des Finanzkapitals, 
das so die naturwissenschaftliche Bedingtheit und Notwendig-
keit seiner Handlungen nachweist. An Stelle des demokratischen 
Gleichheitsideals ist ein oligarchisches Herrschaftsideal getreten. 
Umfaßt aber dieses Ideal auf dem Gebiete der auswärtigen Politik 
scheinbar die ganze Nation, so schlägt es auf dem Gebiete der inne-
ren in die Betonung des Herrenstandpunktes gegenüber der Arbei-
terklasse um. Zugleich stärkt die zunehmende Macht der Arbeiter 
das Streben des Kapitals, die Staatsmacht als Sicherung gegen die 
proletarischen Forderungen noch weiter zu verstärken. So entsteht 
die Ideologie des Imperialismus als Überwindung der liberalen 
Ideale« (Rudolf Hilferding, zitiert nach Gossweiler 1988: 362).

Nichts anderes als diese ihnen also bereits vertraute vermeintlich 
unparteiische de facto jedoch parteiische Funktion wird den ›willi-
gen Wissenschaften‹ (C. Jahr) auch in der NS-Diktatur zuteil: Sie 
liefern sowohl den politisch als auch ökonomisch Herrschenden, 
den Nationalsozialisten wie auch dem Großbürgertum18 (IG Farben, 
Thyssen, Siemens etc.), welches zur Sicherstellung seines Interes-
ses nach sozialer Reproduktion – ›Wahrung der materiellen Macht‹ –  
(vgl. Pätzold 2007) in Zeiten sowohl kapitalistischer Krise als auch 
Angst vor der ›roten Gefahr‹ seine politische Macht einstweilig an 
den ›Führer‹ abgegeben hatte19, die Legitimation ihrer Interessen 
als von Natur gegebene, gesamtgesellschaftliche (vgl. insbesondere 
Fahlbusch 1999; Hausmann 2001). 

Aus materialistischer Perspektive stellt der Hitlerfaschismus 
somit nicht nur, aber auch, eine durch wissenschaftliche Zuarbeit 
adjutierte Diktatur des Kapitals dar: Hitlers politische Herrschaft 
war für dasselbe Garantie einer stabilen exekutiven Macht, die den 
sozialen Frieden durch Ausschalten der Arbeiterbewegung ver-
bürgte: Betriebsräte, Tarifautonomie, freie Gewerkschaften und 
Kündigungsrecht der Arbeiternehmer wurden abgeschafft sowie 
ca. 150.000 KPD-Mitglieder und andere Repräsentanten der Arbei-
terbewegung in Konzentrationslagern gefoltert oder umgebracht 
und zudem eine Modernisierung und krude Durchrationalisierung der 
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Wirtschaft möglich gemacht (vgl. Aly/Heim 1993). Mehr und mehr 
»verwandelt[e] sich [Hitler dabei vom] […] Abgott des [eben auch 
professoralen, die bürgerliche Gesellschaft befürwortenden] Klein-
bürgertums [zum] […] Gendarmen des Kapitals« (Trotzki 1932: 12), 
des Großbürgertums.

Schaubild 1: 
Symbolische Gewalt und Universitätsentwicklung

Herrschafts- und  
Gesellschaftsform

Feudalismus / Frühkapi-
talismus (11./12. Jhd.) 

Absolutismus/ Konkur-
renzkapitalismus (1810)
(später: Übergang zum 
Monopolkapitalismus /  
Oktoberrevolution20 / Auf-
kommen der Kommuis-
tischen Partei 1919 /  
Hyperinflation 1923 / Ver-
armung von Kleinbürgern 
und Mittelschichten: 
antimonopolitische 
Grundstimmung im Land / 
Weltwirtschaftskrise 1929 / 
Bedrohung für Großkapital)

Faschismus / Monopol-
kapitalismus (1933)
(Besonderheit: Blockkon-
kurrenz; ›kommunistische 
Gefahr‹ für Großkapital)

Parlamentarische 
Demokratie / Rheinischer 
Kapitalismus (1969)
(Besonderheit: Blockkon-
kurrenz; ›kommunistische 
Gefahr‹ für Großkapital)

Parlamentarische 
Demokratie / Spät-
kapitalismus (1998)

Ökonomisch 
herrschende 
Klasse(n)

Klerus und Adel;
aufstrebend: 
Bürgertum

Adel und 
aufstrebendes 
Bürgertum in 
Klassenkompro-
miss

Großbürgertum; 
absteigend: 
Junkertum (hatten 
zur Wahrung ihrer 
materiellen Macht 
die politische an 
den Führer abge-
geben)

Großbürgertum 

global agierendes 
Großbürgertum

Symbolische 
Subversion 
durch…

Korporatismus 
des aufsteigenden 
Bürgertums

Liberalismus des 
mittelständischen 
Bürgertums

Marxismus der Ar-
beiterklasse;dann: 
NS-Ideologie der 
politischen / kultu-
rellen / ökonomi-
schen Fraktionen 
der herrschenden 
Klasse

Keynesianisnis-
mus (Fordismus) 
des Großbürger-
tums, Demokratie 
und Mitbestim-
mung für Klein-
bürgertum und be-
herrschte Klasse; 
Marxismus der 
Kulturkapitalisten

Neoliberalismus 
(Postfordismus) 
des Großbürger-
tums

Universitäts-
form(-idee)

›universitas‹, 
mittelalterliche 
Universität

kulturstaatlich 
verfasste Ordina-
rienuniversität

›selbstgleich-
geschaltete 
Universität‹

Massenuniversität

neoliberale 
Universität

Bürgerliches 
Äquivalent 
der Organisa-
tionsform der 
Universität

Gilde und Zunft

Gewerbebetrieb

—

›demokratisier-
tes‹ Großunter-
nehmen in Mas-
senproduktion 

Kapitalgesell-
schaft

›Selbstgleichschaltung‹
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3.4  Die sozialliberale Hochschulreform

3.4.1  Gesellschaftliche Rahmenbedingungen 
Nach 1945 war es zunächst das von Bevölkerung und Alliierten atte-
stierte beschämende Versagen der deutschen Hochschulen gegen-
über dem Nationalsozialismus, das eine neuerliche Debatte über 
Reformen derselben entzündete. 

In dieser ersten Phase der westdeutschen Hochschulreformdis-
kussionen konnten dabei auch radikale Forderungen deshalb noch 
als realistisch gelten, »weil die wirtschaftlichen und sozialen Macht-
positionen der Gruppen, die das Heraufkommen der Hitlerbarbarei 
aus klassenegoistischen Motiven gefördert und verschuldet haben, 
noch nicht wieder hergestellt« (Meschkat 1962: 28; zur Restaurati-
on der Vorkriegs-Klassengesellschaft nach 1945 vgl. insbesondere 
Huffschmid 1970: 137 ff.; zur Funktion der parlamentarischen De-
mokratie bezüglich der Aufrechterhaltung der Klassengesellschaft 
vgl. Agnoli 2004) waren. Als diese Kräfte ihre Stellungen nach 
Kriegsende jedoch sukzessive zurückgewannen, konnten »sie auch 
die Hochschule[n] wieder fest in ihren Griff nehmen« (Meschkat 
1962: 28), was über deren Schicksal entschied: Gegen die zumin-
dest teilweise als progressiv weil demokratisierend zu wertenden 
Vorschläge des Blauen Gutachtens des Militärgouverneurs für die 
britische Besatzungszone von 1948 setze sich politisch mehr und 
mehr das Urteil durch, die deutschen Hochschulen seien »im Kern 
gesund« (Keller 2000: 39). 

Die Hochschulkonferenzen von Hinterzarten (1952) und Bad 
Honnef (1955) standen denn auch bereits im Zeichen einer derar-
tigen »Verengung der Diskussion« (Meschkat 1962: 29): »Vorrangig 
erscheinende Einzelfragen wurden ohne Bezug auf den Zusammen-
hang von Universität und Gesellschaft erörtert, die Diskrepanz zwi-
schen dem schnellen wirtschaftlichen Aufstieg der Bundesrepublik 
und der materiellen Not der Hochschule gab Anlaß zu Vorschlägen, 
die nur der Modernisierung der bestehenden Hochschule dienen 
sollten« (ebd.), gesellschaftliche und universitäre Hierarchien je-
doch unhinterfragt beließen. 

Bald nach der Gründung der Bundesrepublik 1949 war so die Res-
tauration der alten Ordinarienuniversität beschlossene Sache; das 
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»Führerprinzip« (Keller 2000: 47) der Ordinarien wurde erneut ze-
mentiert, Mitbestimmungsrechte von Studierenden und Nicht-Ordi-
narien in der akademischen Selbstverwaltung nicht gewährt. 
Diese neue alte Organisationsform hemmte dabei »zwar die freie 
Entfaltung der Wissenschaft, […] [gewöhnte] aber die Hochschul-
angehörigen an Überordnungs- und Unterordnungsverhältnisse, 
denen sie sich [später] auch außerhalb der Hochschule einfügen« 
(Meschkat 1962: 31) mussten. Eine Tatsache, die, wie eine Untersu-
chung von Jürgen Habermas und anderen (1961) ergab, in der Regel 
eine gesellschaftlich vorfindliche Habitusform zu stabilisieren half: 
Im Falle einer Krise hätte sich Anfang der 1960er Jahre nicht einmal 
jeder zehnte Studierende für die Erhaltung der Demokratie einge-
setzt, während nahezu jeder Fünfte sogar zu deren manifesten Geg-
nern zählte und drei Viertel derselben sich schlicht jedem Regime 
gegenüber konform verhalten würden; die autoritären Tendenzen 
korrespondieren dabei überwiegend mit der Herkunft aus geho-
benem Elternhaus, die demokratischen mit jener aus einem Eltern-
haus ohne akademische Tradition (vgl. ebd.: 38).

Ökonomisch hatte das auch gesamtgesellschaftlich großteils 
noch derart autoritär organisierte Nachkriegsdeutschland bis zu 
diesem Zeitpunkt eine – durch mehrere Faktoren begünstigte (vgl. 
Huisken 1973: 300 f.) – Phase langanhaltender wirtschaftlicher Pro-
sperität erlebt: Im Zeitraum von 1950 bis 1968 verfünffachte sich das 
Bruttosozialprodukt (ebd.: 299); als Alternative zum von der SPD 
geforderten Sozialismus setzte sich das – sowohl an Keynes als 
auch dem New Deal orientierte – Modell der so genannten ›Sozialen 
Marktwirtschaft‹ durch (vgl. Nonhoff 2006). Trotz zyklischer und stär-
ker werdender wirtschaftlicher Krisen wurden dabei nicht nur hohe 
Wachstumsraten von durchschnittlich 10 Prozent erreicht, sondern 
sank zudem auch die Arbeitslosenquote auf unter ein Prozent (vgl. 
Huisken 1973: 303), während zugleich die »Zahl der offenen […] Stel-
len umgekehrt ab 1960 sprunghaft« (ebd.) stieg. Die dennoch wei-
ter wachsende Nachfrage nach Arbeitskräften konnte schließlich 
ab »ungefähr 1957 nicht mehr aus den gleichen Quellen befriedigt 
werden. Die einzige Quelle für zusätzliche Arbeitskräfte bildeten 
[daher] die ausländischen Arbeiter […], deren Anzahl von 1960 an« 
(ebd.: 304) kontinuierlich wuchs. 

Die  sozialliberale Hochschulreform



66  Hochschule im historischen Prozess

Das Erreichen dieser Grenze an Arbeits- und somit Produktivkräften 
in quantitativer Hinsicht tangierte dabei auch und vor allem die Inte-
ressen, ja, die soziale Selbstreproduktionsfähigkeit der ökonomisch 
Herrschenden, die, in Konkurrenz jeder gegen jeden, national wie in-
ternational, auf die permanente Profitrealisierung ihrer größer wer-
denden Kapitalmassen angewiesen sind21: »Während in der Zeit des 
Überangebotes an Arbeitskräften die Lohnquote permanent gesun-
ken war, begann sie zu Mitte der sechziger Jahre wieder anzustei-
gen. Die Gewinne der Unternehmer blieben von dieser Entwicklung 
nicht unberührt« (ebd.: 305) und brachen ein. Mit der »schwersten 
Nachkriegskrise« (ebd.: 303) 1966/67 kündigte sich das Ende des so 
genannten ›Wirtschaftswunders‹ an: Deutschland geriet in eine Re-
zession, welche die nach dem »2. Weltkrieg errungene Weltmarktpo-
sition«22 (ebd.: 339) des deutschen Kapitals – insbesondere vor dem 
Hintergrund der Konkurrenz zu den USA, wo der ›Sputnik-Schock‹ 
bereits zu einer grundlegenden Reform des Bildungssystems ge-
führt hatte – zunehmend bedrohte.

Ganz offensichtlich hing ab diesem Zeitpunkt die weitere ›posi-
tive‹ kapitalistische Wirtschaftsentwicklung, so auch der Sachver-
ständigenrat der Bundesregierung in seinem Jahresgutachten von 
1964/65 (vgl. ebd.: 305), davon ab, »der Verknappung der Arbeitskraft 
durch Steigerung der Arbeitsproduktivität entgegenzuwirken« (ebd.) 
und hierdurch die Entfaltung des Expansions- und Profitdrangs des 
Kapitals zu gewährleisten23. 

In diesem Kontext gerieten mehr und mehr das Ausbildungssy-
stem und insbesondere die Hochschulen unter Reform- respektive 
Anpassungsdruck und wurden die Grundlagen für die bildungsö-
konomische Humankapitaltheorie24 (vgl. Banscherus 2005, Lohmann 
2007, Gess 2003) als herrschaftsstabilisierendes Produktivitätssteige-
rungsprogramm, das die Verantwortung für selbige sukzessive an die 
Beherrschten selbst delegiert, zuerst gelegt25 und alsdann zur sym-
bolisch durchsetzungsfähigen Gewalt: Im öffentlichen Diskurs wurde 
die ökonomische Relevanz der bildungspolitischen Diskussion mehr 
und mehr zur Selbstverständlichkeit, der Rekurs auf die ›Bildungs-
katastrophe‹ (G. Picht) als politisch wie ökonomisch relevantes 
Faktum zur Gewohnheit, bildungsökonomische Untersuchungen 
finden Eingang in pädagogische Schriftenreihen (vgl. ebd.: 14 f.).  
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Bildung wurde mehr und mehr als Wachstumsfaktor begriffen und 
schließlich ob der sich neu etablierten ›Wissenschaft‹ der Bildungs-
ökonomie »zunehmend von den Anforderungen der Wirtschaft her 
bestimmt« (ebd.: 145)26. 

Die finalen Grenzen potentieller Bildungsreformen innerhalb 
der bestehenden gesellschaftlichen Ordnung sind dabei bereits ge-
steckt:
Eine Erhöhung der Bildungsausgaben, die nicht aus den Verwertungs-

interessen des Kapitals selbst abzuleiten ist, d.h. zur Anpassung 
der Qualifikationsstruktur der Gesamtarbeiterschaft an die verän-
derten Bedingungen des Produktionsprozesses als Arbeitsprozeß 
notwendig ist, wird deshalb an eine Grenze stoßen, da die Wertstei-
gerung der Arbeitskraft sich auch im Lohn ausdrücken muß. Das 
Kapital wird sich einer Erhöhung der Bildungsausgaben nur dann 
nicht entgegenstellen, wenn die Wertsteigerung der Arbeitskraft 
zugleich eine Verbesserung der Verwertungsmöglichkeiten zur Fol-
ge hat, wenn [also] eine Veränderung der Produktionsmethoden 
und der Arbeitsorganisation eine Verlängerung oder Intensivierung 
der Ausbildung von Arbeitskräften unumgänglich macht« (ebd.: 250 
f.).

Die Interessen der ökonomisch Herrschenden manifestieren sich 
vor allem in den Forderungen des immer fester werdenden »Bünd-
nisses [zwischen] Universitäts- und Industriefeudalismus« (Mesch-
kat 1962: 31; hierzu im Detail ebd.: 29 ff.)27 an eine ›notwendige‹ 
Hochschulreform ab etwa Mitte der 1950er Jahre. Von dieser Seite 
gilt als Antwort auf die ›Bildungskatastrophe‹ neben einem ›ange-
messenen‹ Ausbau der Hochschulen vor allem die Einführung eines 
Numerus clausus sowie von Eignungs- und Zwischenprüfungen, eine 
Zweiteilung des Studiums in zuerst berufsqualifizierendes und hier-
nach, für nur noch wenige Studierende, wissenschaftliches Studium 
(vgl. Wissenschaftsrat 1966: 17, Wernicke 2005a), eine Verkürzung 
der Studienzeiten (›Regelstudienzeit‹) sowie die Etablierung von  
Elite-Universitäten zum Preis eines sinkenden allgemeinen Hoch-
schulniveaus (vgl. Hofmann 1968: 28 f.).

Diesen Vorschlägen ist vor allem eines gemein: Sie lösen den Kon-
flikt zwischen notwendiger struktureller Modernisierung und einer  

Die  sozialliberale Hochschulreform
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hierdurch zu erwartenden Schwächung der materiell und kulturell 
Herrschenden auf, indem sie unter der bildungsökonomischen Prä-
misse einer ›natürlichen Knappheit der finanziellen Ressourcen‹ 
(vgl. Huisken 1973: 140 ff.), welche die ihr zugrundeliegenden mani-
festen Interessen der Herrschenden nur mangelhaft verdeckt28, pri-
mär eine »Erhöhung der Leistungsansprüche« (Altvater 1967: 65) im 
Sinne reiner Effektivitätssteigerung forcieren: 
Soll das Wachstum der Wirtschaft auf einem relativ hohen Niveau ge-

halten werden, dann müssen gesellschaftliche Strukturverände-
rungen vorgenommen werden. Die damit verbundene Schwächung 
der Herrschaft des Kapitals wird aber nicht als selbstverständlich 
hingenommen. Wie aber kann die Effizienz von Wissenschaft, Bil-
dung und Infrastruktur gesteigert werden, ohne das bestehende 
System in Richtung Demokratisierung zu ändern? […] Da Gesell-
schaftsstruktur und Ausgabenstruktur des Staates, wenn auch nicht 
in eindeutiger Weise, liiert sind, muß die Frage dahingehend ausge-
weitet werden: Wie kann die Effizienz von Wissenschaft, Bildung, 
Infrastruktur gesteigert werden, ohne die Ausgabenstruktur des 
Staats zu ändern? […] Auf dem Sektor Bildungswesen ergibt sich 
ein Ausweg aus dem […] Konflikt durch Erhöhung der Leistungs-
ansprüche. Dadurch werden sowohl wesentliche Zusatzkosten als 
auch an sich notwendige Strukturreformen vermieden und die Out-
putsteigerung des Bildungssystems dennoch erreicht (ebd.: 63 ff.). 

Bei den Versuchen, Reformen des Hochschulwesens unter diesen 
Vorzeichen und mit diesen Zielen ab etwa Ende der 1950er Jahre um-
zusetzen, stößt die Politik jedoch zunehmend auf gesellschaftlichen 
und vor allem studentischen Widerstand. Um es mit Hofmann (1968: 
30) zu sagen: Als in den 1960er Jahren schließlich »offenbar [wird], 
daß die bisherige Freiheit der Wissenschaft [vor allem] ein Recht der 
Absonderung gewesen ist, das nicht länger bewahrt werden kann«, 
weil Wissenschaft sonst überall dort, wo sie »der Zudringlichkeit ge-
sellschaftlicher Interessen [noch] widersteht, als eine Restsphäre 
dessen erscheinen [muss], was nicht nutzbar zu machen und daher un-
nütz ist« (ebd.), beginnt eine gesellschaftliche Auseinandersetzung 
darüber, wie und welchen Interessen verbunden Wissenschaft in die 
nun formal endgültig bürgerliche Gesellschaft integriert werden soll. 
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Zeitgleich zur Rezession 1966/67, die den Studierenden in einer 
Phase der Vollbeschäftigung Mut zum Kampf für ihre Interessen 
beschert, entsteht so, verursacht durch die Restauration der Nach-
kriegs-Fünfziger-Jahre und die Große Koalition, dem Fehlen ei-
ner wirksamen Opposition im Bundestag also, unter Führung des  
Sozialistischen Deutschen Studentenbundes (SDS) allmählich die  
außerparlamentarische Opposition (APO). Die Erschießung Benno 
Ohnesorgs, das Attentat auf Rudi Dutschke, die Ereignisse des Pa-
riser Mai sowie die Notstandsgesetzgebung verstärken die begin-
nende Radikalisierung dieser Studierendenbewegung, welche ob der 
staatlichen ›Antworten‹ auf die Artikulation ihrer Interessen zuneh-
mend die »Gefahr einer umfassenden autoritativen gesellschaft-
lichen Neuformierung« (Keller 2000: 112) der Gesellschaft, eines 
neuen Faschismus also, auf sich zukommen sieht:
Eine Generation von vornehmlich akademischen Jugendlichen war 

angetreten, um Reformen im Bildungswesen, mehr demokratische 
Mitbestimmung, die Bewältigung der tabuisierten NS-Vergangen-
heit und verstärkte Geltung der Menschenrechte in der bundes-
deutschen Außenpolitik einzuklagen. Mit diesen Forderungen stie-
ßen sie allerdings auf weitgehende Ablehnung im spießbürgerlichen 
Nachkriegsdeutschland Adenauers, welches derartige Proteste als 
Kritik an seinen nationalen Grundfesten verstand und dement-
sprechend ahndete (Riese 2007). 

In der Folgezeit eskalierten die Konflikte, was in der Konsequenz 
jedoch zumindest der studentischen Position in Bezug auf die Refor-
mierung der Hochschulen zu mehr Geltung und teilweiser Anerken-
nung verhalf29.

Die protestierenden Studierenden einte hierbei anfänglich die 
»traurige Erinnerung an die emanzipativen Gehalte des revolutio-
nären Bürgertums« (Keller 2000: 119), denen Hofmann (1969) bereits 
attestiert hatte, dass sie als symbolische Gewalt einzig zu Zeiten des 
Aufstiegs des Bürgertums und der Herausbildung der Märkte vorhan-
den gewesen seien, hiernach jedoch zu Herrschaftsinstrumenten 
verkommen seien: 
In dem Maße nun, wie Marktverflechtungen und Marktweite zugenom-

men haben und das Gewicht des einzelnen Marktpartners sich […] 
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verringert, wächst die Möglichkeit, daß die Objektivationsmacht 
des Marktes auch gegen die einzelnen wirkt. Das Element einer 
Fremdbestimmung der individuellen Entscheidungen gewinnt an 
Boden. […] In der Tat ist das Element seiner Unfreiheit schon in 
den homo oeconomicus selbst hineingenommen: es besteht darin, 
dass er kalkulieren muß (ebd.: 88). 

Über die Reflexion und Anerkennung dieser Tatsache in Zeiten im-
mer stärker werdender staatlicher Repressionen gelangte die Stu-
dierendenbewegung schließlich über die »Brücke eines enttäuschten 
Liberalismus […] zur sozialistischen Ideologie, die ja gerade bean-
spruchte, die emanzipatorischen Verheißungen der liberalen Ideo-
logie von ihren bürgerlichen ›Inkonsequenzen und Widersprüchlich-
keiten‹ zu befreien« (Keller 2000: 119).

 
3.4.2  Leitbilder der Reformidee
Zu Zeiten einer zunehmenden Infragestellung der Klassengesell-
schaft selbst, spiegelten die  politischen Leitbilder der ab 1969 unter 
der sozialliberalen Koalition anvisierten Phase der Hochschulreform 
denn auch mehr die gesamtgesellschaftliche Stimmung und studen-
tischen Interessen denn einseitig jene der herrschenden Klasse wider.

— Bildungsexpansion und Chancengleichheit
Gefordert wurde nun nicht mehr nur eine Bildungsexpansion, son-
dern vor allem damit einhergehende Chancengleichheit – also sozi-
ale Mobilität. 

Während der eine Pol der Debatte vor allem durch die Schriften 
Pichts (1965), der primär wirtschaftlich argumentierte, beeinflusst 
war, »bildet Dahrendorfs ›Plädoyer für eine aktive Bildungspolitik‹ 
mit dem Titel ›Bildung ist Bürgerrecht‹ [nun einen] […] zweiten Pol 
der Ausbaudebatte« (Schierholz 2004: 34). Dieser stellte statt des 
wirtschaftlichen Aspekts vor allem das Grundrecht auf Bildung in 
den Vordergrund seiner Ausführungen und argumentierte, jeder 
Mensch habe sowohl das Recht auf eine intensive Grundausbildung 
sowie eine seiner Leistungsfähigkeit angemessene weiterführende 
Ausbildung. Dem Staat schrieb er dabei die Pflicht zu, für die Einlö-
sung dieser Rechte zu sorgen. 



71 

Der ›Abbau von Bildungsbarrieren‹ für Frauen, Arbeiterkinder und 
andere lancierte zum erklärten Ziel der Bildungspolitik. Den Hoch-
schulen wurde nun die Aufgabe zuteil, »zur Angleichung sozialer 
Niveaus und zur gesellschaftlichen Chancengleichheit« (ebd.) bei-
zutragen. 

— Einheitlichkeit der Hochschulen
Das Leitbild der Chancengleichheit wirkte dabei auch auf die Re-
alisierungschancen von Eliteeinrichtungen: Gegen selbige gerich-
tet setzte sich der Grundwert der Einheitlichkeit der Hochschulen,  
mittels welcher wiederum Chancengleichheit für alle ermöglicht 
werden sollte, politisch durch. 

Zwar wurden mit den Fachhochschulen und den Gesamthoch-
schulen zwei weitere Hochschultypen neben den Universitäten eta-
bliert, doch änderte dies nichts am Grundsatz der Gleichbehandlung 
aller Universitäten, aller Fachhochschulen und aller Gesamthoch-
schulen untereinander: Eine Reform mittels einer »Differenzierung 
des Hochschulwesens über eine Gliederung in Hochschultypen und 
Studiengänge […] [statt einer] […] Hierarchisierung nach Profilen 
und Qualität« (ebd.: 35) – eine horizontale statt vertikale Differen-
zierung wie sie bspw. das Hochschulwesen in den USA realisiert –   
sollte die Folge sein. 

— Demokratisierung und Mitbestimmung
Neben den beiden genannten prägte vor allem ein weiteres, kontro-
vers diskutiertes und schließlich folgenreiches Leitbild die Debatte. 
Unter dem Schlagwort der Demokratisierung sind dabei primär zwei 
Diskussionsstränge zu benennen. Zum einen geht es um die oben 
genannte Forderung nach Öffnung der Hochschulen für breite Teile 
der Bevölkerung. Zum anderen wird unter dem Begriff der Demokra-
tiesierung jedoch auch die Debatte um mehr Mitbestimmung an den 
Hochschulen subsumiert:
Ende der sechziger, Anfang der siebziger Jahre war zumindest im 

deutsch-sprachigen Raum die Demokratisierung möglichst vieler 
Lebens- und Gesellschaftsbereiche ein beherrschendes Schlag-
wort. Beispielhaft hierfür das Motto der ersten Regierungserklä-
rung von Bundeskanzler Brandt: ›Mehr Demokratie wagen!‹. Die 
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Teilhabe und Teilnahme möglichst vieler wurde weniger im poli-
tischen System im Großen angesprochen, sondern vor allem in 
den verschiedenen Subsystemen wie Familie, Schule, Betrieb und 
eben auch den Hochschulen. Der etatistischen Argumentation, 
daß Demokratie nur als staatliches Prinzip möglich sei und wün-
schenswert wäre, wurde die partizipatorische Argumentation ge-
genübergestellt. In allen Subsystemen der Gesellschaft, in denen 
Macht ausgeübt wurde, sollten die davon Betroffenen zu Beteili-
gten werden. Die Rede von der Demokratisierung fiel besonders in 
den Hochschulen (ausgenommen die Gruppe der Professoren) auf 
fruchtbaren Boden, denn hier waren obrigkeitsstaatliche, profes-
sorale und hierarchische Traditionen vorherrschend (ebd.: 37).

Die massiven Forderungen von Studierenden, Assistenten und an-
deren, die Hochschulen zu ›demokratisieren‹, betrafen dabei vor 
allem die innere Organisation derselben: Die absolute Herrschaft 
der Ordinarien sollte gebrochen »und ihre Macht auf die Gruppen der 
Professoren, aber vor allem auf die der Studenten und der wissen-
schaftlichen und nicht-wissenschaftlichen Mitarbeiter verteilt wer-
den« (ebd.), was wesentlich mittels drittelparitätischer Zusammen-
setzung entscheidungsbefugter Kollegialorgane angedacht war.

3.4.3 Wissenschaftsfreiheit und Hochschulautonomie
In diesem Sinne schlug der SDS ein Selbstverständnis der Studieren-
denvertretungen als Interessenvertretungen gegenüber Hochschule 
und Dozierenden ganz im Sinne gewerkschaftlicher Mitbestimmungs-
formen vor und forderte die Wahrnehmung eines Politischen Mandats. 

Die Situation, in der die Studierendenvertretung der Ordinarien-
universität gegenüberstünde »wie ein Betriebsrat ohne jedes Recht 
auf Mitbestimmung« (Keller 2000: 103) und somit »stabilisierend für 
das [sie selbst entmündigende] System« (ebd.) wirke, müsse ein 
Ende haben. Wissenschaft sei in diesem Sinne nur als frei zu ver-
stehen, wenn sie allen an ihr und ihrer Organisation Beteiligten 
»durch einen Anspruch auf Teilhabe an den Verbandsleistungen und 
Teilnahme an seiner Willens- und Entscheidungsbildung« (Nitsch/
Gerhardt/Offe/Preuß 1965: 201) auch gleiche Rechte und Partizipati-
onsmöglichkeiten zugestehe:
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Die Schwierigkeiten, die einer Realisierung des Freiheitsrechts auf 
Wissenschaftsausübung entgegenstehen, sind offenbar; es droht 
einerseits von dem Personalverband Universität begrenzt und im 
Extremfall aufgehoben zu werden, falls es bei der herkömmlichen 
Deutung der institutionellen Garantie bewendet [bleibt]; es wird 
relativiert und in den Mechanismus der modernen Korporation – 
den interessenhaft organisierten Verbänden – integriert und damit 
seiner Ursprünglichkeit als individuelles Versprechen beraubt, falls 
es sich auf den status quo der heutigen Gesellschaft stellt (ebd.: 
200).

Als Autonomie der Hochschule wurde dabei die freie Selbstbestim-
mung des Inhalts und der Prozedur der akademischen Selbstverwal-
tung aufgefasst. Diese wiederum könne sich, so die Argumentati-
on, »nur verwirklichen, wenn sie neben der Bestimmung über das 
›Wissenschaftliche und die Lehrmethoden‹ auch zugleich sich den 
Rahmen geben kann, in dem sich Wissenschaft organisatorisch 
verfaßt. Die Mitwirkung des Staates […] [sollte] sich [hierbei] auf 
die Genehmigung und – später – […] Rechtsaufsicht« (ebd.: 225) be-
schränken.  

Da zumindest Teilen der Studierenden die Interessenverbun-
denheit der (bürgerlichen) Wissenschaft der Ordinarienuniversität 
durchaus nicht unbewußt war, lässt sich das von ihnen artikulierte 
und eingeforderte Verständnis von Wissenschaftsfreiheit und Hoch-
schulautonomie wie folgt übersetzen (siehe hierzu Schaubilder  
1 und 2): Wenn schon Massenuniversität (im Sinne von Massen-
produktion), dann mit organisierter Interessenvertretung und Mit-
bestimmung (im Sinne gewerkschaftlicher Mitbestimmungsrechte 
ob der Mitbestimmungsgesetze) auch unsererseits; wenn schon 
ein weiterer Schritt gen »Einverleibung des letzten noch nicht inte-
grierten Elements der bürgerlichen Zivilisation in die Bedürfnisse 
einer Gesellschaft, die überall da, wo sie sich selbst zum Gegen-
stand wird, Wissenschaft längst hinter sich gelassen hat« (Hofmann 
1968: 32), dann nur – in der Hoffnung, dies womöglich zu verhindern – 
unter Berücksichtigung auch unserer Interessen als zukünftige Wis-
senschaftler; wenn schon »die verborgenen Selektionsmechanis-
men der Gesellschaft darüber [entscheiden], was als Wissenschaft 
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anerkannt oder geduldet werden kann« (ebd.: 49) und was nicht, gebt 
uns unseren Anteil an der Definitionsgewalt. 

Diese Analyse wird unter anderem dadurch gestützt, dass sich 
der SDS mit seiner berühmten Denkschrift ›Die Hochschule in der 
Demokratie‹ von 1961 ganz bewusst selbst die Aufgabe gestellt hat-
te, »›ein bürgerlich-demokratisches, bewußt nichtsozialistisches 
Reformprogramm‹ zu formulieren« (Keller 2000: 99), das gesell-
schaftlich anschlussfähig sein und die bürgerlich-demokratischen, 
liberalen und humanistisch-antifaschistischen Traditionen in Hoch-
schule und Gesellschaft unterstützen sollte30.

Schaubild 2:
Phasen der Hochschulentwicklung vor dem Hintergrund  
gesellschaftlicher Klassenkämpfe

Ereignis

Gründung 
mittelalterlicher 
Universitäten im 
11./12. Jhd.

Entstehung neu-
zeitlicher/moder-
ner Wissenschaft 
um 1600

Situation

1. Feudalismus und Stände-
system
2. Herrschende Klassen: 
Klerus und Adel (entspre-
chend 1. und 2. Stand)
3. Bildung bis dahin in 
Kloster- bzw. Lateinschulen 
kirchlich organisiert und dem 
großteils aus Adelsfamilien 
entstammenden 
Klerikernachwuchs vor-
behalten

1. Absolutismus 
und Ständesystem
2. Herrschende Klassen: 
Klerus und Adel (entspre-
chend 1. und 2. Stand)
3. kirchliche Dogmen 
bestimmen die Grenzen der 
Wissenschaft: ›antike Natur-
spekulation‹

Protagonisten und Folgen

Konsequenz: vorübergehend teilsouveräne Bildungskor-
porationen im Sinne von Zünften und Gilden (›universi-
tas‹) entstehen, wachsender Einfluss des Bürgertums auf 
Gesellschaft und 
Bildungssystem
Ermöglichung: Produktivkräfteentwicklung und 
›ursprüngliche Akkumulation‹ (Marx), Absolutismus
Nutznießer: aufkommendes Bürgertum (im Sinne eines 
Teils des 3. Standes: in Städten wohnende Kaufleute) 
Verlierer: Adel, Klerus
Herrschaft: kaum praktische Relevanz für beherrschte 
Klasse
Latente Funktion institutionalisierter Wissen-
schaften: irrationale Rechtfertigung der Klassengesell-
schaft

Konsequenz: allmähliche Loslösung von kirchlichen 
Dogmen in der Wissenschaft 
Ermöglichung: Produktivkräfteentwicklung und weitere 
Kapitalakkumulation, Aufklärung und aufgeklärter Abso-
lutismus, Naturbeherrschung 
Nutznießer: aufkommendes Bürgertum (im Sinne eines 
Teils des 3. Standes: in Städten wohnende Kaufleute), 
aufgeklärter Adel 
Verlierer: Feudaladel, Klerus
Herrschaft: kaum praktische Relevanz für beherrschte 
Klasse
Latente Funktion institutionalisierter Wissen-
schaften: irrationale Rechtfertigung der Klassengesell-
schaft
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Humboldt’sche 
Universitätsreform 
ab 1810

Universitäre 
Selbstgleichschal-
tung ab 1933

Sozialliberale 
Hochschulreform 
ab 1969

Neoliberale 
Hochschulreform 
ab 1998

1. Aufgeklärter Absolutismus 
und Ständesystem
2. Herrschende Klassen: 
Klerus und Adel (entspre-
chend 1. und 2. Stand); 
aufsteigend: Bürgertum
3. die Instrumentalisierung 
und Begrenzung der Wissen-
schaft durch den preußischen 
Obrigkeitsstaat hemmt die 
ökonomische Entwicklung, 
während in Frankreich bereits 
die bürgerliche Gesellschaft 
Realität annimmt 

1. Faschistische Diktatur
2. Herrschende Klassen: 
Großbürgertum und (weniger 
mächtig) Junkertum
3. die ›rote Gefahr‹ und 
Arbeiterbewegung bedrohen 
in Zeiten ökonomischer Krise 
mit ihren Forderungen die 
Klassenherrschaft

1. Rheinischer Kapitalis-
mus und parlamentarische 
Demokratie
2. Herrschende Klasse: 
Großbürgertum
3. größte Rezession seit 
1945; beherrschte Klasse 
und Kleinbürgertum, die 
ob Keynesianismus und 
Fordismus geringfügig 
materiell erstarkten, fordern 
mehr Mitbestimmung und 
Demokratie

1. Finanzkapitalismus 
und parlamentarische 
Demokratie
2. Herrschende Klasse: 
Großbürgertum
3. dauerhafte Krise, da finale 
Rentabilitätsgrenzen des 
kapitalistischen Systems 
erreicht

Konsequenz: Wissenschaft institutionell an ›gesamt-
gesellschaftliche‹ und somit ökonomische Interessen 
von Klerus, Adel und Bürgertum anstatt nur von Adel und 
Klerus gebunden
Ermöglichung: Produktivkräfteentwicklung und weitere 
Kapitalakkumulation, Industrialisierung, Massenproduk-
tion, Fordismus
Nutznießer: aufsteigendes Bürgertum, aufgeklärter Adel 
Verlierer: Feudaladel, Klerus
Herrschaft: kaum praktische Relevanz für beherrschte 
Klasse
Latente Funktion institutionalisierter Wissen-
schaften: zweckrationale Rechtfertigung der Klassen-
gesellschaft
Latente Funktion kulturellen Kapitals: 
Legitimation (wachsender) sozialer Ungleichheit

Konsequenz: Stabilisierung materieller Macht, tech-
nische Modernisierung der Industrie
Ermöglichung: Produktivkräfteentwicklung und weitere 
Kapitalakkumulation, Etablierung Keynesianismus und 
Fordismus 
Nutznießer: Großbürgertum und teilweise Adel
Verlierer: alle anderen sozialen Gruppen und Klassen
Herrschaft: beherrschte Klasse und Kleinbürgertum dem 
absoluten Primat der Ökonomie unterworfen
Latente Funktion institutionalisierter Wissen-
schaften: irrationale Rechtfertigung der Klassengesell-
schaft

Konsequenz: Wissenschaft wird als Produktionsfak-
tor teilweise dem Produktionsprozess einverleibt und 
an Hochschulen eine großbetrieblicher Organisation 
adäquate Binnenstruktur eingeführt, Überproduktion an 
Kulturkapitalisten und Entstehung von Technokraten
Ermöglichung: Produktivkräfteentwicklung und weitere 
Kapitalakkumulation ob gesamtgesellschaftlicher 
Modernisierung (Qualifikationsniveau steigt allgemein 
an), technologische und mikroelektronische Revolution, 
Postfordismus, Finanzkapitalismus
Nutznießer: Großbürgertum 
Verlierer: — 
Herrschaft: kaum praktische Relevanz für beherrschte 
Klasse
Latente Funktion institutionalisierter Wissen-
schaften: zweckrationale Rechtfertigung der Klassen-
gesellschaft
Latente Funktion kulturellen Kapitals: 
Legitimation (wachsender) sozialer Ungleichheit

Konsequenz: Wissenschaft wird institutionell den 
Regeln des Marktes und somit den Interessen des Groß-
bürgertums (auch jenseits rationaler Erklärungen) unter-
worfen, Bildung wird von der ›paradoxen Ware‹ zur Ware
Ermöglichung: Produktivkräfteentwicklung und weitere 
Kapitalakkumulation, vorübergehende Stabilisierung 
materieller Macht
Nutznießer: Großbürgertum 
Verlierer: alle anderen sozialen Gruppen und Klassen
Herrschaft: kaum praktische Relevanz für beherrschte 
Klasse, jedoch Angriff auf Privilegien des Kleinbürgertum
Latente Funktion institutionalisierter Wissen-
schaften: zweckrationale Rechtfertigung der Klassen-
gesellschaft
Latente Funktion kulturellen Kapitals: 
Legitimation (wachsender) sozialer Ungleichheit
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3.4.4  Analyse und Konsequenzen nach Bourdieu 
Mit den Analysewerkzeugen Bourdieus sind bezüglich der nun ein-
geleiteten Reform vor allem zwei Sachverhalte zu konstatieren.

— Klassen- und Klassenfraktionskompromiss
Es ist dies zum einen die Tatsache, dass es sich, wie bereits bei der 
Humboldt’schen Universitätsreform zuvor, auch hier um eine Reform 
handelt, die als – diesmal allerdings gesamtgesellschaftlicher –  
Klassenkompromiss (soziale Öffnung des Bildungswesens, soziale 
Mobilität für alle etc.) zu interpretieren ist. Hintergründig gesellt 
sich diesem jedoch auch ein Kompromiss zwischen herrschender 
und (junger) beherrschter Fraktion der herrschenden Klasse hinzu: 
Benötigte 1810 die ökonomisch herrschende Feudalklasse als Re-
aktion auf veränderte ökonomische Rahmenbedingungen dezidiert 
bürgerliche Wissenschaftler und Wissenschaften und gewährte, um 
seine Reproduktion sicherzustellen, dem aufsteigenden Bürgertum 
schließlich ›gleichberechtigten‹ mittelbaren Zugriff auf die Pro-
duktion und Verwendung wissenschaftlicher und kultureller Werte, 
so war es nun, in der bürgerlichen Gesellschaft der 1960er Jahre, 
das ökonomisch herrschende Großbürgertum, welches eine erneu-
te Transformation des Wissenschaftsbetriebes zur Sicherstellung 
seiner sozialen Reproduktion als notwendig erachtete und nach der 
›Erhebung‹ der nächsten Wissenschaftlergeneration, mit der es sich 
in einem wechselseitigen Abhängigkeitsverhältnis befand, um die 
Wahrung wenigstens einiger von deren Interessen nicht mehr umhin 
kam: Die einsetzenden Hochschulreformvorhaben ab etwa Ende der 
1950er Jahren treffen dabei zunächst auf Studierende, welche – adä-
quat zu der sie umgebenden Struktur – hochgradig opportunistisch, 
teils sogar antidemokratisch eingestellt sind, die nun jedoch zuneh-
mend ihre eigenen Interessen gefährdet sehen; auf eine Generation, 
der Schelsky (1957: 381) noch wenige Jahre zuvor attestiert hatte, 
dass sie »nie[mals] revolutionär in flammender kollektiver Leiden-
schaft auf […] Dinge reagieren« würde. Sie treffen aber auch und vor 
allem auf eine Gesellschaft, die sich zunehmend in einer »gesamtge-
sellschaftlichen Krise«31 (Fuchs-Heinritz/König 2005: 153) befindet, 
in welcher beherrschte Klasse und Kleinbürgertum (Mittelschicht), 
geeint durch den Ruf nach ›mehr Demokratie und Mitbestimmung‹, 
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ihre vermeintlich gemeinsamen Interessen zu artikulieren beginnen. 
Ein Phänomen, das Bourdieu wie folgt beschreibt:
Eben weil jedes Feld tendenziell immer um den Gegensatz zwischen 

herrschenden und beherrschten Positionen aufgebaut ist, findet 
sich stets ein Aspekt, unter dem sich die Akteure eines bestimmten 
Feldes anderen Akteuren mit einer homologen Position in anderen 
Feldern anschließen oder angliedern lassen – ohne Rücksicht da-
rauf, wie fern im sozialen Raum diese Positionen und wie verschie-
den sowohl die dort herrschenden Lebensbedingungen als auch die 
Habitusformen der betreffenden Akteure sein mögen. Das heißt, 
daß sich jeder mit denjenigen solidarisch erklären kann, die in an-
deren Feldern homologe Positionen innehaben – vorausgesetzt 
allerdings, er tut so, als gälte seine Affinität, die sie unter diesem 
abstrakten und partiellen Aspekt eint, wenn nicht für alle, was prak-
tisch unmöglich ist, so doch für eine Reihe entscheidender Aspekte 
(Bourdieu 1992: 280).

Dieser Bewegung, die maßgeblich vom SDS ausgeht, schließen sich –  
ohne dabei mehrheitlich die ihnen viel zu weit gehenden Positionen 
und Kritiken desselben zu teilen (vgl. Wildenmann/Kaase 1968) –  
große Teile der Studierendenschaft an, ja, kanalisieren und organi-
sieren die außerparlamentarische Opposition sogar maßgeblich mit 
respektive initiieren sie erst. Dabei vertreten sie jedoch hinter der 
»abstrakten und partiellen« (ebd.) Forderung nach ›mehr Demokra-
tie‹ vor allem ihre eigenen feld- und klassenspezifischen Interessen: 
Auch ihnen geht es, zumindest in der Breite, so Bourdieu, als Intel-
lektuelle, die großteils Sprösslinge großbürgerlicher und in teilwei-
se kleinbürgerlicher Herkunft sind, mehr um die Sicherstellung ih-
rer Reproduktionsfähigkeit32 denn um eine Umwälzung bestehender 
Herrschaftsverhältnisse, deren Nutznießer sie ja sind. Schließlich 
»haben auch die Intellektuellen zuallererst einmal ureigene Inte-
ressen […], nämlich solche, die mit ihrer Teilnahme an den Feldern 
der kulturellen Produktion verbunden sind – Interesse bspw. an der 
Akkumulation kulturellen und symbolischen Kapitals […]. Und diese 
Interessen decken sich keineswegs mit den Interessen derjenigen 
Klassen oder Gruppen, denen sie sich bisweilen als Wortführer an-
dienen« (Schwingel 2005: 127). 
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Dem Wandel der gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse folgend zer-
bricht alsbald die Allianz zwischen ökonomisch herrschender Klas-
se und Ordinarien zugunsten der jungen Wissenschaftlergeneration, 
deren notwendige Nutzbarmachung zur Herrschaftsstabilisierung 
nicht von der Hand zu weisen ist (vgl. Bourdieu 2001a: 117 f.), und 
danken in Folge dieser Neufraktionierung der herrschenden Klasse 
nicht nur die Ordinarien ab, sondern werden auch die Hochschulen 
(zunächst einmal) ›demokratischer‹ organisiert und nicht vertikal dif-
ferenziert. 

— ›Die Illusion der Bildungsexpansion‹
Als zweites sind vor allem die Konsequenzen aus der Hochschulre-
form dieser Couleur, die andere als die erwarteten waren, zu analy-
sieren und benennen. Die Art und Weise nämlich, in welcher diese 
schließlich praktiziert wird und die Prämissen, welche sie akzeptiert, 
verdeutlichen, wie sehr es sich bei der im Rahmen des Klassenkom-
promisses vereinbarten sozialen Öffnung des Bildungswesens und 
dem damit vermeintlich einhergehenden Abbau von Chancenun-
gleichheiten um ein Projekt im Rahmen der bestehenden Verhält-
nisse, deren Aufrechterhaltung nicht den objektiven Interessen der 
Beherrschten dienlich sein kann, gehandelt hat. Diesbezüglich ist 
zuerst die Einsicht Bourdieus zu betonen, wie elitär die Realisierung 
einer Demokratisierung vor allem und ausgerechnet der Hochschu-
len als nur gehobenen Teils des Bildungssystems ist. Denn:
Jede wirkliche Demokratisierung [der Gesellschaft] setzt[e] […] [ne-

ben anderem] voraus, dass man sie dort lehrt, wo die Unterprivi-
legierten sie erwerben können: in der Schule; der Bereich dessen, 
was rational und technisch durch methodisches Lernen erworben 
werden kann, muss deshalb auf Kosten dessen, was unweigerlich 
dem Zufall der individuellen Talente und das heißt der Logik der so-
zialen Privilegien überlassen bleibt, erweitert werden (ebd.: 150).

Realisierung wirklicher Chancengleichheit33 erforderte demzufolge  
vor allem einen Abbau familiär erworbener und schulisch legiti-
mierter kultureller Ungleichheiten – und dies zuerst im primären  
Bildungs- denn Hochschulbereich. Ein solcher findet in Folge der un-
ter Duldung der CDU von der sozialliberalen Regierung initiierten 
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Bildungsreformen jedoch weder im Schul- noch Hochschulwesen 
statt. Stattdessen wird eine nur formale Modernisierung respektive 
Öffnung des letzteren34 realisiert.

Dies hat weitreichende Folgen. Was Ulrich Beck (1986) als durch 
die Bildungsexpansion einsetzenden Fahrstuhleffekt bezeichnet, 
»nämlich den Umstand, daß gewissermaßen die jüngere Generati-
on insgesamt ›eine Etage höher‹ gefahren sei, [aufgrund der dem 
Hochschulwesen vorgelagerten formalen sowie Schul- und Hoch-
schulwesen gemeinsam immanenten kulturellen Selektion] in ihrer 
Schichtung (innerhalb des Fahrstuhls) jedoch unverändert« (Krais 
2005: 100) blieb, ist im relationalen Gefüge des sozialen Raumes 
nach Bourdieu als Verlagerung aller Klassen respektive Klassen-
fraktionen bezüglich Kapitalvolumens und also gesamtgesellschaft-
liche Verschiebung auf der X-Achse des sozialen Raumes (vgl. auch 
Abbildungen 2a und 2b) zu bestimmen: eine »Bildungsdynamik ohne 
Statusgewinn« respektive »›horizontale‹ Bildungsexpansion« (Ve-
ster 2004b: 5) im Rahmen einer Modernisierung der gesamten Klas-
senstruktur (vgl. auch Abbildung 7). 

Dies bedeutet vor allem eines: eine Entwertung aller Bildungs-
abschlüsse – mit Bourdieu: legitimes bzw. institutionalisiertes kultu-
relles Kapital – aufgrund der einsetzenden allgemeinen »Kompetenz-
revolution« (ebd.; vgl. allgemein Bourdieu 1987a: 221 ff).

So verfügen in der jüngeren Generation zwar alsbald alle Klas-
sen über absolut mehr kulturelles Kapital, ist dies jedoch nicht mit 
einem ›Klassenaufstieg‹ gleichzusetzen. Eher ist das Gegenteil der 
Fall: Wer nun mehr kulturelles Kapital akkumuliert als dies vormals 
notwendig war, vermag seine vertikale Position im sozialen Raum 
ggf. zu halten, indem er der Modernisierung der angestammten Be-
rufsgruppen und also horizontalen Verschiebung derselben folgt; 
wer dies nicht vermag, ist von sozialem Abstieg bedroht. 

Demgemäß ist als erstes Resultat der Öffnung der Hochschulen 
denn auch festzuhalten, dass die kulturell wie sozial benachteiligten 
Klassen und Klassenfraktionen stets weniger als die Mittelschicht 
und diese wiederum weniger als die herrschende Klasse von eben 
derselben profitiert haben. Die zwar absolut höhere Bildungsbetei-
ligung aller Klassen im sozialen Raum spiegelt in ihren Partizipa-
tions- wie auch ›Profit‹-Relationen stets die vorfindliche Klassen-
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struktur wider: Zwischen 1969 und 2000 erhöht sich – was weder mit 
einem Studienabschluss noch dem nachfolgend relevanten Arbeits-
marktwert desselben, für dessen Realisierung wieder ökonomisches 
und soziales Kapital maßgeblich sind, gleichzusetzen ist – die Studi-
enanfängerquote der Arbeiterkinder von 3 auf 7, der Selbständigen-
kinder von 11 auf 41, der Angestelltenkinder von 15 auf 26 und der 
Beamtenkinder von 27 auf 53 Prozent (vgl. Abbildung 6). 

Abbildung 6: Studienanfängerquote1 an Universitäten 
nach dem Beruf des Vaters – West 1969 bis 2000

 
Quelle: Geißler 2006: 285

Das bedeutet: Der Chancenzuwachs liegt bei den Arbeiterkindern 
bei 4, bei den Selbständigenkindern bei 30, bei den Angestellten-
kindern bei 11 und bei den Beamtenkindern bei 26 Prozentpunkten.
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Abbildung 7:
Bildungswege im sozialen Raum der Bundesrepublik 1950 – 1989

 

Quelle: Vester 2005: 45
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5. Alte Arbeitneh-
merintelligenz 
(»Arbeit(nehm)er-
Aristokratie«) 

6. Neue Arbeitneh-
merintelligenz

7. Neue Arbeit-
nehmermitte

Kinder von einfachen Angestellten u. Beam-
ten (d) und v. Meistern und Vorarbeitern (e):
Realschule ca. 10% —> ca. 37% 
(kontinuierlich zunehmend)
Gym. ca. 5% —> ca. 24% (nur 1960–1982 
zunehmend)  

Kinder aus einfachen Volksmilieus, d.h. von  
Facharbeitern (f), von an- und ungelernten 
Arbeitern (g) und von Landwirten (h):
Gymnasium ca. 2% —> ca. 13% 
(nur 1960–1982 zunehmend)  

Kinder aus einfachen Volksmilieus (siehe 6.):  
Realschule ca. 4% —> ca. 33%
(kontinuierlich zunehmend)

Gebremster Ausbau des Vorsprungs der 
alten »Arbeitnehmeraristokratie« mit 
begrenztem Statusgewinn, in der oberen 
rechten Mitte des Raums (Modernes 
Kleinbürgerliches Arbeitnehmermilieu und 
angrenzende Milieus)

Gebremster Bildungsaufstieg aus den 
Milieus der Facharbeit mit begrenztem Sta-
tusgewinn, in der oberen linken Mitte des 
Raums (Modernes Arbeitnehmermilieu)

Gewinner einer horizontalen Umstellung auf 
mittlere Bildung ohne Statusgewinn, in der 
linken Mitte des sozialen Raums (insbes. 
Leistungsorientiertes Arbeitnehmermilieu) 

1. Alte Bildung-
selite (»Bildungs-
aristokratie«)

2. Neue Bildungselite 
(»Bildungsgewinner«)

3. Zurückbleibende  
bürgerliche Grup-
pe(n) (»relative 
Bildungsverlierer«)

4. Gebremste  
Bildungsaufsteiger

Kinder Leitender Angestellter u. Beamter (a): 
Realschule 22% —> 20%
Gymnasium 38% —> 65%
(ab 1960 zunehmend)

Kinder v. Selbstständigen (ohne Landw.) (b):
Gymnasium 12% —> 42%
(ab 1950 kontinuierlich zunehmend)
Kinder qualif. Angestellter u. Beamter (c): 
Gymnasium 13% —> 42%
(ab 1960 kontinuierlich  zunehmend)

Kinder v. Selbstständigen (ohne Landw.) (b): 
Realschule 15% —> 30%
Hauptschule 73% —> 28%
Kinder qualif. Angestellter u. Beamter (c):  
Realschule  19% —> 36%
Hauptschule 68% —> 26%

Kinder aus qualif. Volksmilieus, d.h. v. einfa-
chen Angestellten u. Beamten (d), v. Meis-
tern und Vorarbeitern (e), v. Facharbeitern (f):
Realschule ca. 8%   —> ca. 36%
Gymnasium ca. 4%  —> ca. 20%
(ab 1982 gebremst)

Ungebremster Ausbau des hohen Vor-
sprungs der »Bildungsaristokratie« in der  
»oberen Dienstklasse« (Bildungsbürger-
liches und Gehobenes Bürgerliches Milieu)

Aufsteigender Teil des Gehobenen Kleinbür-
gertums, der sich auf höheres kulturelles 
Kapital umstellt, um hohe und leitende An-
gestellten- und Beamtenfunktionen in der 
»oberen Dienstklasse« bzw. im Gehobenen 
Bürgertum einzunehmen

Zurückbleibender Teil des Gehobenen 
Kleinbürgertums, der sich nicht auf höhere 
Bildung umstellt, sondern mit eher mittle-
ren Bildungsabschlüssen innerbetrieblich 
in höhere Positionen aufsteigt

Begrenzter Bildungs- und Statusaufstieg 
aus den Volksmilieus der Facharbeit in 
gehobene Positionen des wachsenden 
öffentlichen und privaten Dienstleistungs-
sektors (Gehobenes Dienstleistungs-milieu)

Positiv Privilegierte (ca. 22%)

Bildungstypus Veränderung des Schulbesuchs nach 
Herkunftsgruppen* 1950 —> 1989

Bewegungen von Berufsgruppen und  
Milieus** im sozialen Raum

Nicht-Privilegierte (ca. 56%)

Negativ Privilegierte (ca. 22%)

8. Negativ privile-
gierte Volksmilieus

Kinder aus einfachen Volksmilieus (siehe 6.):
Hauptschule ca. 95% —> ca. 54%

Zurückbleiben der »bildungsfernen« Grup-
pen unten und in der rechten Mitte des 
Raums (insbes. Teile des Traditionslosen 
und des Traditionellen Kleinbürgerlichen 
Arbeitnehmermilieus) 

* Schulbesuch von 14–18-Jährigen nach der Berufsstellung (a–h) des Familienvorstands (nach: Schimpl-Neimanns 2000, S. 654)

** Berufsgruppen nach Schimpl-Neimanns 2000, S. 654; Milieus nach Vögele, Bremer, Vester (Hg.) 2002, S. 267–409.
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Tatsächlich ist die vermeintliche ›Bildungsexpansion‹ also vor allem 
darauf zurückzuführen, dass »die Söhne und Töchter der oberen 
Bildungs- und Besitzmilieus – nicht zuletzt aufgrund ökonomischer 
Notwendigkeiten – ihre Beteiligung an der Gymnasial- und Hoch-
schulbildung« (Vester 2004a: 13) massiv ausgebaut haben. Mittels 
dieser überproportionalen Privilegierung der ohnehin Privilegierten 
bei zeitgleicher unterproportionaler Beteiligung der Benachteiligten 
(die als soziale Gruppe von beachtlicher Größe sind) wird dabei auch 
eine Aneignung des gesellschaftlich nun mehr vorhandenen kultu-
rellen Kapitals durch die Herrschenden realisiert (vgl. Abbildung 6). 

Um dies exemplarisch zu verbildlichen: Wo 100 Studienplätze zu 
10 Prozent von Benachteiligten und 90 Prozent Privilegierten besetzt 
werden, studieren 10 Benachteiligte und 90 Privilegierte; werden 
diese Studienplätze nun verzehnfacht und bleiben die spezifischen 
Partizipationsquoten in etwa konstant, profitieren von dieser ›Ex-
pansion‹ ganze 810 Privilegierte und nur 90 Benachteiligte. Das Bil-
dungsniveau der oberen Klasse steigt absolut also rapide, das der 
unteren Klasse hingegen nur kaum merklich an. 

Realisiert wird in der Konsequenz eine Art Modernisierung von 
Auslesemechanismen35, die das gesellschaftliche Bildungsniveau 
im Sinne allgemeiner Bildungsanforderungen zwar den Notwendig-
keiten der Produktivkräfteentwicklung entsprechend hebt, indem vor 
allem auf der Ebene des mittleren Niveaus eine Erhöhung der (Be-
teiligungs-) »Chancen zugunsten der benachteiligten Schichten« 
(Geißler 2002: 347) als solche organisiert wird, ohne hieran jedoch 
einen Anspruch auf sozialen Aufstieg zu knüpfen. Klassenabsolut 
bedeutet das hierauf folgende relative Anwachsen auch des Anteils 
der Arbeiterkinder an den Hochschulen von 3 auf 7 Prozent zwischen 
1969 und 2000 jedoch zugleich einen zunehmenden Verlust an sozi-
aler Position für insbesondere die ›restlichen‹ 93 Prozent derselben: 
Die »Unterschiede nach Einkommen, Sicherheit und Ansehen, d. h. 
die Statusunterschiede, zwischen den privilegierten Milieus, den 
Milieus der Arbeitnehmermitte und den unterprivilegierten Milie-
us verfestig[en] und vergrößer[n] sich« (Vester 2004a: 14; vgl. Krais 
1996: 143) immer mehr, sodass der Bildungsexpansion, die mit dem 
Anspruch angetreten war, Chancenunterschiede abzubauen, aus 
Klassenperspektive attestiert werden muss: »Beim Wettlauf um die 
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höheren Bildungsabschlüsse haben sich […] die Chancenabstände 
zwischen privilegierten und benachteiligten Gruppen [tatsächlich 
noch] vergrößert« (Geißler 2002: 347), indem das mehr vorhandene 
aber weniger werte Kulturkapital primär nach ›oben‹ respektive in 
die Mitte (vgl. ebd.: 350) und somit in Relation zu vorher auch umver-
teilt worden ist36. 

Als zweites Resultat ist insofern zu konstatieren, dass, wenn die 
Öffnung des Bildungswesens schon im Beck’schen Sinne als ›Fahr-
stuhleffekt‹ begriffen werden soll, dieser schließlich auch zur Folge 
hatte, dass zwischen den sozialen Klassen nun noch mehr Stock-
werke liegen als zuvor . Dass dies mehr Chancenungleichheit produ-
zierte respektive rechtfertigte, sei hier verkürzt deutlich gemacht: Mit 
dem Hauptschulabschluss, der noch in den 1970er Jahren zumindest 
potentiell eine Karriere als Lehrer offerierte, weil er für 75 Prozent 
eines Geburtsjahrganges den Regelabschluss darstellte, gelangten 
ab Mitte der 1990er Jahre die rund 35 Prozent eines Jahrganges (vgl. 
Müller 1998: 98) – hierunter 50 Prozent »der Kinder aus den einfachen 
Volksmilieus« (Vester 2004b: 4) –, die einen solchen ›noch‹ ihr eigen 
nannten, kaum überhaupt mehr auf den Arbeitsmarkt:
Durch die neuen Differenzierungen sind die untersten Gruppen in eine 

dauerhafte Unterprivilegierung geraten. Sie haben sich verkleinert 
und umstrukturiert […], d. h. die ›unteren Bildungsgruppen – be-
sonders die Hauptschulabsolventen ohne Lehre – werden zu einer 
wesentlich selektiveren Population« (Müller 1998: 98). »Die An- 
und Ungelernten sind nicht mehr […] wie in den 1950er Jahren mit 
mehr als 60% die ›typischen Erwerbstätigen‹; bis zum Jahr 2000 
sank ihr Anteil in Westdeutschland auf 18% (ebd.: 26).

Die »krassen Ungleichheiten« (Geißler 2002: 350), die nun entstehen, 
bedeuten dabei bereits Ende der 1980er Jahre: »Die universitären 
Studienchancen der Kinder von Selbständigen mit Abitur liegen um 
das 14fache höher als diejenigen der Kinder aus Facharbeiterfami-
lien und sogar um das 41fache […] höher als diejenigen der Kinder 
von Ungelernten. Deren Berufskarriere endet häufiger auf einer 
Sonderschule (7 %) als auf einer Fachhochschule oder Universität 
(jeweils 2 %)« (ebd.). 

Die mit dieser Entwicklung einhergehende Zunahme der Status-
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zuweisungsfunktion von Bildung bei gleichzeitiger Behauptung, 
welche als symbolische Gewalt zu bestimmen ist, jeder und jede 
könne sie nun unabhängig von seiner oder ihrer sozialen Her-
kunft erwerben, die sich infolgedessen trotz der Tatsache, dass 
sich die Verheißungen höherer Abschlüsse insbesondere für die  
beherrschte Klasse »zu einem guten Teil als Illusion« (Schultheis  
2006: 260) erweisen, vollzieht, zeichnet Schultheis (2006) – im  
Anschluss an Bourdieu – als verantwortlich für eine grundlegende 
gesellschaftliche Veränderung: jene der familiären Reproduktions- 
und Aufstiegsstrategien der Arbeiterklasse, die zugleich eine neue, 
bürgerliche Habitusform in dieser etabliert.

Zwar erhöhte die beherrschte Klasse, verbunden mit einer »tief-
gehenden Verschiebung von Erwartungshorizonten, Anspruchsni-
veaus und biographischen Entwürfen« (ebd.; zur Veränderung der 
Erwartungshaltungen und mit dieser einhergehender größerer Legi-
timation der Klassengesellschaft vgl. insbesondere Bourdieu 1987a: 
238 ff., 258 ff.) mittels großer kultureller Anstrengungen und eben vor 
allem Anpassungsleistungen ihr allgemeines Bildungsniveau, wurde 
in der Folge hierauf jedoch ›geprellt‹ (vgl. Bourdieu 1987a: 241 ff.) und 
fand sich »oft sogar [in] eher schlechteren sozioökonomischen Situ-
ationen […] als ihre wesentlich schlechter mit schulischem Kapital 
ausgestatteten Eltern« (ebd.: 260 f.) wieder. Da ihr dieser Misserfolg 
seitens des Bildungssystems jedoch als selbstverschuldeter gespie-
gelt wurde, rebellierte sie nicht etwa, sondern akzeptierte dieses – in 
der selbsterlebten Bildungskonkurrenz erlangte – gesellschaftliche 
Urteil bezüglich der eigenen Fähigkeiten als legitim und setzte, so 
Schultheis weiter, aufgrund der hierdurch veränderten Selbstwahr-
nehmung (›mit allen Chancen ausgestatteter legitimer Verlierer‹ 
statt ›institutionell stets ausgeschlossener Arbeiter‹; zum so ge-
nannten Hysteresis-Effekt des Habitus vgl. Bourdieu 1987a: 238) so-
gar »ein rascher Niedergang der [organisierten] Arbeiterbewegung« 
(ebd.), deren Voraussetzung eben vor allem eigenen Werte und Wahr-
nehmungen der sozialen Welt sind, ein.

Der anfänglich attestierte Klassenkompromiss stellt sich dem-
gemäß bei genauerer Betrachtung als ›fauler Kompromiss‹ heraus: 
Die Gesellschaft wurde modernisiert, ihr Bildungsniveau insgesamt 
erhöht (was ob der Freisetzung größerer Produktivkräfte das Wirt-
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schaftswachstum einstweilen wieder anlaufen ließ), der Leistungs-
druck nahm zu und die beherrschte Klasse wurde, wo sie nicht sogar 
abstieg, in der Regel – nun aber subjektiv wahrgenommen: (chan-
cen-)‹gerecht‹ – auf die ihr angestammten Plätze zurückverwiesen. 

3.4.5  Umsetzung der Reform
Die Dominanz der Interessen der ökonomisch herrschenden Frak-
tion der herrschenden Klasse innerhalb derselben sowie gesamt-
gesellschaftlich setzte nach 1969 jedoch auch sukzessive den zwi-
schen dieser und den Kulturkapitalisten geschlossenen, bereits von 
Anfang an instabilen Klassenfraktionskompromiss außer Kraft. 

So urteilte bspw. 1973 das Bundesverfassungsgericht, die Bin-
nenstruktur der Hochschule müsse der »herausgehobenen Stellung 
der Hochschullehrer« (zitiert nach Keller 2001: 24) – erneut – mehr 
Rechnung tragen, womit eine gleichberechtigte Besetzung der Kol-
legialorgane judikativ ein für alle mal vereitelt war, und engten die 
Hochschulrahmengesetze (HRG) von 1975 und 1985 die Mitbestim-
mungsmöglichkeiten aller nichtprofessoralen Hochschulmitglieder 
weiterhin ein: »In praktisch allen Hochschulgremien war nun bun-
desweit der Professorengruppe die absolute Mehrheit der Stimmen 
garantiert« (ebd.: 24 f.), was auch eine partielle Demokratisierung 
der Hochschulen fast unmöglich werden ließ. 

Zudem wurde alsbald auch die Hochschulausbauphase für be-
endet erklärt. Die politische Form dieser Beendigung stellte dabei 
der berühmte ›Doppelbeschluss‹ der Ministerpräsidenten, Kultus- 
und Finanzminister des Jahres 1977 dar. Dieser garantierte zwar, die 
Hochschulen weiterhin für alle Studierwilligen offen zu halten, fror 
jedoch deren Finanzierung ein (vgl. Bultmann 1996). 

So sank der Anteil der Hochschulausgaben am Bruttoinlands-
produkt von rund 1 Prozent Mitte der 1970er Jahre auf 0,85 Prozent im 
Jahr 2000, während sich die Zahl der Studierenden in diesem Zeit-
raum gleichwohl verdoppelte (vgl. Himpele 2005: 193). 
Die vom Bund aufgewendeten Mittel […] stagnieren [aber auch] real, 

also inflationsbereinigt, seit den 70er Jahren: 1975 gab der Bund 
für die westdeutschen Hochschulen 4,1 Milliarden Mark aus, 1994 
waren es für alle Hochschulen […] nur 3,9 Milliarden Mark (Keller 
2000: 318). 
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Der somit allgemein erhöhte – und bereits thematisierte – Konkur-
renzdruck im Hochschulsystem, verbunden mit einer raschen Zunah-
me der Arbeitslosigkeit ab dem Ende der Vollbeschäftigungsphase 
in den 1970ern, wirkte sich nicht nur auf die beherrschte Klasse al-
lein, sondern auch auf die Kulturkapitalisten aus: Ob der sich stetig 
verschärfenden Bildungskonkurrenz muss spätestens gen Ende der 
1990er Jahre – nach dem »kurzen Sommer des akademischen Mar-
xismus« (Altvater 2007: 1) – denn auch ein »Neuer Konformismus« 
(Köhler/Gapski 1997) unter den Studierenden festgestellt werden:
Diese »verstehen sich eher als unpolitisch und versuchen in möglichst 

kurzer Zeit eine möglichst gute Qualifikation zu bekommen, um 
später den guten Job oder wenigstens etwas halbwegs Akzeptables 
zu erreichen. […] [Sie] versuchen, die an sie gestellten Ansprüche 
zu erfüllen, statt sich (wie es nachweislich in Studierendenmilieus 
der vorhergehenden Generationen noch stärker der Fall war) zu-
nächst gegen Ansprüche aller Art abzugrenzen oder wenigstens, 
um eine typische Vokabel zu verwenden, sie zu ›hinterfragen‹. In 
der Bereitschaft, ja dem Bemühen, mit den herrschenden Konven-
tionen konform zu gehen […], sehen sie derzeit ihre einzige Chan-
ce, etwas Vernünftiges aus dem Studium [und ihrem Leben] zu ma-
chen« (ebd.). 

Dieser neue Habitus ergibt sich im Sinne Bourdieus fast folgelogisch 
aus dem Widerspruch einer nach wie vor hierarchisch organisierten 
Klassengesellschaft und einer innerhalb dieser realisierten formalen 
Öffnung der Hochschulen. Da durch letztere eine ›Überproduktion‹ 
an Akademikern einsetzte, welche in der Konsequenz auch diesen 
einen höheren Anpassungsdruck an die Interessen der materiell 
Herrschenden aufoktroyierte, spricht Bourdieu in diesem Zusam-
menhang von der Entstehung eines neuen Wissenschaftlertyps: dem 
Technokraten (vgl. Pelizzari 1998, Bourdieu 1991: 67 ff., ebd. 2005b: 
13 ff.). Dieser muss und will sein Wissen nun, um nicht arbeitslos 
zu werden oder der zu sozialem Abstieg führenden ›Titelinflation‹ 
anheim zu fallen, schließlich mehr und mehr den Interessen der 
herrschenden Fraktion der herrschenden Klasse als Durchsetzungs-
werkzeug anbieten:
In Deutschland wie in allen anderen kapitalistisch führenden Nationen 
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ist es zum Normalzustand geworden, dass die Zahl der Absolventen 
aller Bildungsinstitutionen die Zahl derer, die tatsächlich Arbeit in 
dem Beruf finden, für den sie sich an der Hochschule qualifiziert 
haben, übersteigt. Aus der Perspektive von deren zukünftigen 
Anwendern ist das Überangebot an Akademikern gut und nicht 
schlecht: das staatliche Ausbildungswesen produziert ein überrei-
ches Potential vorsortierter Bewerber für jede Nachfrage, aus dem 
sich die Arbeitgeber in der privaten Wirtschaft wie im öffentlichen 
Dienst frei und gehaltsdrückend bedienen können. […] Es fördert 
die Ertragskraft der Firmen, dass die nötigen Fertigkeiten im Über-
fluss vorhanden sind und auch speziell gebildete Arbeitskräfte kei-
ne Chance bekommen, die Angewiesenheit der Unternehmer auf 
gerade ihre Künste zur Erpressung einer außerordentlichen Bezah-
lung auszunutzen (Dozekal 2003: 23 f.). 

Diese Entwicklung ist denn auch – im Zuge einer zunehmenden He-
gemonialwerdung des Technokratismus – bis heute, zum Zeitpunkt, 
wo diese Arbeit entsteht, gekennzeichnet durch die weiter zuneh-
mende Internalisierung ökonomischer Prämissen in die sich aus der 
›praktischen Vernunft‹ (P. Bourdieu) derselben ergebenden Eigen-
interessen der jungen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 
(›Selbst-Ökonomisierung‹38), das endgültige Fallenlassen des »un-
verwertbaren Humanismus« (Pelizzari 1998) seitens des Wissen-
schaftsbetriebes, eine weitere Spezialisierung der Hochschulen, 
»die Unternehmen [nun] mit Statistikern, Psycho-Technikern, Ana-
lysten und Public-Relations-Spezialisten« (ebd.) versorgen sowie 
und vor allem einen mit alldem – im Sinne einer noch ausgeprägter 
werdenden Instrumentalisierung der Vernunft (vgl. Horkheimer 2007) 
– einhergehenden voranschreitenden Kritikverlust der bürgerlichen 
Wissenschaft selbst39 (vgl. Markard 2005a), wie ihn exemplarisch Ea-
gleton40 (1997: 33) konstatiert: 
In den frühen Siebzigern haben Kulturtheoretiker über Sozialis-

mus, Zeichen und Sexualität diskutiert; in den späten Siebzigern 
und den frühen Achtzigern stritten sie über den Vorrang von  
Zeichen und Sexualität; in den später Achtzigern diskutierten sie 
über Sexualität. Dies war offensichtlich kein bloßer Politikersatz, 
da Sprache und Sexualität durch und durch politisch sind; es erwies 

Die  sozialliberale Hochschulreform



88  Hochschule im historischen Prozess

sich aber als nützliche Methode, um über bestimmte klassische 
Fragen hinauszugelangen, wie etwa die Frage, weshalb die meisten 
Menschen nicht genug zu essen haben; dies führte schließlich 
dazu, dass Fragen wie diese so gut wie vollkommen von der Tages-
ordnung verdrängt wurden.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die »bis 1975 in der Bun-
desrepublik Deutschland implementierte neue Hochschulverfas-
sung […] das Produkt einer auf halben Wege abgebrochenen Hoch-
schulreform« (Keller 2000: 298) ist. Für die Neuordnung der inneren 
wie äußeren Verfassung der alten Ordinarienuniversität lag das von 
der Studierendenbewegung entwickelte Modell der autonomen 
Gruppenhochschule zwar bereit, diese wurde jedoch nie mit all ihren 
Implikationen realisiert. 

Am Ende des ›Reformprozesses‹ stand somit schließlich das 
von technokratischen Modernisierern und Konservativen gemein-
sam zu verantwortende Modell der »staatlich regulierte[n] und 
professorendominierte[n] Gruppenhochschule des HRG [Hoch-
schulrahmengesetzes], die im Vergleich zur Ordinarienuniversität 
auf einer fortgeschrittenen Verstaatlichung des Hochschulwesens 
beruhte und eine den großbetrieblichen Anforderungen der moder-
nen Hochschulen adäquate Binnenstruktur einführte, aber zugleich 
die inneren Machtverhältnisse an den Hochschulen in ihrem Kern 
bestehen ließ« (ebd.: 298 f.).
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3.5  Die neoliberale Hochschulreform

Bei dem, was man ständig als ein von den unwandelbaren ›Naturgeset-
zen‹ des Gesellschaftlichen regiertes Wirtschaftssystem hinstellt, 
scheint es sich meines Erachtens vielmehr um eine politische Ord-
nung zu handeln, die nur mittels der aktiven oder passiven Kompli-
zenschaft der im eigentlichen Sinne politischen Mächte errichtet 
werden kann (Bourdieu 1998b: 101).

Es ist die Aufgabe der Politik und der Medien, die Gesellschaft dazu 
zu bringen, die Neudefinition der Verantwortlichkeit des Staates zu 
akzeptieren (Weltbank 1995).

3.5.1  Gesellschaftliche Rahmenbedingungen 
Die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen, innerhalb derer das 
Bildungssystem sich entwickelt und organisiert (bezüglich der 
veränderten Konfiguration explizit im Bildungsbereich siehe Kel-
ler 2005a: 1 ff.), verändern sich nach den 1960ern fundamental und 
verstärken die genannten Tendenzen von Spezialisierung und damit 
verbundenem Kritikverlust der Wissenschaften noch. 

Die Dekaden des ›Goldenen Zeitalters‹ (E. Hobsbawm) des 
›Kurzen 20. Jahrhunderts‹ (ebd.) sind ein für allemal vorbei: Die tech-
nologische und mikroelektronische Revolution führte zu einer immer 
größer werdenden Unabhängigkeit des Produktionsprozesses von 
direkter Arbeitskraft (vgl. Dozekal 2003: 9) und somit, verstärkt durch 
wiederkehrende Rezessionen, in eine Epoche zunehmender Massen-
arbeitslosigkeit (zu diesem Wechselspiel Hobsbawm 1998: 515 ff.): 
»Während die Anzahl der produzierten Güter ›explodierte‹, ›implo-
dierte‹ gleichzeitig die Anzahl der für ihre Produktion notwendigen 
Arbeitskräfte. Auf der anderen Seite sammelten und sammeln sich 
[derweil immer mehr] […] Unternehmensgewinne an« (ver.di 2007: 3), 
die nach Profitmaximierung streben; das Bretton-Woods-System fi-
xierter Wechselkurse kollabierte und die Festlegung derselben wurde 
fortan privaten Akteuren am Markt überantwortet; die Finanzmärkte 
wurden liberalisiert, sodass auch der Zins nun weniger durch »Ent-
scheidungen souveräner Regierungen oder Zentralbanken« (Altva-
ter 2007: 19) denn im Zuge spekulativen Agierens großer Banken und 
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Fonds zustande kam und kommt; der Ölpreis schnellte wiederholt 
spektakulär nach oben – und schließlich wurde und wird mehr und 
mehr auch die bis dahin sozialstaatlich regulierte Soziallohn-Kom-
ponente dem Markt überantwortet. Kurzum: »Die etablierten Formen 
des fordistisch-keynesianischen Wohlfahrtsstaates erodieren und 
werden […] informalisiert« (Altvater 2007: 19). 

Wird die Weltwährungs- und Dollarkrise der 1970er Jahre, die 
von vielen auch als 2. Weltwirtschafskrise bezeichnet wird, dabei an-
fänglich noch hoffnungsvoll für eine »temporäre Unterbrechung des  
großen Vorwärtssprungs der Weltwirtschaft gehalten« (Hobsbawm 
1998: 24), stellte sie sich in der Folgezeit als Beginn einer gänz-
lich neuen Ära »langfristiger Schwierigkeiten« (ebd.) des kapitali-
stischen Systems heraus: 
In den achtziger und frühen neunziger Jahren wurde die kapitalis-

tische Welt von Problemen erschüttert, die es bislang nur in den 
Zwischenkriegsjahren gegeben und von denen man angenommen 
hatte, daß sie vom Goldenen Zeitalter endgültig überwunden wor-
den wären: Massenarbeitslosigkeit, bedrohliche zyklische Kon-
junkturkrisen, spektakuläre Konfrontationen von Obdachlosigkeit 
und luxuriösem Überfluß, von begrenzten Staatseinnahmen und 
grenzenlosen Staatsausgaben (ebd.). 

— Chaos als ›Zeichen für den Fall des Systems‹
Diese Krisen dauern bis heute an (vgl. Wolf 2003) und sind, so Im-
manuel Wallerstein, vor allem Ausdruck der Tatsache, dass das ka-
pitalistische Gesellschaftssystem »seine Grenze erreicht [habe] 
und nicht mehr in der Lage [sei], […] Mechanismen zu nutzen, die 
[…] [es] im Gleichgewicht halten würden« (Wisniewski 2007): Es hat 
Entwicklungs- und also Produktivitätsgrenzen verschiedener Art 
erreicht, die seine weitere Reproduktion unmöglich machen, »deren 
Form ja die unendliche Kapitalakkumulation ist« (ebd.; hierzu auch 
Kisker 2000). 

Zum ersten Mal in der Geschichte des Kapitalismus ist die in ihm 
ökonomisch herrschende Klasse »in [existentielle] Schwierigkeiten 
mit der ›reellen Rentabilität‹ geraten« (ebd.). Will sie – zumindest 
vorübergehend – das ihre Herrschaft sichernde Ganze aufrechter-
halten, ist sie gezwungen41, neue »Wege zu finden, um Gewinne jen-
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seits der warenproduzierenden Sphäre zu realisieren, durch Speku-
lationen« (ebd.). Darüber hinaus bemüht sie sich um die Ausweitung 
ihrer Profitmaximierungsstrategien auf zuvor geschützte staatlich-
souveräne Bereiche. Dies bedingt die Aufkündigung sowohl des So-
zialstaatsmodells als auch anderer Errungenschaften des ›Goldenen 
Zeitalters‹ – wie bspw. der Sozialpartnerschaft sowie prinzipieller 
Gewinnbeteiligungen der lohnabhängig Beschäftigten – und hat in 
der Konsequenz schließlich vor allem eines forciert: die Umvertei-
lung des gesellschaftlichen Reichtums von unten nach oben.

Ideologische bzw. symbolische Grundlage hierfür stellt dabei der 
seit den 1970ern »von ultraliberalen Wirtschaftstheologen propa-
gierte« (Hobsbawm 1998: 509) Neoliberalismus, die neoklassische 
Wirtschaftslehre, welche von Friedrich August von Hayek, Milton 
Friedman und anderen Wissenschaftlern, die hierfür noch mit dem 
symbolischen Kapital zweier Nobelpreise ausgestattet wurden, 
konzeptionell zu verantworten ist, dar: Als in den auf diesen ›öko-
nomischen Bruch‹ folgenden Krisenjahren und -jahrzehnten immer 
deutlicher wird, dass der Staat als Akteur mit systemstabilisierender 
Funktion im Sinne Keynes der wiederkehrenden Instabilitäten der 
bestehenden Ordnung nicht mehr Herr zu werden vermag, verliert 
dieser – und somit gleichwohl die Lehre Keynes – sukzessive seine 
Legitimation auf Seiten der Herrschenden (vgl. Hobsbawm: 509) und 
setzt der Siegeszug des neoliberalen Konzepts, das mit dem Ziele 
der Systemstabilisierung die gesellschaftliche Verantwortung vom 
Staat nun an den Markt und somit die ökonomisch Herrschenden zu-
rücküberantwortet sehen will, ein. 
Grundsätzliches Anliegen dieser Wirtschaftslehre ist es dabei, »die 

reellen Arbeitskosten global zu senken [und] […] eine Rückkehr 
zur Externalisierung der Arbeitskosten vermittels konstitutioneller 
und haushaltspolitischer Veränderungen sowie [der] […] Reduzie-
rungen der Leistungen des Wohlfahrtsstaates [zu ermöglichen]. 
Bei einem beschränkten Horizont kann man [dabei durchaus] von 
einem begrenzten Erfolg dieser Strategie sprechen: Die Bedro-
hung wurde vertagt. […] Der Neoliberalismus konnte das Problem 
[jedoch] nicht lösen. Er hat es [lediglich] reduziert« (Immanuel  
Wallerstein, zitiert nach Wisniewski 2007). 
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92  Hochschule im historischen Prozess

In dieser Lesart stellt die Neoklassik vor allem eines dar: »die  
interessenkonforme Theorie zur ideologischen Legitimation der 
Antwort des Kapitals und der den Kapitalinteressen verpflichteten 
Regierungen auf den Strukturbruch in der ökonomischen Entwick-
lung in der zweiten Hälfte der 70er Jahre« (Kisker 2000: 1) – zugleich 
aber auch die finale Aufkündigung aller bisherigen Klassen- und Klas-
senfraktionskompromisse. 

—  Dauerhaft wachsende soziale Ungleichheit
Die unmittelbaren Resultate, die diese wissenschaftliche »Rechtfer-
tigungslehre« (Hofmann 1968: 118), zu der die Nationalökonomie als 
im besten Sinne des Wortes positivistische Wissenschaft bereits vor 
langer Zeit verkommen war, bis dato in Deutschland zeitigt und ge-
zeitigt hat, seien hier nur kurz skizziert: Nach aktuellen Schätzungen 
hat sich die Zahl der Kinder, die hierzulande in Armut leben, seit 2005 
auf 2,6 Millionen Betroffene verdoppelt. Die Zahl jener Kinder, die 
nur knapp über der Armutsgrenze leben, wird zudem auf 5 Millionen 
geschätzt. Die Armut nimmt jedoch ganz allgemein – und mit ihr 
auch die Zahl der psychischen Erkrankungen – zu: »Nach einer Stu-
die der Deutschen Angestellten Krankenkasse […] am Arbeitsplatz 
zwischen 1997 und 2004 um 70 Prozent« (vgl. Hagenloch 2007) – und 
zwar, das ist das historisch Neue im Kontrast zum ’Goldenen Zeit-
alter‹ respektive Alte bezüglich der Zeit davor, während bzw. gerade 
weil die in Deutschland ansässigen Unternehmen ihre Gewinne zwi-
schen 1996 und 2006 auf knapp 500 Milliarden Euro verdoppeln konn-
ten (siehe Abbildung 8): Zwei Drittel der erwachsenen Bevölkerung 
haben inzwischen kein oder nur noch sehr wenig Vermögen. Da-
gegen verfügt das reichste Zehntel über knapp 60 Prozent und das 
obere Prozent über rund ein Fünftel des gesamten Volksvermögens  
(vgl. Böckler 2007a). Auch sind die Gehälter der Manager, die den  
Interessen dieser oberen Prozent dienlich sind, in den letzten  
20 Jahren vom 14-fachen eines Arbeiter- oder Angestelltenlohnes 
auf das 44-, 87- oder gar 140-fache (vgl. Rötzer 2007) in die Höhe ge-
schnellt. 

Diese soziale Polarisierung nimmt jedoch nicht nur in Deutsch-
land, sondern – zumindest in kapitalistisch organisierten Nationen –  
global zu, und dies kontinuierlich seit den 1970er Jahren (vgl. Herz 
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2006). In den USA hat sie aktuell, wie Piketty und Saez (2003) he-
rausfanden, in einer Art historischem Roll-Back, das viele Errun-
genschaften des New Deal rückgängig machte, bereits wieder die 
Ausmaße der 1920er Jahre erreicht, was dazu führt, dass dort nicht 
nur die Armen immer ärmer werden, sondern derweil sogar die Mit-
telklasse erodiert (vgl. Schmitt 2007; Sommer 2007; Krugman 2002). 

Begünstigt, wenn nicht organisiert, wird hierdurch – eben: im 
Rahmen der bestehenden Klassenstruktur – unter anderem eine fort-
schreitende autoritäre Reformierung respektive ›Refeudalisierung‹ 
(J. Ziegler) moderner kapitalistischer Gesellschaften (vgl. hierzu 
Schui 1996: 118 ff.), wie sie bereits von der Studierendenbewegung 
der 1960er zuzeiten der damaligen Krise befürchtet wurde und die 
unter anderem Richard Sennett mit seiner Diagnose eines ›sanften 
Faschismus‹ in bis dato den USA und Großbritannien thematisiert 
hat (zu ebensolchen Tendenzen in der BRD vgl. Leutheusser-Schnar-
renberger 2007; zur schleichenden Restauration rechten Denkens 
hierzulande vgl. Jäger/Jäger 1999). 

Abbildung 8: 
Nettolöhne sinken, Gewinne steigen

 

Quelle: Böckler 2007b: 1
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—  Handlungsleitender symbolischer Wandel innerhalb 
der Bildungspolitik

Zu dieser Refeudalisierung permanent angehalten wurde und wird die 
Politik dabei vor allem durch ein sich ausbreitendes nationales wie 
internationales ›neoliberales Diskursnetzwerk‹ (vgl. Nollert 2005)  
aus vor allem Wissenschaftlern – für Bourdieu hier: Technokraten –,  
Think Tanks und Medien (zur Ideologisierung der deutschen Medien 
seit 1970 vgl. Hamm 2007, Jellen 2008; zur Rolle der Medien im Ka-
pitalismus allgemein vgl. Herman/Chomsky 2006, Bourdieu 1998d), 
welches sich ab dem Moment der Krise in den 1970ern mehr und mehr 
– nicht zufällig, sondern organisiert – herausgebildet und schließlich 
zur symbolischen »Machtergreifung der großen neoliberalen Uto-
pie« (Bourdieu, zitiert nach Ptak 2005: 59) geführt sowie diese – wenn 
auch für die meisten in Unkenntlichkeit der eigentlichen Ziele – zum 
hegemonialen Diskurs hat avancieren lassen (vgl. Bourdieu 1998b: 
39 ff.). 

Die Prämisse politischen Handelns, wie Margaret Thatcher sie 
nach dem Zusammenbruch des Ostblocks exemplarisch mit ›There 
is no alternative‹ der Welt kundtat, wird jene der Trickle-Down-Eco-
nomy. Sie lautet: »If you feed the horse enough oats, the sparrow will 
survive on the highway!« (J. K. Galbraith). Ihr gemäß soll der Staat, 
um der Wirtschaft Kosten zu sparen, wie ein Produktionsunterneh-
men abspecken und sich aus den Bereichen der Daseinsfürsorge 
zurückziehen, seine Verwaltungen nach betriebswirtschaftlichen 
Vorbildern umstrukturieren und dem freien Spiel der Marktkräfte 
überlassen. Diese neue Maxime wird vor allem durch die sich ob der 
neoliberalen Diskursnetzwerke etablierende »neue Art von Subpo-
litik […] […] abseits der traditionellen, demokratisch legitimierten 
Verfahren« (Schöller 2006: 285) organisiert und ermöglicht. 

Zurecht beschreibt der Ökonom Jörg Huffschmid die Konse-
quenz aus dieser symbolischen Gewalt als gezielten ›Steuersen-
kungs-Privatisierungs-Kreislauf‹ (siehe Abbildung 9): Die durch 
Steuergeschenke auf Seiten der ökonomisch Mächtigen immer wei-
ter angehäufte Kapitalmenge sucht nach Anlage und drückt mit ih-
rem Gewicht auf den öffentlichen Sektor mit seinen Anlagemöglich-
keiten im Dienstleistungsbereich; gleichzeitig bewirken die wegen 
eben jener Geschenke geleerten Kassen die weitere Unterfinan-
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zierung öffentlicher Daseinsvorsorge und dann als deren ›Lösung‹ 
die Preisgabe des öffentlichen Sektors den Liberalisierungs- und 
Privatisierungswünschen des Kapitals. Die Privatisierungsgewinne 
ihrerseits wollen nun wieder angelegt werden usw. usf.

 Diese dieser Symbolik verpflichteten Politik, die auch in 
Deutschland ab spätestens den 1980ern (vgl. Lambsdorff 1982) in 
verschiedener Couleur realisiert wird, führt schließlich42 1998 auch 
zu einer »neoliberale[n] HRG-Novelle mit Zustimmung der SPD« 
(Bultmann/Weitkamp 1997: 54, zum Diskursverlauf siehe Keller 2000: 
305 ff.), welcher bis heute zahlreiche weitere Vorhaben dieser und 
ähnlicher Art und Intention nachgefolgt sind. 

Zwar hat diese Novelle dabei »den Übergang von der staatlich 
regulierten Gruppenhochschule zu einer Hochschulverfassung neu-
en Typs […] noch nicht definitiv vollzogen, [ihn] aber  auf Landesebe-
ne [bereits] möglich gemacht« (Keller 2000: 314) und markiert somit 
den finalen Umschlagpunkt eines nun auch ›bildungspolitischen Pa-
radigmenwechsels‹ (A. Keller) in der Bundesrepublik:
In den 70er Jahren orientierte sich die Bildungspolitik der Bundesrepu-

blik noch [formal] an gesellschaftspolitischen Zielsetzungen. Sie 
zielte u. a. auf die [vermeintliche] Realisierung eines Rechts auf Bil-
dung als Ausdruck eines Recht des Individuums auf freie Entfaltung 
seiner Persönlichkeit ab, auf soziale Teilhabe an den von der Gesell-
schaft erwirtschafteten materiellen Ressourcen und auf demokra-
tische Partizipation in Staat und Gesellschaft. […] Demgegenüber 
geht die bildungspolitische Diskussion der 90er Jahre von einem 
neoliberalen Bildungsbegriff aus. In der Vorstellungswelt des Ne-
oliberalismus fungiert Bildung letztlich nur noch als abhängige Va-
riable der ökonomisch-technischen Entwicklung (Keller 2005a: 3). 

Der Humankapitalbegriff hat, was er in den 1960ern noch nicht ver-
mochte: sich durchgesetzt43. 

Bemerkenswert ist in diesem Kontext vor allem die seit späte-
stens 1996 von der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD) als einem Teil des neoliberalen Diskursnetz-
werkes ihren Mitgliedsländern angeratene politische Strategie in der  
Bildungspolitik. Diese lässt, soweit bekannt zum ersten mal öffent-
lich nachvollziehbar, die seit Jahrzehnten andauernden permanenten  
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staatlichen Einsparungen bzw. ›Einfrierungen‹ auch und vor allem im 
Hochschulbereich als – ganz im Sinne Wallersteins wie auch Huff-
schmids – gezielte (Reproduktions-)Strategie des ökonomisch herr-
schenden Teils der herrschenden Klasse mit dem eigentlichen Ziel 
einer konfliktarmen (das heißt: die Reproduktionsstrategien der an-
deren gesellschaftlichen Gruppierungen nur mittelbar tangierenden) 
wirtschaftlichen Übernahme dieses Sektors deutlich erkennen 
(hierzu auch Keller 2000: 321 f.): 
Um das Haushaltsdefizit zu reduzieren, sind sehr substanzielle Ein-

schnitte im Bereich der öffentlichen Investitionen oder die Kür-
zung der Mittel für laufende Kosten ohne jedes politische Risiko. 
Wenn Mittel für laufende Kosten gekürzt werden, dann sollte die 
Quantität der Dienstleistung nicht reduziert werden, auch wenn 
die Qualität darunter leidet. Beispielsweise lassen sich Haushalts-
mittel für Schulen und Universitäten kürzen, aber es wäre gefähr-
lich, die Zahl der Studierenden zu beschränken. Familien reagieren 
gewaltsam, wenn ihren Kindern der Zugang verweigert wird, aber 
nicht auf eine allmähliche Absenkung der Qualität der dargebotenen 
Bildung, und so kann die Schule immer mehr dazu übergehen, für 
bestimmte Zwecke von den Familien Eigenbeiträge zu verlangen, 
oder bestimmte Tätigkeiten ganz einstellen. Dabei sollte nur nach 
und nach so vorgegangen werden, z.B. in einer Schule, aber nicht in 
der benachbarten Einrichtung, um jede allgemeine Unzufriedenheit 
der Bevölkerung zu vermeiden (Morrisson 1996: 28).

Wie Lohmann (2004) feststellt, spielt ab etwa dieser Zeit – des ›bil-
dungspolitischen Paradigmenwechsels‹ (A. Keller) Ende der 1990er 
Jahre – bei allen Folgereformen des Hochschulwesens – die schließ-
lich unter anderem zum Plan des finalen Außerkrafttretens des HRG 
binnen 2008 und somit der Deregulierung des nationalen Hochschul-
bildungsmarktes führen – primär »der Imperativ der ›Wettbewerbs-
fähigkeit auf dem globalen Bildungsmarkt‹ die ausschlaggebende 
Rolle«44 (ebd.) in der Politik. 

Aus diesem grundlegenden Ziel leitet sich denn auch das aktuell 
bildungspolitisch hegemoniale »Leitbild der Umstrukturierung des 
Hochschulwesens […] [in Form einer] radikale[n] Ökonomisierung 
und damit Entpolitisierung von Bildung und Wissenschaft bis hin zu 
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einem vollständigen Verzicht auf überkommene Strukturen der aka-
demischen Selbstverwaltung« (Keller 2005a: 2) ab, welches sich vor 
allem mittels des permanenten Versprechens einer zu erwartenden 
Effizienz- und Qualitätssteigerung45 des Hochschulwesens, das zu-
vor ›übernahmereif‹ gespart wurde, legitimiert. 

Diesem Leitbild sind die meisten einzelnen Reformvorhaben des 
en gros dennoch ambivalent bleibenden weil symbolisch nach wie 
vor umkämpften Ganzen der andauernden ›Reformitis‹ (E. Altvater) 
denn auch problemlos ein- bzw. unterzuordnen. 

3.5.2 Eckpunkte der Reform
Dominantes Zielmodell der gegenwärtigen Hochschulstrukturre-
form, das mit Schlagworten wie Studiengebühren, Umstellung auf 
zweistufige Studiengänge (Bachelor und Master), Globalhaushalt, 
leistungsorientierte Mittelvergabe, Exzellenz-Initiative, Elite-Uni-
versitäten, Internationalisierung, Modularisierung, Stärkung der 
Leitungsorgane und leistungsorientierte Bezahlung für Wissen-
schaftlerinnen grob umrissen ist, ist denn auch die Vorstellung der 
Hochschule als marktgesteuertes Dienstleistungsunternehmen, das 
im Wesentlichen auf drei Eckpunkten beruht.

—  Implementation marktförmiger Wettbewerbsmechanismen
Die stattfindende Hochschulstrukturrefom zielt erstens auf die Im-
plementation marktförmiger Wettbewerbsmechanismen als neuen 
Steuerungsinstrumenten (zu deren Wirkungen und Kritik vgl. Hof-
facker 2003) innerhalb der Hochschulen sowie auch im Verhältnis 
zwischen diesen und dem Staat ab. Gerade am Beispiel des Glo-
balhaushaltes lässt sich exemplarisch zeigen, wie ehemals auf mehr 
Autonomie in emanzipatorischem Sinne ausgerichtete Konzepte 
aus den 1960er Jahren inzwischen völlig neue Bedeutungen erlangt 
haben (vgl. hierzu vor allem Boltanski 2007, Hebel 2004): Diesem geht 
es nun nicht mehr um Freiheit, die materiell und politisch fundiert ist, 
sondern um Steuerung sowie ggf. Sanktion. 
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Abbildung 9:
Steuersenkungs-Privatisierungs-Kreislauf

Quelle: Huffschmid 2007

Zielvorstellung dieser Umstrukturierungs- und Implementations-
maßnahmen, wie sie unter anderem das Centrum für Hochschulent-
wicklung (CHE) (vgl. Bennhold 2002) entwirft, ist dabei stets »das 
Dienstleistungsunternehmen Hochschule, das sich in Konkurrenz 
mit anderen Anbietern auf einem Wissensmarkt zu behaupten hat, 
indem es dort die von ihm angebotenen Produkte und Dienstlei-
stungen – Ausbildung von Studierenden und wissenschaftlichem 
Nachwuchs sowie Erzeugung verwertbarer Forschungsergebnisse –  
an kaufkräftige Nachfragerinnen und Nachfrager, […] absetzt« (Kel-
ler 2005a: 5). 

Dies verdeutlicht sich auch, wenn man sich die idealtypischer-
weise stattfindenden Schritte der Implementation dieser Mechanis-
men ansieht:
1.  Die Lehr- und Forschungsleistungen werden evaluiert und somit 

vergleichbar gemacht. Dies gilt »unabhängig davon, ob die ge-
wonnenen Daten tatsächlich zutreffende Informationen über die 
Qualität der Hochschulleistungen vermitteln« (ebd.).



99 

2.  Erfolgs- respektive leistungsorientierte Mittelvergabe sorgt für 
einen Ansporn, systemkonforme Leistungssteigerungen zu er-
reichen, indem Erfolge und Misserfolge in finanzielle Anreize 
oder Sanktionen umgemünzt werden. So werden Hochschulen 
untereinander aber auch hochschulinterne Untergliederungen 
(Fakultäten, Lehrstühle) in ein direktes Konkurrenzverhältnis um 
Ressourcen gesetzt.

3.   Mittels Studiengebühren werden Studierende zu zahlenden Kun-
dinnen und Kunden ihrer Hochschulen transformiert. Auch hier 
wird erwartet, dass die »Hochschulen bzw. deren Untergliederun-
gen um die Kaufkraft der studentischen Kundinnen und Kunden 
konkurrieren« (ebd.: 6). Zudem sollen Studierende auch dadurch 
zur Implementation marktförmiger Wettbewerbsmechanismen 
beitragen, dass sie selbst die künftige ›Rendite‹ ihrer Bildungs-
investitionen schärfer kalkulieren.

—  Umstrukturierung der inneren Verfassung der Hochschulen
Als Pendant zur Stärkung dieser Art ›Finanzautonomie‹ der Hoch-
schulen findet zudem eine »Umstrukturierung der inneren Verfas-
sung der Hochschulen nach dem Vorbild einer Unternehmensver-
fassung« (ebd.) statt. 

Die Neubestimmung der inneren Organisation der Hochschulen 
orientiert sich dabei den jenen der Unternehmensorgane Vorstand 
und Aufsichtsrat in einer Kapitalgesellschaft. Insofern geht es mit-
telfristig nicht etwa nur um eine institutionelle Ausdifferenzierung 
von Grundsatzentscheidungen und Kontrollfunktionen, sondern um 
»eine Reduktion von Senat und Fachbereichsrat auf bloße Aufsichts- 
und Beratungsfunktionen« (ebd.) zugunsten einer Übertragung aller 
Entscheidungsbefugnisse an die hochschulischen Leitungsorgane –  
eine Maßnahme, die sich nicht nur gegen die Mitbestimmung an den 
Hochschulen, »sondern gegen die im Status der Hochschulen als 
Körperschaften des öffentlichen Rechts verankerte Selbstverwal-
tung selbst« (ebd.: 7) richtet und in der Folge auch eine Entmachtung 
der bisher privilegierten Gruppe der Professorinnen und Professoren 
»zugunsten eines verselbstständigten Hochschulmanagements« 
(ebd.) bedeutete.

Die  neoliberale Hochschulreform
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—  Gesellschaftliche Legitimation durch Dritte
Perspektivisch soll dabei ein aus Persönlichkeiten aus Wissen-
schaft, Wirtschaft und Politik bestehender Hochschulrat die Funkti-
on des Aufsichtsrates des Unternehmens Hochschule übernehmen. 
Eine erste Studie der Universität Duisburg-Essen zur tatsächlichen 
Rekrutierung solcher Gremien liefert jedoch ein anderes Bild: Tat-
sächlich erobern vor allem Manager und also Technokraten derlei 
»Kontrolle an den Unis« (Gillmann 2007) für sich und ist bereits 
jetzt abzusehen, »dass die Abhängigkeit einer Universität von ihren 
[nicht-staatlichen] Finanzierungsquellen einen deutlichen Einfluss 
darauf hat, wie ihr Hochschulrat zusammengesetzt ist« (Uni Duis-
burg-Essen 2007).

Üblicherweise machen mittels dieser von US-amerikanischen 
Privathochschulen bekannten Räte die privaten Träger eben dieser 
ihren Anspruch auf Kontrolle und Steuerung der von ihnen finan-
zierten Einrichtung geltend. 
Ein von Dritten bestelltes Aufsichtsorgan passt jedoch nicht zu einem 

staatlichen Hochschulsystem, in welchem eben nicht Private, son-
dern der demokratisch legitimierte Staat Hochschulträger und -fi-
nancier ist. Der Einrichtung von Hochschulräten liegt letztlich ein 
hochschulverfassungsrechtlicher Paradigmenwechsel zugrunde, 
der die zentrale Legitimationsinstanz für die Hochschulentwick-
lung weder beim Staat noch bei der hochschulischen Gemeinschaft 
der Lehrenden und Lernenden, sondern bei Dritten ansiedelt. Dem  
öffentlichen Eigentum an den Hochschulen wird dieser Paradig-
menwechsel nicht gerecht, da er letztlich auf eine institutionelle 
Privatisierung des Hochschulwesens (Keller 2005a: 6) [hinaus-
läuft].

3.5.3  Wissenschaftsfreiheit und Hochschulautonomie
In diesem Kontext hat sich folgelogisch auch das Verständnis der 
hochschulischen Autonomie diametral gewandelt: »Während [diese] 
[…] ursprünglich im Sinne eines institutionellen Pendants zum in-
dividuellen Grundrecht der Wissenschaftsfreiheit als konsequente 
Weiterentwicklung der akademischen Selbstverwaltung verstan-
den wurde, erscheint die Forderung nach Globalhaushalt und Fi-
nanzautonomie im 21. Jahrhundert [nur noch] als Konsequenz der  
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geforderten Marktpositionierung des Unternehmens Hochschule« 
(Keller 2005b: 251). 

Während Hochschulautonomie also einst die Forderung, der 
Staat möge die Hochschulen zwar aushalten und ihren Betrieb 
gewährleisten, sich aus ihrer inneren Organisation jedoch heraus-
halten und diese einer demokratischen Selbstbestimmung der in 
ihr agierenden Statusgruppen überlassen, bezeichnete, bedeutet 
diese heute vor allem die Aufgabe staatlicher zugunsten marktför-
miger Steuerung, welche zudem auch Marktversagen im Sinne eines 
Scheiterns am Markt und also ein Ende des staatlich garantierten 
Globalschutzes wissenschaftlicher Institutionen im Sinne einer si-
cher gewährleisteten (Unter-)Finanzierung impliziert:
Bei genauer Betrachtung entpuppt sich […] die umfassende Wirt-

schafts- und Finanzautonomie der Hochschulen [des 21. Jahr-
hunderts] im Kontext des Modells Unternehmen Uni [somit] als 
spezifische Form der Fremdsteuerung der Hochschulen: als Hete-
ronomie (ebd.: 251 f.).

Diese berührt deswegen auch die Wissenschaftsfreiheit selbst, weil 
ob der Einzug haltenden Marktsteuerung an den Hochschulen nun 
auch der einzelne Wissenschaftler und die einzelne Wissenschaft-
lerin institutionell dem unmittelbaren – statt wie bisher mittelbaren 
– Diktat der Nachfrageorientierung unterworfen werden wird: Die-
sem nicht gerecht zu werden, stellte ein institutionell organsiertes 
›Leistungsversagen‹ und also ›schlechte Wissenschaft‹ im Sinne der 
nun neu implementierten Regeln des wissenschaftlichen Feldes dar 
– und läuft insofern auf die institutionalisierte Aufgabe der bisher 
zumindest potentiell vorhandenen Kritikfähigkeit der Wissenschaft 
gegenüber Herrschaft und diese rechtfertigende Ökonomie hinaus. 
Kritik wird perspektivisch nur noch innerhalb von Marktregeln –  
also wo sie nachgefragt wird – oder aber ausschließlich innerhalb  
der individuellen Freizeit des vollumfänglich ökonomisch agieren-
den wissenschaftlichen Subjektes, also neben der institutionellen 
Arbeit, möglich sein. 

Insofern stellt die derzeitige Entwicklung nicht etwa, wie bspw. 
Demirovic (2004) schreibt, eine »Zerstörung wissenschaftlicher Ra-
tionalität«, sondern lediglich deren finale Indienstnahme durch die 
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bürgerlich-kapitalistische Gesellschaft respektive die in ihr ökono-
misch Herrschenden dar: In Zeiten andauernder herrschaftsgefähr-
dender Krise erfolgt als Antwort auf diese folgelogisch die »reelle 
Subsumtion [auch und insbesondere] der Wissenschaft unter das 
Kapital« (Keller 2000: 117) und somit die Gesetze des Marktes, wie 
sie in den USA seit ehedem stattgefunden hat. Die wissenschaft-
liche Rationalität bleibt hierbei an sich zwar gewahrt, wird jedoch 
endgültig äußeren Zwecken untergeordnet und somit vollumfänglich 
instrumentalisiert (vgl. Horkheimer 2007). 

3.5.4 Umsetzung der Reform
Auch wenn die soziostrukturellen Wirkungen der Umsetzung dieser 
Subsumtion noch nicht in Gänze absehbar sind, ist deren Gesamt-
tendenz doch bereits offenbar. Unter der als Zielvorgabe formulierten 
Marktöffnung staatlicher Bildungsdienstleistungen ab der Sekundar-
stufe II46 (vgl. Lohmann/Rilling 2002) sowie vor dem Hintergrund in-
zwischen hegemonialer Konzepte für die zukünftige Verfasstheit des 
Systems der Bildungsfinanzierung (vgl. Schaubild 3), zeichnet sich 
diese deutlich ab. 

So sorgen bspw. Studiengebühren (die letztlich das Tauschver-
hältnis von kulturellem und ökonomischem Kapital zugunsten der 
ökonomisch Herrschenden verschieben), Globalhaushalte, Modula-
risierung, leistungsorientierte Mittelvergabe und Besoldung sowie 
eine Stärkung der hochschulischen Leitungsorgane für die finale 
Verwarenförmigung von ›Bildung‹ und/oder Ausbreitung betriebs-
wirtschaftlicher Steuerungsmechanismen und Organisationsformen 
im staatlich organisierten Hochschulbereich. Und korrelieren die 
Vorstellungen von Bachelor und Master, Internationalisierung und 
Europäischem Bildungsraum nicht nur mit Marktvorstellungen (vgl. 
Masschelein/Simons 2005, Krautz 2007: 143 ff.), sondern, in der Re-
alisierungspraxis der zweistufigen Studiengänge, welche für die 
Mehrheit der Studierenden ein Studienende nach dem ersten Ab-
schluss vorsieht47 (vgl. KMK 2003), überdies mit der Möglichkeit, 
knapper werdende staatliche Mittel – diese Prämisse ist bildungs-
ökonomisch gesetzt – in Form von Bildungskürzungen für die Mehr-
heit derselben zu kompensieren, während eine wahrscheinlich 
stärker als bisher sozial weil ›leistungs‹-selektierte Minderheit von 



103 

Masterstudierenden, Promovierenden etc. hiervon verschont blei-
ben wird. Und den durchsetzungsstarken Interessen nach sozialer 
Reproduktion der Privilegiertesten unter diesen (vgl. Hartmann 
2004b) spielen schließlich die das Hochschulwesen nach dem Miss-
erfolg entsprechender Versuche in den 1950er und 1960er Jahren 
nun doch vertikal differenzierenden Praxen von Exzellenz- und Elite-
Universitäten als notwendige Eingangstore zur ›Zwei-Klassen-Uni-
versität‹ (Hartmann, zitiert nach Echo Online 2007) in die Hände –  
eine Perspektive, die geradezu dazu verleitet, die Verstärkung des 
Wettbewerbs im Hochschulwesen als mutwillige »Verschleierung 
des [eigentlichen] Kernproblems« (ebd.) desselben auf Kosten und 
wohl der Lebenschancen und -bedingungen von Mehrheiten – zu de-
nen neben Studierenden und Mittelbau sehr wohl auch, zumindest in 
ihrer Breite, die Lehrenden gehören48 – anzusehen. 

—  ›Die Zukunft des Bildungssystems‹
In dieser Perspektive ist vor allem Bultmann und Schöller (2003) und 
ihrer Analyse ›Die Zukunft des Bildungssystems: Lernen auf Abruf –  
eigenverantwortlich und lebenslänglich!‹ zuzustimmen, die die aktu-
ell zu beobachtende Konzentration bildungspolitischer Bemühungen 
auf den Vor- und Primärschulbereich bei zeitgleichem Aus- und Aufbau 
von Selektionsmechanismen im Bereich höherer Bildung (vgl. Werni-
cke 2006b) als marktkonforme und die Reproduktionsinteressen der 
vor allem ökonomisch Herrschenden wahrende »Modernisierung von 
Auslesemechanismen« (Bultmann/Schöller 2003: 14) begreifen: Un-
ten werden Bildungshürden abgebaut, oben kommen, ab dem Abitur, 
immer neue hinzu. 

In der Konsequenz laufen, so ihre Analyse verkürzt, die statt-
findenden und zu erwartenden Reformen auf einen im Geiste der 
Humankapitaltheorie radikal erhöhten Lern- und Leistungsdruck für 
alle Bürgerinnen und Bürger bereits ab dem Kindergarten49 hinaus. 
Das bedeutet einen in – mittels weiterhin forcierter formaler Öffnung 
der Hochschulen bei gleichzeitiger Senkung der staatlichen Zuwen-
dungen für diese – verschärfter Bildungskonkurrenz zu Teilen eigen-
finanziert zu erwerbenden Bachelorabschluss für viele sowie einen 
Mastertitel und ggf. die Promotion an Einrichtungen, deren legitimes 
kulturelles Kapital dank der Vertikaldifferenzierung des Systems nun 
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bei weitem mehr als das anderer wert sein wird, für nur noch die 
wenigsten, die zudem in der Regel die ohnehin gesellschaftlich Pri-
vilegiertesten sein werden50. Insofern ist das Konglomerat dieser 
Maßnahmen als erneute gesamtgesellschaftliche Modernisierung 
im Sinne einer höheren Verfügungsnotwendigkeit über kulturelles 
Kapital im gesamten sozialen Raum, verbunden mit der Entwertung 
desselben im Schul- sowie sukzessiven Aufwertung ab der Sekun-
darstufe II, anzusehen: Wer aus der sozialen Position seines Eltern-
hauses nicht absteigen will, verhält sich zukünftig bereits ab dem 
Kindergarten à la Homo oeconomicus, bezahlt zudem für Abitur und 
Bachelor, erbringt dabei stets mehr Effizienz und Systemkonformität 
– und fällt schließlich mit hoher Wahrscheinlichkeit dennoch der Tite-
linflation und/oder Konkurrenz, die sich hintergründig nun mehr denn 
je auf der Basis ökonomischen Kapitals und kulturellen Erbes organi-
siert, zum Opfer, hat dieses ›Versagen‹ jedoch als legitimes erlebt.  

Die durch das derart umgestaltete Bildungssystem so weiterhin 
gewahrte »Verdopplung der kapitalistischen Hierarchie der Positi-
onen […] [bleibt dabei auch und insbesondere in Zeiten zunehmender 
sozialer Ungleichheit zugleich] ihre stärkste Rechtfertigung: Sie 
stellt die Ränge und die Einkommen, welche die Gesellschaft bereit-
hält, als Unterschiede des Wissens dar« (Dozekal 2003: 18) und ver-
leiht ihnen so den Anschein von Legitimität. Oder anders herum: »Je 
exklusiver und homogener eine nationale Elite, umso größer [auch] 
die Kluft zwischen Arm und Reich« (Hartmann 2007: Einband); der 
Umkehrschluss scheint erlaubt.

3.5.5  Analyse und Konsequenzen nach Bourdieu 
Die Summen, die von rechten wie von linken Regierungen zur Finanzie-

rung wissenschaftlich nutzloser und finanziell verschwenderischer 
Erhebungen ausgegeben werden […] sind der unbestreitbarste  
Beweis dessen, was sie von der Sozialwissenschaft erwarten: nicht 
die Erkenntnis der Wahrheit über die soziale Welt, sondern die Werk-
zeuge einer rationalen Demagogie. Eine der wichtigsten Aufgaben, 
die der Soziologie zufallen und die nur sie erfüllen kann, ist [daher] 
die kritische Demontage [eben dieser] […] Manöver und Manipu-
lationen an Bürgern und Konsumenten, welche sich auf perverse 
Einsätze der Wissenschaft stützen (Bourdieu 1995: 22).
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Mit den Analysewerkzeugen Bourdieus ist hierüber hinaus noch et-
was Weiteres beschreibbar. Es ist dies die Akteurskonstellation, die 
mittels durchaus verschiedener Arten und Weisen sowie ggf. anderer 
Detailintentionen, die ob des Theorems des Klassenhabitus dennoch 
als klassenspezifisch fundiert fassbar bleiben, die Wissenschaft 
binnen der letzten Dekaden planvoll als ›rationale Demagogie‹ (P. 
Bourdieu) missbraucht und so dafür gesorgt hat, dass auch die deut-
sche Bildungspolitik nunmehr neoliberalen Prämissen folgt, die also 
die »umfassende Arbeit der symbolischen Einprägungen« (Bour-
dieu 1998b: 39) organisierte und leistete, die notwendig ist, »damit 
Falsches zu Wahrem« (ebd.) und eben der Neoliberalismus vom Par-
tikularinteresse zum vermeintlichen Allgemeininteresse wurde. 

Am Anfangsprunkt der Entwicklung des neoliberalen Diskurs-
netzwerkes steht dabei Friedrich August von Hayek selbst, der bereits 
Ende der 1940er Jahre die anderen, seinen Ideen positiv gegenüber-
stehenden etwa 1.000 Mitglieder, von denen 8 Nobelpreisträger wa-
ren, der Eliten-Organisation Mont Pèlerin Gesellschaft (MPG) davon 
überzeugte, sich zur Verbreitung neoliberalen Gedankenguts »nicht 
[etwa] in die Tagespolitik einzumischen, sondern auf die Produktion 
[…] und deren Verbreitung an Hochschulen und in Massenmedien zu 
konzentrieren« (vgl. Nollert 2005: 47 ff.). 

In der Folge entstehen zahllose US-amerikanische, zunehmend 
jedoch auch europäische Think Tanks, die schließlich im Laufe der 
1970er Jahre – also erst und vor allem in Reaktion auf die sich ver-
stärkenden wirtschaftlichen Probleme weltweit – zunehmend mit ma-
terieller Unterstützung der ökonomisch Herrschenden sowie Auf-
merksamkeit seitens der Politik bedacht werden:
Ich kann nicht behaupten, ich hätte damals die ganze Tragweite von 

Hayeks kleinem Meisterwerk vollkommen begriffen. Erst Mitte der 
70er Jahre, als Hayeks Werke ganz oben auf der Liste der Bücher 
standen, die mir Keith Joseph empfahl, bekam ich seine Ideen rich-
tig in den Griff (Margaret Thatcher, zitiert nach Nollert 2005: 39).

Als sich diese neoliberale Community 1981 schließlich in der Atlas  
Economic Research Foundation, die im Jahre 2001 über ein Jahres-
budget von 2,5 Millionen Dollar jährlich verfügt und die Kommuni-
kation von rund 300 Think Tanks untereinander koordinieren wird, 
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weltweit vernetzt, schließen sich dieser im Laufe der Zeit auch im-
mer mehr deutschstämmige Organisationen an. Dies sind bis heute 
unter anderem: die F.A. von Hayek Gesellschaft, das Institute for Free 
Enterprise, das Aspen Institute, das Frankfurter Institut, die Friedrich-
Naumann-Stiftung sowie das German-American Institute for Compa-
rative Public Policy Research (vgl. ebd.: 49 ff.). 

Mittels der »Produktion und Diffusion [vor allem] von neoliberal 
gefärbten Studien und Publikationen« (ebd.: 49) seitens dieser In-
stitutionen fasst der Neoliberalismus alsbald auch unter deutschen 
Wissenschaftlern, Intellektuellen und Politikern, vor allem aber inner-
halb der ökonomischen Fraktion der herrschenden Klasse Fuß – und 
wird dabei noch von internationalen Institutionen wie der Weltbank, 
der OECD sowie der Welthandelsorganisation, in denen er konzep-
tionell bereits verankert gewesen ist (vgl. Bultmann/Schöller 2003), 
flankiert. 

In der Folge werden die »leeren öffentlichen Kassen [nun] nicht 
[mehr] als Ergebnis einer tiefgreifenden Krise des fordistischen 
Akkumulationsregimes begriffen, sondern als Ausdruck eines hy-
pertrophen Staatsapparats interpretiert. Es [setzt] […] sich die Auf-
fassung durch, dass der bürgerliche Rechtsstaat zum [Problem weil 
nämlich zum] Versorgungsstaat mutiert sei […] [und] die kreativen 
Handlungspotentiale der Gesellschaft« (ebd.: 1) lähme, sodass er 
vom national agierenden Wohlfahrtsstaat zum international »kon-
kurrenzfähigen Wettbewerbsstaat transformiert« (ebd.: 2) und seine 
Struktur ökonomisiert werden müsse. 

Um diese Transformation auch mittels der Zustimmung der brei-
ten Bevölkerungen durchsetzen zu können, findet alsdann eine bis 
zum heutigen Tage andauernde regelrechte ›symbolische Mobilma-
chung‹ seitens vor allem des Kapitals, in deren Folge Institutionen 
wie bspw. die Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft (INSM) des Ar-
beitgeberverbandes Gesamtmetall (vgl. Grill 2003, Speth 2004) und 
Kampagnen wie Du bist Deutschland! (vgl. Schröder 2007) entstehen, 
deren rational-demagogische Absichten unzweideutig sind, statt: 
Es ist völlig »klar, was passieren […] [muss]: Arbeitskosten runter, 

mehr private Vorsorge, längere Arbeitszeiten, weniger Kündi-
gungsschutz, weniger Arbeitslosenhilfe und so weiter. ›Aber die 
Leute sehen das immer noch nicht ein.‹ Deshalb […] [muss] man es 
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ihnen ganz simpel erklären. ›Politische Botschaften so wie bei der 
Sendung mit der Maus‹« (Grill 2003).

Schaubild 3:
System der Bildungsfinanzierung, zukünftige Verfassung

In den hellgrau schattierten Bereichen soll die bisherige individuelle Kostenfreiheit aufgehoben 
werden, sobald dort Marktbedingungen bestehen. In den dunkelgrau schattierten Bereichen soll die 
bisherige individuelle Kostenfreiheit auf die angegebenen Prozentwerte reduziert werden.

Elementarbereich
— Kindergärten
— Kindertageseinrichtungen

Primarbereich
— Grundschulen

Sekundarbereich I
— Orientierungsstufen
— Hauptschulen
— Realschulen
— Gesamtschulen bis Kl. 10
— Gymnasien bis Kl. 10

Sekundarbereich II
— Berufsausbildung 
     im dualen System
— Berufsfachschulen
— Fachoberschulen
— Berufsoberschulen
— Gymnasiale Oberstufen

Tertiärer Bereich
— Universitäten
— Fachhochschulen
— Kunst- und Musikhochschulen
— Gesamthochschulen
— Pädagogische Hochschulen
— Berufsakademien

Quartärer Bereich 
(Weiterbildung)
— Fachschulen
— Abendgymnasien, Kollegs
— Meisterfortbildung
— Ausbildung des wissenschaft
     lichen Nachwuchses
— Sonstige Formen der Weiter-    
     bildung

Finanzierung des Individuums: 
Lebensunterhalt, Arbeitsmittel

Staat (Familienlastenausgleich)
und Eltern

Staat (Familienlastenausgleich)
und Eltern

Staat 
(Familienlastenausgleich)
und Eltern

Staat (Familienlastenausgleich und 
Ausbildungsförderung) und Unter-
nehmen und Auszubildende/Eltern

Staat (Familienlastenausgleich 
und Ausbildungsförderung) und 
Auszubildende/Eltern

Staat und Auszubildende
und Unternehmen

Finanzierung der Institution 
(Bildungseinrichtung)

Staat
Eltern

Staat 

Staat

Staat
Unternehmen
Auszubildende/Eltern

90%

Staat

70%

Staat
Auszubildende
Unternehmen
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—  Wissenschaft als Instrument ›rationaler Demagogie‹
Dank dieser, die von einer ebensolchen auch und insbesondere 
im politischen und wissenschaftlichen Feld begleitet wird, welche 
sich vor allem mittels eines allzu oft wissenschaftlich nicht einmal 
haltbaren (vgl. Höding/Michalke/Naß 2004), prinzipiell aber – und 
im Sinne der Marcuse‹schen instrumentellen Vernunft – ›falsche‹ 
Fragen stellenden respektive ›falsche‹ Prämissen setzenden  
Konglomerats von Studien51, Rankings52, Pilotprojekten, Umfragen53, 
Werbemaßnahmen (vgl. Abbildung 10) etc. organisiert, denen in 
mehreren Fällen bereits bewusste Manipulationen nachgewiesen 
werden konnten (vgl. Himpele 2006, Alidusti 2007: 207 ff.), gelingt es 
dem Set der genannten und anderer Akteure schließlich, auch »die 
bildungspolitischen Richtungsentscheidungen […] immer stärker« 
zu beeinflussen (Schöller 2006: 286) und schließlich einen neuen  
Bildungsfinanzierungsdiskurs zu initiieren (vgl. ebd.: 304), der in be-
reits erwähnten Zielformulierungen von ›höhere Eigenbeteiligung‹ 
bis hin zu ›Effizienzsteigerung‹ resultiert. 

Als Folge hiervon sind die aktuell stattfindenden – und von die-
sen Akteuren weiter forcierten, in Teilen sogar selbst evaluierten 
oder durchgeführten54 – Reformen, welche, wie Bourdieu konstatiert 
(vgl. Bourdieu 2001b: 82 ff.), »auf eine Überwindung der modernen 
Ausdifferenzierung von je spezifischen Systemrationalitäten« (Kel-
ler 2000: 322) der sozialen Felder nicht nur aber auch im Bildungssy-
stem und also das Ende der seit Humboldt proklamierten relativen 
Autonomie des wissenschaftlichen Feldes – die ja eben definiert ist 
durch vor allem eigene Problemdefinitionen, eine eigene Sprache so-
wie feldspezifische Interessen – abzielen, anzusehen und die bereits 
erst ›Resultate‹ zeitigen: 
Das nun in Eigenverantwortung der Hochschulen gemanagte Studien-

angebot wird in einem Maße uniformiert, wie es die rigideste 
Ministerialbürokratie vorher nicht vermocht hatte. Der Markt  
produziert nicht Buntheit und Vielfalt, sondern einen mediokren 
Einheitsbrei (Heinemann 2007).
 

Kritische Positionen werden dabei mehr und mehr eliminiert56. 
Diese ›Leistungen‹ des ›neoliberalen Projekts‹ (Chr. Kaindl) 

verdeutlichen nicht nur aufs Neue, dass Wissenschaft abhängig 
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von den Machtverhältnissen der Gesellschaft, in der sie sich orga-
nisiert, und bisher bereits mittelbarer Zulieferer der mächtigsten 
in dieser vorfindlichen Interessen war und ist, sondern auch, dass 
die ökonomisch Mächtigen mittels Nachfrage, der die Struktur des 
Wissenschaftsbetriebs überdies folgt, respektive Intervention quasi  

Abbildung 10: 
Werbeplakat der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft (INSM)

Quelle: obs/INSM 2005

Bildunterschrift: »Ist es nicht ungerecht, dass ein Kfz-Mechaniker einem Rechtsanwalt 
das Studium bezahlt? Und das, obwohl der Rechtsanwalt später im Berufsleben von seiner 
Ausbildung finanziell profitiert? Genau wie Ärzte, Ingenieure, Manager und, und, und. Ihr 
Einkommensvorteil wird von allen Steuerzahlern, mit und ohne Studium finanziert. Diese Un-
gerechtigkeit kann durch Studiengebühren und sozial ausgewogene Bildungskredite besei-
tigt werden. Mehr dazu erfahren Sie unter www.insm.de.«55 

Nicht mitgeteilt wird: Dass Studiengebühren, da sie den Bildungserwerb noch stärker 
denn bisher an materielle Voraussetzungen binden, es schließlich noch unwahrscheinlicher 
machen, dass ›der Arbeiter‹ an sich jemals ein Studium aufnehmen wird. – Die gesellschaft-
liche Gerechtigkeitsproblematik wird mittels dieser Symbolik vom originär klassenspezifischen 
zum individuellen Problem umdefiniert.

Die  neoliberale Hochschulreform
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in die Lage versetzt sind, zu bestimmen, was – in letztlich vollum-
fänglichem Sinne des Begriffes ›Bildung‹ – wertvolles und also ver-
wertbares Kulturkapital eigentlich ist: Wird die neoliberale Doxa nur 
kontinuierlich von Think Tanks, Medien und wissenschaftlich ausge-
bildeten Technokraten – die allesamt interessengeleitet und nicht -frei  
agieren – verbreitet und kolportiert und werden letztere zudem stän-
dig medial als vermeintliche Experten (vgl. bspw. van Rossum 2004, 
Lobbycontrol 2006) mit hoher wissenschaftlicher Reputation und 
also gesellschaftlicher Anerkennung und Glaubwürdigkeit präsen-
tiert, entscheiden schließlich außerwissenschaftliche Instanzen da-
rüber, was ›gute‹ weil ›gefragte‹ und bewusst glaubwürdig gemachte 
Wissenschaft eigentlich ist. In diesem Sinne ist gerade beim Neo-
liberalismus nachvollziehbar, wie er trotz aller irrationalen Grund-
annahmen und antidemokratischen Implikationen zur – im Gewande 
der Neoklassik auftretenden – Wissenschaft erhoben worden ist:
Ohne notwendig die ökonomischen und sozialen Interessen der wah-

ren Gläubigen zu teilen, haben die Ökonomen genug spezifische In-
teressen auf dem Feld der Wissenschaft, um einen entscheidenden 
Beitrag zur Reproduktion dieses Glaubens in die neoliberale Uto-
pie zu leisten. Wie immer auch ihre Haltung zu den ökonomischen 
und sozialen Auswirkungen dieser Utopie sein mag, die sie in ma-
thematische Vernunft zu kleiden glauben – ihr gesamtes Dasein, 
vor allem aber die meist rein abstrakte, theoretische, ganz und gar 
weltfremde Ausbildung, bringt, wie zu anderen Zeiten in der Phi-
losophie, eine besondere Neigung hervor, die Dinge der Logik mit 
der Logik der Dinge zu verwechseln. Tief überzeugt von Modellen, 
die nie auch nur in Verlegenheit kamen, sich einer experimentellen 
Prüfung unterziehen zu müssen, mit ihrer eingefleischten Über-
heblichkeit angesichts der Erkenntnisse anderer Wissenschaften, 
[…] wirken sie an einem ungeheuren ökonomischen und sozialen 
Wandel mit, und selbst wenn einige seiner Folgen beunruhigend 
sein mögen […], kann er ihnen doch nicht völlig mißfallen, denn 
abgesehen von einigen Querschlägern, die dann ›spektakulären 
Blasen‹ zugeschrieben werden, scheint er (wie bestimmte Formen 
des Wahnsinns) der ultrakonsequenten Utopie recht zu geben, der 
sie ihr Leben geweiht haben (Bourdieu 1998b: 115 f.).
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—  Kulturelle Transformation und ›Leben als Projekt‹
Bei weiterem Vollzug dieser, von Teilen der Wissenschaft mit voran-
getrieben und anderen zumindest tolerierten, gesamtgesellschaft-
lichen Transformation steht uns dabei nicht etwa nur ein neues Bil-
dungssystem, sondern überdies – symbolisch abgesichert via der 
›neuen Kultur des Kapitalismus‹ (L. Boltanski), der seine sprich-
wörtlichen Kinder (vorerst) nicht etwa frisst, sondern stattdessen 
in Projekte verstrickt – »eine neue Herrschaftstechnik« (Fach 1997: 
224) ins Haus, die sich, da sie auf eine ökonomische Indienstnahme 
nunmehr des gesamten Menschen auch und insbesondere in dessen 
Freizeit und Privatleben, anstatt wie bisher nur dessen innerbetrieb-
lich erbrachter Arbeitsleistung abzielt, bis dato als kritikresistent er-
wiesen hat:  
Der Widerstand gegen den Kapitalismus und die Kritik an ihm ist 

[…] auf die moralischen, kognitiven und physischen Ressourcen 
angewiesen, die einst alternative Lebensformen und die familiale 
und schulische Erziehung bereitstellten, als sie den Normen des 
Kapitalismus noch nicht untergeordnet waren. Diese Ressour-
cen scheinen heute zu versiegen. […] Auf der ökonomischen Ach-
se richtet sich die Linke [zwar] gegen die Kultur des Projekts, die 
auf eine bloße Ausweitung des Neoliberalismus reduziert wird, der 
man mit neuen institutionellen Garantien begegnen müsse. Auf der 
biopolitischen Achse zielt die […] Kritik hingegen gerade auf jene  
Positionen, ob sie nun von staatlicher oder gesellschaftlicher Seite 
kommen, die bestrebt sind, die Deregulierung und Entinstitutio-
nalisierung der Reproduktionsbedingungen menschlichen Lebens 
zu begrenzen. Sobald es also nicht um die Arbeit, sondern das so 
genannte ›Privatleben‹ geht, zeigt sich die Linke der Kultur des Pro-
jekts gegenüber keineswegs abgeneigt. […] [Der einen] […] funda-
mentalistischen Barbarei steht […] [so] eine andere gegenüber, in 
der die Technologie dem Projekt einer unbeschränkten Befreiung 
zuarbeitet, das mit dem Kapitalismus gemeinsame Sache macht 
(Boltanski 2007).

Freiheit meint in dieser Art Kultur nun vor allem jene, sich flexibel (vgl. 
Sennet 2000) den Marktmechanismen unterwerfen zu müssen – und 
selbst entscheiden zu können, wie und in welcher Form man dies tut. 

Die  neoliberale Hochschulreform
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Objektiv gewährt wird den Menschen hierbei statt Freiheit im Sinne 
größtmöglicher Selbstbestimmung über den eigenen Lebenszusam-
menhang sowie einer als Voraussetzung für diese anzusehenden 
materielle Existenzsicherung vor allem eine permanente Geschäftig-
keit im Sinne von die Reflexionsfähigkeit bindender Eigen-Beschäfti-
gung.

—
3. Galileo Galilei (15. Februar 1564 bis 8. Januar 1642) 

war ein italienischer Mathematiker, Physiker und 

Astronom, der bahnbrechende Entdeckungen auf 

mehreren Gebieten der Naturwissenschaften 

machte und ob seiner wissenschaftlichen 

Beobachtungen das heliozentrische Weltsystem 

gegenüber dem vorherrschenden geozentrischen 

Weltbild favorisierte. Deshalb wurde er seitens 

der Inquisition zu lebenslänglicher Kerkerhaft 

verurteilt, hielt jedoch zeitlebens an seiner Über-

zeugung fest.

4. Die erste Universität entstand Ende des 11. Jahrhun-

derts in Bologna; die erste Universitätsgründung 

auf heute deutschem Boden erfolgte 1385 in 

Heidelberg, die erste innerhalb des damaligen 

Reichsgebiets 1348 in Prag (vgl. Schelsky 1963: 

327).

5. »Als sich die Professoren und Studenten um 1200 in 

Paris und Bologna zur ›universitas magistrorum 

et scolarium‹ oder ›studentium‹ zusammenschlos-

sen, faßten sie das schon seit [mindestens] 

der Mitte des 12. Jahrhunderts dort betriebene 

›Studium‹ der Wissenschaften zu einer korpo-

rativen Gesamtheit, zu einer Genossenschaft 

oder Gemeinschaft von Lehrern und Schülern, 

zusammen. […] Zur Wahrung ihrer rechtlichen und 

geistigen ›Freiheiten` drohten die Professoren 

und Studenten oft, die Stadt gemeinschaftlich zu 

verlassen, und machten diese Drohung zuweilen 

auch wahr, wovon die zahlreichen von Bologna 

und Paris ausgehenden neuen Universitäts-

gründungen in Italien und Frankreich zeugen« 

(Schelsky 1963: 14).
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6. »Aufklärung zeigt dem Regenten«, so ein Zeitge-

nosse (Tieftrunk, J. H., zitiert nach Bollenbeck 

1996: 169), »den einzig möglichen Weg, auf dem 

gewaltsamen Revolutionen vorgebeugt werden 

kann, nämlich: im gleichen Schritt mit der Kultur 

der Nation mithalten.«

7. Homo oeconomicus bezeichnet in der Wirtschafts-

wissenschaft das theoretische Modell (den 

Normaltyp) eines Menschen, der seine Hand-

lungen allein auf der Basis der ihm vorliegenden 

Informationen rational ausrichtet und seine 

Entscheidungen nach dem ökonomischen Prinzip 

zur Maximierung des persönlichen Nutzens trifft.

8. Die relative Autonomie des wissenschaftlichen 

Feldes von der Sphäre der Ökonomie ermöglicht 

zumindest potentiell historisch erstmalig eine 

»auf Dauer gestellte [intellektuelle] Praxis, die 

mit einer Tradition kritischer Begriffe, einer syste-

matischen Rekrutierung und einer Repräsentation 

weitläufiger Interessenkonstellationen bis in 

die unteren sozialen Klassen« (Demirovic 2006: 

7) hinein verbunden ist: organisierte kritische 

Gesellschaftstheorie.

 9. So waren bspw. im deutschen Vormärz Lehrende 

und Lernende massiven Repressionen ausgesetzt 

– »man denke nur an die ›Karlsbader Beschlüsse’ 

(1819) und die durch sie initiierten ›Demagogen-

verfolgungen’ oder an das Schicksal der ›Göttin-

ger Sieben’ (1837)« (Keller 2000: 36).

10. Bei der nachfolgenden Analyse der Humboldt‹schen 

Reformidee gehe ich davon aus, dass, selbst wenn 

Humboldts Vision einmal vollends hätte realisiert 

werden können, dies dennoch in Folge dieselben 

Probleme generiert hätte. Da Autonomie bei 

Humboldt nämlich primär die elitäre Freiheit 

einiger weniger ›Hochgeistigen‹ vor den nun 

dennoch stattfindenden obrigkeitlichen Eingriffen 

in den Universitätsalltag umschreibt, nicht jedoch 

Freiheit zu institutionalisierter und notwendiger 

Herrschaftskritik sowie und vor allem praktischen 

Konsequenzen hieraus, steht auch bei potenti-

ellem Ausbleiben der obrigkeitlichen Eingriffe 

einer sukzessiven, symbolischen Indienstnahme 

der Wissenschaften durch die herrschenden Ver-

hältnisse wenig im Weg. Um dies zu veranschau-

lichen: Die Relevanz der durch Wissenschaft zu 

beantwortenden Fragen, mit welcher wiederum 

der zu erwartende Reputationsgewinn für die Wis-

senschaftlerinnen und Wissenschaftler verbunden 

ist, wurde (und wird nach wie vor) nicht von der 

beherrschten Klasse bestimmt; die Definition der 

Regeln des wissenschaftlichen Feldes blieb die-

ser ebenso vorenthalten wie die Benennung der 

›für die Gesellschaft‹ Forschenden. Unter diesen 

Voraussetzungen ist es denn auch kein Wunder, 

dass Humboldts Leitideen in ein Dilemma geraten 

sind: »Stehen bleibt unerfüllt zunächst das Pro-

gramm einer Einheit der Wissenschaften, die seit 

dem Tode Hegels mit fortschreitender Speziali-

sierung ihres Apparates der Synthese beharrlich 

sich entziehen; sodann das Programm der Einheit 

von Lehre und Forschung, das mit der Entwicklung 

reiner Forschungsinstitute auf der einen und der 

›Verschulung‹ des Lehrbetriebes, der Über-

mittlung je fertig vorgegebener Kenntnisse auf 

der anderen Seite der reformerischen Initiative 

ebenso beharrlich sich verweigert« (Habermas 

1969: 56). Sie – die Leitideen – werden insofern nie 

wirklich realisiert – und zwar nicht etwa aufgrund 

mangelnder, sondern eben wegen der vorhandenen 

institutionellen Autonomie des Wissenschaftsbe-

triebes, welche diesem die Verfügungsgewalt über 

das Produzierte abspricht.

11. Es zeigt sich: Die ökonomischen Interessen des 

sich bildenden Großbürgertums gehen (nicht nur 

aber vor allem) in der industriellen Produktion und 

Bereicherung mit jenen des mit der Zeit gehenden 

besitzenden Adels, der schließlich mehr und mehr 

in ersterem aufgehen und somit den gesellschaft-

lichen Wandel materiell zumeist unbeschadet 

überbestehen wird, überein.

12. Kant (2007) hat diesen Sachverhalt wie folgt formu-

liert: »Durch eine Revolution wird vielleicht wohl 

ein Abfall von persönlichem Despotismus und ge-

winnsüchtiger oder herrschsüchtiger Bedrückung, 

aber niemals wahre Reform der Denkungsart 

zustande kommen; sondern neue Vorurteile wer-

den ebensowohl als die alten zum Leitbande des 

gedankenlosen großen Haufens dienen.«

13. Diese Konfiguration ist als von vornherein dialek-

tisch zu begreifen: »Nicht nur befindet sich die 

Idee der Bildung [somit] im Widerspruch zu einer 

bildungsfeindlichen Realität, sondern [ist] in der 

idealistischen Konstruktion des Bildungsbegriffs 

[…] der gesellschaftliche Antagonismus bereits 

[…] [installiert] […]: Bildung ist herrschaftskri-

tisch und bestätigt zugleich die bürgerlichen 

Herrschaftsverhältnisse, Bildung ist Selbstbefrei-

ung und Anpassung an die bestehende Ordnung« 

(Behrens 2005: 45).
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16. Hier verdeutlicht sich, dass auch der Bourdieu’sche 

Kapitalbegriff letztlich Warenförmigkeit be-

schreibt, was die prinzipielle Konvertierbarkeit der 

Kapitalien untereinander ebenso wie ihre letzt-

liche Fundierung in ökonomischem Kapital (vgl. 

Bourdieu 2005b: 71) verständlich werden lässt: 

So gilt eben auch für Bildung, was Adorno und 

Horkheimer für die Kultur festhalten – auch sie 

»ist [im Kapitalismus immer schon] eine paradoxe 

Ware. Sie steht so völlig unterm Tauschgesetz, 

dass sie nicht mehr getauscht wird; sie geht so 

blind im Gebrauch auf, dass man sie nicht mehr 

gebrauchen kann. Daher verschmilzt sie mit der 

Reklame. Je sinnloser diese unterm Monopol 

scheint, umso allmächtiger wird sie. Die Motive 

sind ökonomisch genug« (Horkheimer/Adorno 

2003: 170 f.). Die prinzipielle Warenförmigkeit 

von Wissen und Wissenschaft schließt kritische 

Inhalte dabei keinesfalls aus. Auch diese werden 

zum ›wertvollen‹ Produkt – »zu einem Einsatz in 

der akademischen Konkurrenz um Stellen, um 

Reputation, um Zugang zu den relevanten Veröf-

fentlichungsmedien. Damit erzeugt es politische 

Differenzen dort, wo der Sache nach keine sind« 

(Demirovic 2006: 14 f.).

17. »Die liberalistische Rationalisierung der Wirt-

schaftsführung (wie überhaupt der gesellschaft-

lichen Ordnung) ist wesentlich eine private: sie ist 

gebunden an die rationale Praxis des einzelnen 

Wirtschaftssubjekts bzw. einer Vielheit einzelner 

Wirtschaftssubjekte. Zwar soll sich am Ende die 

Rationalität der liberalistischen Praxis im Ganzen 

und am Ganzen erweisen, aber dieses Ganze 

selbst bleibt der Rationalisierung entzogen. Der 

Einklang von Allgemein- und Privatinteresse soll 

sich im ungestörten Ablauf der privaten Praxis 

von selbst ergeben; er wird prinzipiell nicht in die 

Kritik genommen, er gehört prinzipiell nicht mehr 

zum rationalen Entwurf der Praxis. Durch diese 

Privatisierung der Ratio wird der vernunftgemäße 

Aufbau der Gesellschaft um sein zielgebendes 

Ende gebracht (wie beim Irrationalismus durch 

die Funktionalisierung der Ratio um seinen 

richtunggebenden Anfang). Gerade die rationale 

Bestimmung und Bedingung jener ›Allgemein-

heit‹, bei der schließlich das ›Glück‹ des Einzel-

nen aufgehoben sein soll, fehlt. Insofern (und nur 

insofern) wirft man dem Liberalismus mit Recht 

vor, daß seine Rede von der Allgemeinheit, der 

Menschheit usw. in puren Abstraktionen stecken 

bleibt. Struktur und Ordnung des Ganzen bleiben 

14. Wie das wissenschaftliche Feld schließlich auch in 

seinem inneren Aufbau die Strukturen und Macht-

verhältnisse des sozialen Raumes reproduziert, ist 

bei Hofmann (1968) nachzulesen. Drei Beispiele 

seien an dieser Stelle exemplarisch genannt: 

1. »Wie die Marktgesellschaft zum Oligopol, so 

neigt die Gelehrtenrepublik zur literarischen und 

akademischen Oligarchie« (ebd.: 21). 2. »Über-

haupt ist so ein exklusiver Fachgelehrter dem 

Fabrikarbeiter analog, der, sein Leben lang, nichts 

anderes macht, als eine bestimmte Schraube, 

oder Haken, oder Handhabe, zu einem bestimmten 

Werkzeug oder Maschine, worin er dann freilich 

eine unglaubliche Virtuosität erlangt« (ebd.: 18). 

3. Dieser »Vertreter des wissenschaftlichen 

Detailgeschäfts ist allerdings nicht der einzige 

Typus, dem man begegnet. […] Längst gibt es, 

wie den gewerblichen Großunternehmer, so den 

Großordinarius, wie den Generaldirektor, so den 

Generalprofessor. […] Er reproduziert die beste-

henden Vorurteile und Ideologien, die er für sich 

verwertet. Die Fortentwicklung seines eigenen 

Faches kann er, den es über keinem Buche mehr 

hält, nur noch vom Hörensagen wahrnehmen« 

(ebd.: 24 f).

15. Die Vernunft ist instrumentell geworden, sagt 

Horkheimer (2007) in der Kritik der instrumentellen 

Vernunft, sie ist von einer Möglichkeit, Wahrheit zu 

finden und die Natur zum Nutzen der Menschen 

zu gestalten, zu einem Instrument der Machtaus-

übung über Natur und die Natur des Menschen 

geworden. Resultat hiervon ist, dass das ›individu-

elle Subjekt‹ dazu tendiert, den Gebrauch seiner 

intellektuellen Fähigkeiten zu vergessen, durch 

die es einst imstande gewesen war, seine Stellung 

in der Wirklichkeit zu überschreiten. So entsteht 

ein neuer Menschentyp, der nicht mehr selbst ist, 

sondern zum ›Echo seiner Umgebung‹ wird: der 

›eindimensionale Mensch‹ (vgl. Marcuse 2004).
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21. Laut Marx’scher Krisentheorie führt alles nicht 

profitrealisierende Kapital zu Krisenerschei-

nungen, da dies den gesamtgesellschaftlichen 

Reproduktionszusammenhang zerreißt: »Da in 

einer Tauschgesellschaft der gesellschaftliche 

Zusammenhang erst durch das Geld hergestellt 

wird, kann er durch Geld auch unterbrochen 

werden: mit dem Geld ist – wie Marx bereits in 

den ersten Kapiteln des Kapital festhält – auch 

die ›Möglichkeit der Krise‹ gegeben. Das Geld 

vermittelt in der Kette Ware-Geld-Ware (man 

verkauft die eigene Ware um anschließend die 

fremde Ware zu kaufen) nicht nur den Austausch, 

es kann diese Vermittlung auch unterbrechen: 

Verkauf ohne anschließenden Kauf (d.h. das 

beim Verkauf eingenommene Geld wird nicht zu 

weiteren Käufen benutzt) führt zum Zerreißen der 

Reproduktionsketten. Sobald dies geschieht, kön-

nen die produzierten Güter nicht mehr abgesetzt 

werden, die Produktion wird eingeschränkt oder 

steht teilweise still. Ungenutztes Kapital auf der 

einen Seite, unbeschäftigte Arbeitskräfte auf der 

anderen sind die Folge« (Heinrich 2002).

22. Aus materialistischer Perspektive muss an dieser 

Stelle festgehalten werden: Der vor dem zweiten 

Weltkrieg in Deutschland etablierte Monopolkapi-

talismus wurde durch den Krieg zwar geschwächt, 

jedoch nicht ›abgeschafft‹, sondern, ganz im 

Gegenteil, nach 1945 mit den althergebrachten 

Herrschaftsverhältnissen restauriert. Das 1944 

international etablierte Bretton-Woods-System 

befreite dabei das deutsche Kapital von inter-

nationalen Handelsbarrieren und etablierte ein 

System weltweiter Kapitalbeziehungen und -kon-

kurrenz. Der nationale Monopol- transformierte 

so allmählich zum internationalen Finanzkapita-

lismus, der in 2007 bereits deutliche Tendenzen zu 

internationalen Monopolen zeigt.

23. »Konjunkturelle Schwankungen hat es in der BRD 

auch in den fünfziger Jahren gegeben; aber erst 

im Verein mit den begrenzten Wachstumsmöglich-

keiten konnte die konjunkturelle Krise 1966/67 zu 

absoluter Schrumpfung des Sozialprodukts von 2 

Prozent führen« (Altvater 1967: 60).

letztlich irrationalen Kräften überlassen: einer 

zufälligen ›Harmonie‹, einem ›natürlichen Gleich-

gewicht‹. Die Tragfähigkeit des liberalistischen 

Rationalismus hört daher sofort auf, wenn mit der 

Verschärfung der gesellschaftlichen Gegensätze 

und der ökonomischen Krisen die allgemeine 

›Harmonie‹ immer unwahrscheinlicher wird; an 

diesem Punkt muß auch die liberalistische Tradi-

tion zu irrationalen Rechtfertigungen greifen. Die 

rationale Kritik gibt sich selbst auf; sie ist allzu 

leicht bereit, ›natürliche‹ Vorrechte und Begna-

dungen anzuerkennen. Der charismatisch-auto-

ritäre Führergedanke ist schon präformiert in der 

liberalistischen Feier des genialen Wirtschafts-

führers, des ›geborenen‹ Chefs. […] Die liberalen 

Ideen von der freischwebenden Konkurrenz von 

Einzelwirtschaften haben sich für den Kapitalis-

mus […] als ungeeignet erwiesen. Die Wendung 

vom liberalistischen zum total-autoritären Staate 

vollzieht sich auf dem Boden derselben Gesell-

schaftsordnung. Im Hinblick auf diese Einheit der 

ökonomischen Basis läßt sich sagen: es ist der Li-

beralismus selbst, der den total-autoritären Staat 

aus sich ›erzeugt‹: als seine eigene Vollendung auf 

einer fortgeschrittenen Stufe der Entwicklung« 

(Marcuse 1968: 52 f.).

18. »Im Bündnis Junkertum-Großbourgeoisie war das 

Junkertum längst vom ersten auf den zweiten 

Rang verdrängt worden« (Gossweiler 1988: 243).

19. »In der Wirtschaft hoffte man insbesondere, daß die 

von Hitler in die vom Gedanken des Klassenkampf 

beherrschte Arbeiterschaft hineingetragene Idee 

der klassenlosen Volksgemeinschaft den bishe-

rigen marxistischen internationalen Sozialismus 

durch einen deutschen Sozialismus überwinden 

[…] werde« (Meisner 1950: 276).

20. »Ohne die Oktoberrevolution bestünde die Welt (au-

ßerhalb der USA) heute wahrscheinlich eher aus 

einer Reihe von autoritären und faschistischen Va-

rianten als aus einem Ensemble unterschiedlicher 

liberaler, parlamentarischer Demokratien. Eine 

der Ironien dieses denkwürdigen Jahrhunderts ist 

es, daß das dauerhafteste Resultat der Oktober-

revolution – deren Ziel es ja war, den Kapitalismus 

weltweit umzustürzen – ausgerechnet die Rettung 

ihres Antagonisten im Krieg wie im Frieden war: 

Sie spornte ihn an (indem sie angst machte), sich 

nach dem zweiten Weltkrieg selbst zu reformie-

ren« (Hobsbawm 1998: 22 f.).

Fußnoten Hochschulreformen
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27. »Die Geschichte der Universität während der 

vergangenen 150 Jahre stellt sich dar als Prozeß 

gradueller Verschmelzung von Universität und 

außeruniversitären sozialen Bereichen. In 

Negation dazu verstanden sich die Akademiker 

schon bald als eine qualitativ von den übrigen 

Gesellschaftsschichten verschiedene und diesen 

weit überlegene Gruppe. […] Durch das ›Bündnis 

von Besitz und Bildung‹, das die Reaktion des 

Bürgertums auf die gesellschaftliche Entmach-

tung und das Scheitern der Revolution von 1848 

darstellte, büßte die Bildung ihre Funktion der 

Persönlichkeitsprägung ein und erstarrte zum 

Merkmal des gehobenen Bürgers, das einen 

Anspruch auf Macht und Reichtum implizierte« 

(Nitsch/Gerhardt/Offe/Preuß 1965: 261 f.).

28. Unter anderem Huiskens (1973) Untersuchung 

hat ergeben, »daß die von der neueren didak-

tischen Konzeption und der Bildungsökonomie 

übernommene Prämisse von der ›Knappheit der 

Ressourcen‹ keine überhistorische Naturgege-

benheit spiegelt. Weder ist die Knappheit der 

Mittel für das Bildungswesen Resultat eines ewig 

währenden ökonomischen Gesetzes, noch ist sie 

auf ›Versäumnisse‹ staatlicher Institutionen oder 

›verantwortlicher‹ Politiker zurückzuführen. Viel-

mehr […] [verhält es sich so], daß jenes Phäno-

men, das sich an der Oberfläche im Lehrermangel, 

fehlenden Kapazitäten, veralteten Einrichtungen, 

Schichtunterricht, Stundenausfall, Studienzeit-

begrenzungen, aber auch in der unbefriedigenden 

Nachfrage nach qualifizierten Arbeitskräften 

äußert, in der Struktur der kapitalistischen, auf 

dem Wertgesetz  beruhenden Wirtschaft und den 

aus dieser Struktur resultierenden Widersprü-

chen angelegt ist« (ebd.: 335 f.), die als solche 

wiederum nicht naturgegeben ist und von deren 

Aufrechterhaltung eben primär wenn nicht einzig 

die herrschende Klasse nutznießt. 

24. Als Humankapitaltheorie bezeichnet man Un-

tersuchungen der ›Ressource‹ Bildung unter 

ökonomischen Aspekten. »Die Humankapitaltheo-

rie geht zurück auf Becker (1964), Mincer (1962), Oi 

(1962) und andere. Sie baut auf der neoklassischen 

Arbeitsmarkttheorie auf und erweitert diese um 

den Faktor Bildung. Sie hebt damit die Homoge-

nitätsbedingung der Arbeitskräfte in Bezug auf 

das Bildungsniveau auf und ist gewissermaßen 

ein Rettungsversuch der Neoklassik, die aufgrund 

ihrer vielfältigen unrealistischen Bedingungen 

auf die reale Situation nur äußerst eingeschränkt 

anwendbar ist. Der Humankapitaltheorie liegt das 

Verständnis der Arbeitskraft als Kapital, eben 

als Humankapital zugrunde. Entsprechend wird 

Arbeitskraft begrifflich dem Sachkapital (Produk-

tionsmittel usw.) gleichgestellt« (Gess 2003: 1).

25. Die Bedeutung des Faktors ›Wissen‹ für das 

wirtschaftliche Wachstum haben bereits sehr 

früh verschiedene Ökonomen zu quantifizieren 

versucht. So fand bspw. E. F. Denison für den 

Zeitraum 1929 bis 1957 heraus, dass von den 

insgesamt 160 Prozent Zunahme des US-ame-

rikanischen Sozialprodukts pro Beschäftigten 

42 Prozent auf das Konto des Bildungssystems 

gingen und errechnete J. W. Kendrick, dass 46 

Prozent des Wirtschaftswachstums der USA 

zwischen 1889 und 1957 den Faktoren Forschung 

und Entwicklung und Qualifikation zuzuschreiben 

seien (vgl. Altvater 1967: 56).

26. »Dieses Interesse des Kapitals verbirgt sich nur 

schlecht hinter der Sorge um die Beschäfti-

gungsmöglichkeiten für Hochschulabsolventen, 

die zum Ausdruck zu kommen scheint, wenn der 

Hauptgeschäftsführer der Bundesvereinigung der 

Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) W. Eichler 

fragt, ›ob es sinnvoll ist, in einer formalistischen 

Auslegung des sogenannten ›Bürgerrechts auf 

Bildung‹ ohne umfassende Bedarfsanalysen für 

die nächsten Jahre in überwiegend quantitativem 

Denken eine Überproduktion an Abiturienten und 

Akademikern herbeizuführen ohne dabei zum Bei-

spiel den in der Wirtschaft und Gesellschaft an-

wachsenden Bedarf an qualifizierten Mitarbeitern 

und Führungskräften der mittleren Funktionen 

und Führungsebenen zu berücksichtigen, deren 

zufriedenstellende Ausfüllung ihrer Aufgabe kei-

neswegs von Abitur und Studium abhängig ist‹« 

(Huisken 1973: 251).
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33. Gegen diesen Begriff respektive dessen vermeint-

lich progressiven Versprechungen muss an dieser 

Stelle – ganz im Sinne Bourdieus – eingewandt 

werden: Selbst wenn es absolute Chancengleich-

heit gäbe, bedeutete diese im Rahmen einer Klas-

sengesellschaft doch nicht mehr als einzig gleiche 

Chancen innerhalb der Konkurrenz um nach wie 

vor wenige ›hohe‹ und viele ›niedrige‹ gesell-

schaftliche Positionen; eine Realisierung von 

Chancengleichheit löste das Problem ungleicher 

Lebensmöglichkeiten also noch keineswegs auf. 

34. Während es eine Debatte um kulturelle Benach-

teiligungsmechanismen im Sinne Bourdieus zur 

damaligen Zeit schlichtweg nicht gab, entbrannte 

jedoch sehr wohl eine auch bezüglich der formalen 

Selektionswirkungen des Schulsystems. Krais 

(1996: 123) skizziert diesbezüglich in aller Deut-

lichkeit die auf diese Kritik in Stellung gebrachte 

und Reformen des dreigliedrigen Schulsystems 

schließlich verhindernde symbolische Gewalt, die 

sich den Namen ›Wissenschaft‹ gab: »Nativi-

stische Begabungsvorstellungen waren auch im 

wissenschaftlichen und politischen Diskurs weit 

verbreitet. Selbst engagierte Bildungsforscher 

argumentierten noch mit Begabungskonzepten, 

wenn sie forderten, zur Vermeidung einer Bil-

dungskatastrophe – und deren Folgen in Gestalt 

des Niedergangs der Volkswirtschaft – seien alle 

›Begabungsreserven‹ auszuschöpfen. Großen 

Einfluß hatte Karl Valentin Müller, der unter 

Berufung auf den Psychologen Albert Huth drei 

Begabungstypen entwickelt hatte, die genau dem 

dreigliedrigen Schulsystem entsprachen und in 

der Bevölkerung just so verteilt waren, wie sich 

die Schülerinnen und Schüler auf die Volksschule, 

die Realschule und das Gymnasium verteilten: 

nämlich 85 Prozent mit ›manuell-praktischer 

Begabung‹ und damit Eignung für die Volksschu-

le, zehn Prozent mit ›praktisch-theoretischer 

Begabung‹ für die Mittel- bzw. Realschule und 

fünf Prozent mit ›theoretischer Begabung‹ für das 

Gymnasium. Eine Reform des Bildungswesens 

hielt er für sinnlos, eher liege ›die Zukunft des 

Volkes im Schoße der Familie‹, und eine ›euge-

nisch fruchtbare Familiengesittung‹ sollte das 

›Hauptanliegen‹ sein. Müller erhielt die umfang-

reichsten begabungsstatistischen Forschungsauf-

träge, die jemals von Kultusministerien vergeben 

worden sind – nicht im nationalsozialistischen 

Deutschland, sondern in der Bundesrepublik der 

fünfziger Jahre.« 

29. Die Kritik der Studierenden an den veralteten Uni-

versitätsstrukturen aber auch den geplanten und 

einsetzenden Reformen, die, wie sie richtig er-

kannten, primär auf Kosten ihrer Interessen gehen 

sollten, war vor dem Hintergrund zunehmender 

gesellschaftlicher Spannungen schließlich  

»sicher ein wichtiger Impuls dafür, daß Kultus-

bürokratie und Gesetzgeber 1968/69 tatsächlich 

[doch] den Weg für weitreichende Strukturre-

formen [der Hochschulen] freimachten« (Keller: 

113 f.) und sich weder die Zweiteilung des Studi-

ums noch Elite-Universitäten oder anderes in den 

nächsten Dekaden durchzusetzen vermochten.

30. Eine bewusste strategische Entscheidung, die 

durch die Studie von Habermas und anderen 

(1961) zur politischen Einstellung der Studieren-

den an Verständlichkeit gewinnt.

31. Dieser ›felderübergreifende‹ Aufruhr, der ob der 

ihm eigenen gegenkulturellen Prägung zunehmend 

die Willkürlichkeit der bestehenden Ordnung 

sichtbar machte, führte schließlich sogar soweit, 

dass die deutschen Richter »im Mai 1968 eine 

Art Kurzstreik für Gehaltsaufbesserungen durch-

führ[t]en« (Heine 1970: 131). 

32. In diesem Kontext erscheint es insbesondere be-

achtenswert, dass die genannte Studie von Haber-

mas und anderen (1961) ganz im Sinne Bourdieus 

attestiert hatte: Umso gehobener die soziale 

Herkunft der Studierenden, umso autoritätsgläubi-

ger sind dieselben auch;  umso niedriger hingehen 

deren soziale Herkunft, umso vehementere Ver-

fechter der ›Demokratie‹ sind sie. Beachtenswert 

ist dieser Sachverhalt deswegen, weil hier die 

Theoreme von Habitus, praktischer Vernunft und 

Reproduktionsstragien sozialer Klassen begreifbar 

zu machen vermögen, wieso explizit die Nutznie-

ßer autoritärer Strukturen am ehesten mit diesen 

einverstanden, die (klassenspezifisch selektiert) 

Leidtragenden hingegen deren radikalste Kritiker 

gewesen sind.

Fußnoten Hochschulreformen
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39. Auch dieser Paradigmenwechsel hin zur Postmo-

derne ist dabei »nicht einfach das Produkt einer 

quasi ›naturwüchsigen‹, sich im freien Streit 

der wissenschaftlichen Meinungen ergebenden 

Erkenntnisprozesses, sondern wurde […] durch 

forschungspolitische Prioritätensetzungen geför-

dert: Das Max-Plack-Institut für Gesellschafts-

forschung in Köln […] hat diesen sozialwissen-

schaftlichen Paradigmenwechsel gerade auch 

in bezug auf die Politikfelder Wissenschafts-, 

Forschungs- und Technologiepolitik maßgeblich 

vorangetrieben. […] Grundlage des Verzichts auf 

den Primat der Politik ist [dabei] die Beobachtung 

der sozialwissenschaftlichen Systemtheorie, 

daß sich entgegen gesamtgesellschaftlichen 

Steuerungsansprüchen autonome Teilsysteme 

mit eigenen Entwicklungslogiken herausgebildet 

haben. […] Der Abschied vom Primat der Politik 

drückt insofern eine Gleichrangigkeit des poli-

tischen Systems mit den anderen Subsystemen 

aus. […] Die Konsequenzen der postmodernen 

Gesellschaftstheorie sind in demokratietheore-

tischer Hinsicht äußerst problematisch […], gerät 

[schließlich doch] die Konzeption selbstge-

steuerter Subsysteme mit dem Kerngehalt des 

Prinzips der Volkssouveränität in Konflikt, wonach 

alle Staatsgewalt – und in einem sozialen Demo-

kratieverständnis: alle Herrschaft von Menschen 

über Menschen – vom Volke auszugehen hat« 

(Keller 2000: 323 ff.).

40. Eeagleton trifft diesen Befund für das internatio-

nale respektive globale wissenschaftliche Feld. 

Dies verdeutlicht: Am ehesten ursächlich für 

diese Entwicklung ist die seit den 1970ern weltweit 

wachsende soziale Ungleichheit (dazu in Folge 

mehr), die regelmäßig einher geht – wie bereits 

attestiert – mit der Blindheit der bürgerlichen 

Wissenschaften für das Vorhandensein der hierfür 

verantwortlichen Klassenkämpfe – und weniger 

mit dem sich aus dieser Konstellation erst 

ableitenden wissenschaftlichen Technokratismus 

oder anderem. 

41. »Alle Erklärungsversuche, die [heute] davon 

ausgehen, dass Leute wie F.A. Hayek und Milton 

Friedman eine marktradikale (›neoliberale‹) Lehre 

entwickelten und ihr dann mithilfe von viel Geld, 

Beziehungen und einer guten Organisation in der 

ganzen Welt zum Sieg verholfen haben, ignorieren 

[…], dass sich diese Lehre nur auf dem Hinter-

grund einer tiefen Krise der keynesianistischen 

Regulation durchsetzen konnte, die spätestens 

35.  »Ermöglicht wird diese Stabilität der Klassenver-

hältnisse […] dadurch, dass die oberen Klassen 

sich seit den 1950er Jahren auf neue ›Erbregeln‹ 

umgestellt haben; die leitenden Positionen 

werden nicht mehr als ökonomisches Privatei-

gentum, sondern über den Erwerb bestimmter 

Bildungsabschlüsse an die nächste Generation 

weitergegeben. Dies ist auch ein Motiv der sog. 

Bildungsexpansion. Mit dieser […] verschieben 

sich […] die Selektionsmechanismen. Der Abbau 

der formellen Selektionsmechanismen – der 

institutionellen und der finanziellen Zugangs-

schranken – verspricht Chancengleichheit. Aber 

dieses Versprechen erweist sich als ›Illusion‹, 

weil andere Mechanismen, die soziokulturellen 

Mechanismen der ›Abdrängung‹ auf bestimmte 

Bildungs- und Berufswege, an Gewicht gewinnen« 

(Vester 2004a: 17).

36. »Relativ zu anderen Bildungsgruppen haben sich 

die Chancenvorteile der Hochschuldiplomierten 

im Wettbewerb um vorteilhafte Positionen verbes-

sert« (Müller 1998: 96). Entsprechend erzielten die 

Hochschulabsolventen nach wie vor ausgeprägt 

überdurchschnittliche Einkommen. Ihr Beschäfti-

gungsanteil vergrößerte sich wesentlich, so dass 

auch das allgemeine Durchschnittseinkommen 

stieg und die Beschäftigten mit niedrigen und 

mittleren Qualifikationen unter diesen Durch-

schnitt sanken (vgl. ebd.: 97).

37. Abbildung 6 verdeutlicht dies: Der Chancenvor-

sprung der Selbständigenkinder gegenüber den 

Arbeiterkindern wächst zwischen 1969 und 2000 

um 26 Prozentpunkte an usw. usf. 

38. Der Begriff des Arbeitskraftunternehmers, mit wel-

chem diese ›Selbst-Ökonomisierung‹ einhergeht, 

wurde geprägt von den Soziologen G. Günter Voss 

und Hans J. Pongratz, die diesen großteils als 

positives Leitbild anbieten (zur Kritik vgl. Gerst 

2005): »Arbeitskraftunternehmer müssen sich 

weder emotional mit dem Unternehmen verbunden 

fühlen noch sich als mündige, vom Betrieb aner-

kannte Arbeitskräfte empfinden. Entscheidend für 

den Typus des Arbeitskraftunternehmers ist die 

Funktion, die er innerhalb von Arbeitsprozessen 

einnimmt. Und dies ist mit dem Begriffen Selbst-

kontrolle, Selbstökonomisierung und Selbstratio-

nalisierung umrissen« (Detlef Gerst, zitiert nach 

Wegner 2003: 5). 
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44. So war es auf der Europarats-Tagung im März 2000 

in Lissabon bspw. zum Ziel erklärt worden, Europa 

bis zum Jahr 2010 »zur wettbewerbsstärksten und 

dynamischsten wissensbasierten Ökonomie der 

Welt« (European Commission 2002: 22) zu rüsten. 

Überdies kommt in diesem Kontext dem General 

Agreement on Trade in Services (GATS), das eine 

permanent fortschreitende Deregulierung auch 

des staatlichen Bildungswesen völkerrechtlich 

verbindlich festgeschrieben hat, eine heraus-

ragende Bedeutung zu. Hierzu unter anderem 

Wernicke 2005b. 

45. Wie absurd bereits die Behauptung ist, die 

deutschen Hochschulen hätten ausgerechnet ein 

›Effizienzproblem‹, verdeutlicht insbesondere die 

bereits erwähnte Tatsache, dass diese zu rund 50 

Prozent unterfinanziert sind respektive mit 100 

Prozent Überlast arbeiten und dennoch ›funktio-

nieren‹, deutlich vor Augen. – Die Umdeutung des 

Effizienzbegriffs auf rein ökonomische Belange 

offenbart dabei bereits die ›eigentlichen‹ Ziele 

der mit diesem legitimierten Reform wie auch 

den finalen Sieg der Humankapitaltheorie: »Es 

geht nur noch um die individuelle Optimierung 

eigener Verdienstchancen und die Zurichtung von 

Studierenden auf die Erfordernisse des Arbeits-

marktes. Das Studium wird zur Investition in das 

eigene Humankapital mit dem ausschließlichen 

Ziel, einen ›Return on Investment’ in Form eines 

höheren Gehaltes zu erzielen. Bildung wird auf 

eine binnenwirtschaftliche Sicht reduziert, die den 

gesamtgesellschaftlichen Nutzen von Bildung 

bewusst ignoriert und das Studium auf ein ›indi-

viduelles Vergnügen’ reduziert« (Volk/Himpele 

2004; zum Effizienzbegriff vgl. überdies: Himpele 

2005: 191 f.).

46. Um nur einen Akteur, der in diese Richtung agierte 

und agiert, zu benennen: Im Mittelpunkt ausge-

rechnet der Empfehlungen des Sachverständigen-

rates für Bildungsfinanzierung der gewerkschafts-

nahen Hans-Böckler-Stiftung (HBS) des Jahres 

1999 stand die Einführung von Bildungsgutschei-

nen, die auf einer Kontingentierung und damit 

grundsätzlichen Kostenpflichtigkeit von Bildung 

ab der Sekundarstufe II beruhen.

Mitte der 70er Jahre selbst an ihre Grenzen gesto-

ßen ist. Denn die Aufblähung der Finanzmärkte ist 

nicht etwa ursächlich durch die Deregulierung in 

Gang gesetzt worden, sondern war zunächst eine 

kapitalistisch ›ganz normale‹ Reaktion auf die 

Krise des Fordismus. Wie in jeder Krise wich das 

überschüssige Kapital, das keine ausreichenden 

Anlagemöglichkeiten mehr in der Realwirtschaft 

fand, in die Sphäre der Spekulation und des Kre-

dits aus. Und wie in jeder Krise war dies zunächst 

nichts anderes als ein Krisenaufschub. Das heißt: 

die Krise schlug nur teilweise auf Realwirtschaft, 

Sozialsysteme und Lohnabhängige durch, weil 

das überschüssige Kapital in den Finanzmärkten 

ein Ventil fand und deshalb nicht entwertet wurde« 

(ver.di 2007: 2 f.).

42. »Am Anfang des neuen hochschulpolitischen Kon-

senses der 90er Jahre stand […] eine Übereinkunft 

der für den Politikbereich Bildung und Wissen-

schaft primär zuständigen Länder und der bundes-

weiten Vertretung der Hochschulen, sich von der 

Hoffnung auf eine bessere finanzielle Ausstattung 

des Hochschulsystems zu verabschieden und 

den einzig möglichen Ausweg aus der diagnos-

tizierten Hochschulmisere in einer Steigerung 

der Effizienz des Hochschulwesens durch eine 

Strukturreform zu sehen« (Keller 2005a: 3).

43. »Tatsächlich macht uns der zentrale ideologisch-

politische Stellenwert des Humankapitalbegriffs 

auf eine neue Dimension der Ausbeutung der 

Arbeitskraft aufmerksam. Diese erweist sich da-

ran, dass jene Institutionen, die in der bürgerlich-

kapitalistischen Moderne nur mittelbar auf das 

ökonomische System bezogen waren, zunächst je-

doch der ideologisch-normativen Einpassung des 

Individuums in die dominanten Deutungshorizonte 

dienten – also die Einrichtungen des öffentlichen 

allgemeinen Bildungswesens –, dass diese heute 

also eine unmittelbare Funktion im ökonomischen 

System erhalten. Grob gesagt, folgt auf die 

›allgemeine‹ öffentliche Bildung die ›specielle‹ 

erwerbsbezogene Bildung nicht mehr zeitlich und 

inhaltlich nach, wie im Humboldt‹schen Modell 

(dem Pädagogik und Erziehungswissenschaft sich 

ja weithin immer noch verpflichtet fühlen). Viel-

mehr ist in der Postmoderne quasi das Besondere 

zum Allgemeinen geworden, d. h. die zu Zeiten 

Humboldts erst der Tendenz nach vorhandene, 

neue kapitalistische Wirtschaftsweise, der zum 

Durchbruch verholfen werden sollte, ist heute 

Totalität« (Lohmann 2007: 620).

Fußnoten Hochschulreformen
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49. Ein dies vor Augen führendes Beispiel illustriert 

die Vergabe des Arbeitgeberpreises für Bildung 

im Jahre 2007. Unter dem Titel Kleine Kapitalisten 

klärte die Financial Times (FTD 2007) vom 13. 

Dezember 2007 darüber auf: »Schon Fünfjährige 

verstehen Ökonomie. In einer Bremer Kita lernen 

sie als Bäcker oder Gärtner kaufen und kalkulie-

ren. Dafür erhält die Einrichtung den Arbeitge-

berpreis«.

50. Das gern beschworene ›Vorbild‹ USA führt deutlich 

vor Augen, wie ein modernes kapitalistisches 

Bildungssystem vermeintlich ›mehr‹ sozial 

Benachteiligte zu ›integrieren‹ gedenkt: »Die 

Bildungsbeteiligung im postsekundären Sektor 

liegt in den USA vor allem deshalb so hoch, weil 

das Angebot an Bildungsinstitutionen in diesem 

Bereich außerordentlich groß ist und – weit 

wichtiger – weil es extrem unterschiedlich ausfällt. 

Von den ungefähr 4.200 Hochschulen des Landes 

bieten gut 1.800, in der Regel sog. Community 

Colleges, nur ein zweijähriges Kurzstudium an. 

Ungefähr 40 Prozent der Studierenden begnügen 

sich mit dieser Kurzausbildung. Die übrigen 

Hochschulen, allesamt zumindest Vierjahresein-

richtungen, werden üblicherweise in vier oder in 

sechs Kategorien unterteilt, von ›tier 1‹ bis ›tier 4‹ 

bzw. von ›most competitive‹ bis zu ›noncompeti-

tive‹. Bei der Aufteilung in vier Kategorien zählen 

zur ersten knapp 150 Colleges und Universitäten, 

zur zweiten gut 250 Colleges, zur dritten knapp 590 

und zur vierten gut 420. Den deutschen Universi-

täten in etwa vergleichbar ist nur die erste dieser 

vier Gruppen, weil dort in der Regel Forschung 

stattfindet und auch promoviert werden kann. 

Die Kinder aus den verschiedenen Klassen und 

Schichten der US-Gesellschaft verteilen sich sehr 

ungleichmäßig auf diese vier Hochschultypen. 

Kommen die Studierenden an den Hochschulen 

der Kategorie 1 zu drei Vierteln aus dem obersten 

Viertel der Bevölkerung und nur zu 3 bzw. 6 

Prozent aus den beiden unteren Vierteln, so bietet 

sich an den anderen Hochschulen je nach Qualität 

ein vollkommen anderes Bild. Der Anteil des ober-

sten Viertels sinkt auf 46 Prozent in der Kategorie 

2, auf 35 Prozent in den Kategorien 3 und 4 und auf 

nur noch 22 Prozent an den Community Colleges. 

Spiegelbildlich verkehrt steigt der Prozentsatz der 

Kinder aus der unteren Hälfte der Bevölkerung, 

von 9 Prozent (Kategorie 1) über 25 (Kat. 2), 29 

(Kat. 3) und 37 Prozent (Kat. 4) auf eine Mehrheit 

von 51 Prozent an den Zweijahreseinrichtungen 

47. Mit Bourdieu ist an dieser Stelle anzumerken, dass 

die mittels der Einführung von Bachelorstudi-

engängen realisierte Bildungskürzung für die 

(geplante) Mehrheit der Studierenden sehr wohl 

auch im Interesse der heute Lehrenden liegt, wel-

che diese schließlich allein auf politischen Druck 

hin und ohne gesetzliche Zwänge hin exekutiert: 

»Wenn man weiß, daß innerhalb der Transakti-

onen, in denen der Tauschwert der Bildungszer-

tifikate festgelegt wird, die Stärke der Verkäufer 

von Arbeitskraft […] vom Wert ihrer Zertifikate 

abhängt, und dies um so stärker, je rigider das Ver-

hältnis von Titel und Stelle kodifiziert wird – was 

für die etablierten Stellen zutrifft, kaum dagegen 

für die neuen, wird unmittelbar einsichtig, warum 

die Abwertung der Titel in direktem Interesse der 

jeweiligen Stelleninhaber liegt: Sind die Inhaber 

von Titeln an deren Nominalwert interessiert […], 

so die Stelleninhaber am Realwert der Titel […]« 

(Bourdieu 1987a: 239 f.).

48. Zu rechnen ist bei dieser Entwicklung auch und vor 

allem mit einer zunehmenden Prekarisierung des 

wissenschaftlichen und anderen Hochschulperso-

nals, das nun in ›Unternehmen‹ arbeitet, die nach-

frageorientiert und also flexibel am Markt agieren 

müssen. Die Online-Ausgabe des SPIEGEL 

(Kunze 2007) titelte diesbezüglich bereits im Juli 

2007: »Lehren mit Hartz IV. Vom Superstudenten 

zum Betteldozenten« und berichtete von einer 

zunehmenden Zahl habilitierter Privatdozenten, 

die von nunmehr 225 Euro im Monat zu leben 

versuchen – eine Konsequenz aus der Tatsache, 

dass binnen der letzten 10 Jahre rund 1.500 

Professorenstellen deutschlandweit abgebaut 

wurden und dieser ›Trend‹ weiter anhaltend ist 

(vgl. Deutscher Hochschulverband 2007). Politisch 

wird derweil das in der stattfindenden Entwick-

lung bereits vollumfänglich angelegte Ende des 

Humbolt‹schen Ideals der Einheit von Forschung 

und Lehre, das bis dato zumindest noch bedeutete, 

dass es keine Differenzierung in Forschungs- und 

Lehrprofessuren gibt, diskutiert und zeichnet 

sich zudem eine (erneute) Infragestellung von 

Habilitation sowie ggf. sogar der Verbeamtung für 

Professorinnen und Professoren ab. 
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Rankingkritiker Meik Michalke illustriert, wenn er 

konstatiert, das Hochschulranking von SPIEGEL/

McKinsey und AOL habe anhand seiner Kriterien 

vor allem eines real gemessen, nämlich »wo die 

Qualität des jeweils vorhandenen Humankapitals 

an Hochschulen am höchsten« (fzs 2005: 15) 

sei – und dies dann als ›Qualität‹ dargestellt. In 

der Folge ergibt sich eine Situation, in der das 

gesamte und vermeintlich mittels Rankings quali-

tätsüberprüfte Bildungssystem unter Reformdruck 

hin zur Produktion humankapitalorientierter 

›Bildung‹, die eher Anwendungswissen denn 

Weltverstehen beschreibt, gerät. Die gemessenen 

Leistungsunterschiede werden in diesem Sinne 

erst künstlich hergestellt – nur die geringste Ab-

änderung der Messkriterien katapultierte ggf. eine 

schlecht-gerankte Hochschule von einem hinteren 

auf den vordersten Platz (vgl. Michalke/Naß/

Nitsche 2007). – Ebenso ist staatlicherseits auch 

bei der so genannten ›Exzellenzinitiative‹ (hierzu 

auch: Münch 2007) verfahren worden: Anhand der 

gewählten Messkriterien stand sozusagen bereits 

von Anfang an fest, wer als deren Sieger aus ihr 

hervorgehen würde (vgl. Hartmann 2006). Auch 

dieser ›Wettbewerb‹ diente insofern vor allem 

einem: der öffentlichen Unsichtbarmachung/Legi-

timierung des forcierten ›Matthäus-Prinzips‹ (R. 

Merton) – der, auf Kosten aller anderen gehenden 

(ebd.), bewussten Konzentration knapper Mittel 

auf nur noch die wenigsten

53. Meinungsumfragen werden in aller Regel von ihren 

(privaten) Auftraggebern bereits so organisiert, 

dass sie eben die gewünschten Antworten 

liefern. Insofern eignen sie sich hervorragend 

als Herrschaftsinstrument, vermitteln sie in ihrer 

Konsequenz doch als wissenschaftlich fundierte 

vermeintliche ›Wahrheit‹: ›Ihr wollt es doch so!‹  

Oder: ›Ihr Kritiker seid in der absoluten Minder-

heit, findet Euch mit dieser Niederlage ab!‹ (zur 

sogar nachträglichen Manipulationen von Um-

fragen zum Thema Studiengebühren seitens des 

CHE vgl. Himpele 2006). Bezüglich des Bildungs-

systems hat hier erst kürzlich die GEW (2007) –  

in Reaktion auf eine Umfrage, die vermeintlich 

ergab, eine Mehrheit der Deutschen sei per se 

für das dreigliedrige Schulsystem – exemplarisch 

derlei Zusammenhänge aufgedeckt.

[…]. Das bedeutet, dass die übergroße Mehrzahl 

der Studierenden aus der unteren Bevölkerungs-

hälfte entweder nur eine zweijährige Hochschul-

bildung durchläuft oder an den Hochschulen der 

beiden schlechteren Kategorien ausgebildet wird« 

(Hartmann 2005: 2 f.).

51. Alle mir bekannten aktuellen Maßnahmen dieser 

Couleur setzen als Prämisse, dass die de facto 

bei weitem zu niedrigen staatlichen Zuwendungen 

für das Bildungssystem konstant bleiben oder 

gar reduziert werden müssen; erst hieraus leiten 

sich dann die jeweiligen ›Forschungsfragen‹ ab, 

deren Antworten so tatsächlich bereits festgelegt 

sind. Derlei Fragen lauten dann bspw.: Wie ist 

es möglich, Studiengebühren ›sozial gerecht‹ zu 

machen? (Was ob der diesen immanenten Ab-

schreckungswirkung auf ›Ärmere‹ (vgl. ABS 2005) 

respektive eben der Tatsache, dass historisch 

nachgewiesen eben auch bei Bildung der ›Preis‹ 

die ›Nachfrage‹ bestimmt (vgl. Achelpöhler et 

al.: 25 ff) per se unmöglich ist.) Oder eben: Wie 

kann bei gleichbleibend hoher oder sinkender 

Finanzierung seitens des Staates die ›Qualität‹ 

von Bildung verbessert werden? Die Antwort 

hierauf lautet dann, wie könnte es anders sein: 

Mittels mehr Wettbewerbs und Konkurrenz sowie 

ggf. einer höheren finanziellen Eigenbeteiligung 

(für die ja bereits, als Antwort auf die erste Frage, 

Gerechtigkeitskonzepte erarbeitet worden sind). –  

Was hier tatsächlich organisiert wird, sind denn 

auch weniger Gerechtigkeit oder Qualität im Sinne 

ihrer bisherigen Bedeutungen, sondern vielmehr 

neue Verständnisse hiervon (vgl. Bultmann/Schöl-

ler 2003: 10 ff., Alidusti 2007: 203 ff.).

52. Die Quantifizierung von Qualität, das Messen also 

bspw. der vermeintlichen ›Qualität von Bildung‹ 

oder gar des Hochschulsystems anhand diesen 

äußerlicher Kriterien, stellt aktuell wohl das größte 

demagogische Unterfangen dar: Zum einen 

unterstellen derlei Quantifizierungen nämlich die 

Diskussion darüber, was Bildung eigentlich ist, 

der willkürlichen Festlegung jener – Centrum für 

Hochschulentwicklung (CHE), OECD etc. –, die 

quantifizieren (vgl. Markard 2005b); sie entreißen 

Bildung somit aus dem diskursiven demokra-

tischen Definitionszusammenhang. Zum anderen 

wird durch derlei Übertragung der Deutungshoheit 

über den Qualitätsbegriff an solche Instanzen, die 

nun selbst festlegen, was Bildung und Qualität 

derselben eigentlich ist, diesen mittelbar Zugriff 

auf das Bildungssystem gewährt, wie bspw. 

Fußnoten Hochschulreformen
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54. In Nordrhein-Westfalen schrieb das Centrum für 

Hochschulentwicklung (CHE), ein Think Tank, 

der ausschließlich aus Mitteln der Bertelsmann 

Stiftung finanziert wird und daher den hinter 

dieser stehenden Interessen verpflichtet ist, nicht 

nur (mehr oder minder) selbst das neue ›Hoch-

schulfreiheitsgesetz‹, sondern ist überdies nun 

auch mit der Überwachung dessen Umsetzung an 

den Hochschulen betraut (vgl. Lieb 2007b). 

55. Derlei ›Gerechtigkeits‹-Rhetorik hatte sich zuvor 

in zahlreichen Fallversuchen des Centrums für 

Hochschulentwicklung (CHE) als zur Etablierung 

eines neuen Bildungsfinanzierungsdiskurses am 

geeignetsten herausgestellt (vgl. Alidusti 2007).

  56. »Als es in Frankfurt vor einiger Zeit um die Be-

rufung von Alex Demirovic ging, der erklärter-

maßen die Kritische Theorie vertrat, hat sich der 

jetzige Präsident Rudolf Steinberg öffentlich 

damit gebrüstet, dass er seine Anstellung durch 

entsprechende Gutachten verhindern konnte. In 

Bremen werden die international sehr renom-

mierten Lehrstühle für Behindertenpädagogik von 

vier auf zwei reduziert. Hier hatten Georg Feuser 

und Wolfgang Jantzen einen innovativen Ansatz 

vertreten, der gegen die Aussonderung und 

Stigmatisierung von Behinderten gerichtet war. 

In Marburg wird die Nachfolge des Politikwis-

senschaftlers Frank Deppe blockiert. Deppe galt 

als letzter Vertreter der von Wolfgang Abendroth 

begründeten Schule marxistischer Politikwissen-

schaft. Als sein Schüler Dieter Plehwe auf der 

Berufungsliste auftauchte, zog es der Marburger 

Präsident Volker Nienhaus vor, den Lehrstuhl ganz 

zu streichen [usw. usf.]. […] Einerseits geht es 

sicher um politische Disziplinierung, andererseits 

[aber auch] um die stromlinienförmige Ausrich-

tung auf den Bologna-Prozess, der auf keinen Fall 

gestört oder verzögert werden soll« (Karl-Heinz 

Heinemann, zitiert nach Stegemann 2007b).
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4. Zusammenfassung
Einer der theoretischen und praktischen Irrtümer vieler Theorien –  

angefangen bei der marxistischen – hat darin bestanden, die Wirk-
samkeit von Theorien außer Acht zu lassen. Diesen Fehler dürfen 
wir nicht mehr begehen. Wir haben es mit Gegnern zu tun, die 
sich mit Theorien wappnen, und es geht meines Erachtens darum,  
ihnen geistige und kulturelle Waffen entgegenzusetzen (Bourdieu  
1998b: 61).

Im Rahmen des Dargestellten hat sich die These dieser Arbeit als 
haltbar erwiesen: Die ›großen Reformen‹ des Hochschulsystems 
von ab 1810, 1969 und 1998 erweisen sich bei genauer Betrachtung 
mittels der Analysewerkzeuge Pierre Bourdieus als Reaktionen auf 
Akkumulationskrisen57 seitens vor allem der materiell Herrschenden, 
deren – sich dank symbolischer Macht überdies stets erfolgreich als 
Gemeininteresse gebendes – Eigeninteresse an der Aufrechterhal-
tung der für sie vorteilhaften Klassengesellschaften nur vermittels 
je weiterer Entfaltung der Produktivkräfte und hieraus resultierend 
höheren Profitraten sichergestellt werden konnte und kann:
Die Schranke der kapitalistischen Produktionsweise tritt hervor: […] 

Darin, dass die Entwicklung der Produktivkraft der Arbeit im Fall 
der Profitrate ein Gesetz erzeugt, das ihrer eigenen Entwicklung 
auf einen gewissen Punkt feindlichst gegenübertritt und daher be-
ständig durch Krisen überwunden werden muss (Marx 1983: 268).  
Die Krisen sind [dabei] immer nur momentane gewaltsame Lö-
sungen der vorhandenen Widersprüche, gewaltsame Eruptionen, 
die das gestörte Gleichgewicht für den Augenblick wiederherstel-
len. Der Widerspruch, ganz allgemein ausgedrückt, besteht darin, 
daß die kapitalistische Produktionsweise eine Tendenz einschließt 
nach absoluter Entwicklung der Produktivkräften […]; während sie 
andrerseits die Erhaltung des existierenden Kapitalwerts und seine 
Verwertung im höchsten Maß (d.h. stets beschleunigten Anwachs 
dieses Werts) zum Ziel hat. […] Das Mittel – unbedingte Entwick-
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lung der gesellschaftlichen Produktivkräfte – gerät [dabei] in fort-
währenden Konflikt mit dem beschränkten Zweck, der Verwertung 
des vorhandnen Kapitals. Wenn daher die kapitalistische Produk-
tionsweise ein historisches Mittel ist, um die materielle Produk-
tivkraft zu entwickeln und den ihr entsprechenden Weltmarkt zu 
schaffen, ist sie zugleich der beständige Widerspruch zwischen 
dieser ihrer historischen Aufgabe und den ihr entsprechenden ge-
sellschaftlichen Produktionsverhältnissen. (ebd.: 259 f.).

Wäre es folglich den Herrschenden missglückt, die je notwendig ge-
wordene Produktivkräftesteigerung zu realisieren, hätte eine jede der 
so ›nur‹ für die entsprechende Hochschulreform und deren Folgen 
verantwortlich zeichnenden Krisen über das Potential verfügt, den 
tatsächlichen Antagonismus des kapitalistischen Gesellschafts-
zusammenhanges zu offenbaren und somit die finale Machtfrage 
nahegelegt. Denn: Wo nur produziert wird und werden kann, wenn 
dies profitabel ist – und nicht etwa zur ›Bedürfnisbefriedigung‹ –, da  
führen Zeiten, in denen seitens des akkumulierten Kapitals kaum 
mehr oder gar keine Profite realisiert werden können, über kurz oder 
lang zwingend zu Armut und Verelendung auf Seiten der Erwerbs-
tätigen, die sich, und das ist das Problem, sollte die Krise nicht mit-
tels Neuermöglichung von Profit überwunden werden können, ange-
sichts des sehr wohl vorfindlichen – und im Laufe der Jahrhunderte 
immer größer werdenden – privaten Reichtums, vor allem aber der 
offensichtlichen Möglichkeit zu einer ihre Existenz sichernden un-
rentablen Produktion, möglicherweise fragten: Warum eigentlich? 

Die jeweils argumentierbaren Wechselwirkungen zwischen Akku-
mulationskrisen und aus diesen resultierenden Hochschulreformen, 
die erstere vorerst zu überwinden halfen (vgl. Schaubild 2), stellen 
sich dabei seit der Institutionalisierung der bürgerlichen Wissen-
schaften mittels Humboldt in etwa folgendermaßen dar: 
1. Das wirtschaftliche Wachstum stagniert oder stellt sich auf ande-

re Art und Weise als unbefriedigend heraus (Stichwort: ›interna-
tionale Konkurrenz‹).

2. Möglichkeiten, die Produktivkräfte weiter zu steigern, sind als vom 
Wissenschaftsbetrieb produziertes Wissen bereits vorhanden,  
jedoch noch nicht realisiert.
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3. Die gesellschaftlichen Produktionsabläufe werden reorganisiert; 
entweder hiernach oder hierbei stellt sich heraus, dass dies auch 
eine andere Art von Wissensarbeit und Wissensarbeitern sowie ggf. 
eine größere oder kleinere Menge letzterer notwendig macht.

4. Folglich werden die Hochschulen reformiert und den Bedürfnissen 
der sich entfaltenden oder noch zu entfaltenden Produktivkräfte 
angepasst. 

—  Hochschulreformen als Antwort auf den Mangel an  
Profitmöglichkeit

So war es etwa zu Humboldts Zeiten der wirtschaftliche Rückstand 
Deutschlands vor allem gegenüber den anderen, bereits ›weiter ent-
wickelten‹ Industrienationen, der die (noch) materiell herrschende 
Feudalklasse zu einer Anpassung an dank der bürgerlichen Wissen-
schaft bereits ermöglichte, ihrer Realisierung jedoch noch harrende, 
neue Produktionsverhältnisse – und somit auch zu einem Klassen-
kompromiss mit dem mittelständischen Bürgertum – zwang, und so 
die Humboldt’sche Reform schließlich möglich, weil eine größere 
Zahl bürgerlicher Wissenschaftler notwendig, machte.  

In den 1960er Jahren, im Zeitalter von Fordismus und Keynesia-
nismus, deren Massenproduktionsmöglichkeiten die Ordinarienuni-
versität in keiner Weise – weder Wissenschaft noch Wissensarbeiter 
wurden in einer den Produktionsmöglichkeiten angemessen ›Qua-
lität‹ und ›Quantität‹ produziert – gerecht werden kann, erfolgt als-
dann, erneut als Antwort auf die einsetzende ökonomische Krise (die 
größte Rezession nach 1945) eine weitere Hochschulreform, die vor 
allem eine Erhöhung der Zahl der Qualifizierten sowie eine Ausdif-
ferenzierung und Spezialisierung der wissenschaftlich organisier-
ten Wissensproduktion und also deren Anpassung an ökonomische 
›Notwendigkeiten‹ realisiert, indem sie den Universitätsbetrieb auf 
detailgerechte ›Massenproduktion‹ umstellt und mit einer großbe-
trieblichen Binnenstruktur versieht.

Als der Kapitalismus schließlich ab zirka Ende der 1970er Jahre 
zunehmend die Grenzen überhaupt möglicher Rentabilität erreicht, 
was in die dauerhafte Krise, deren Folgen heute zunehmend mehr 
Menschen auch in den Industrieländern zu spüren bekommen, führt, 
erfolgt als Produktivkräfte steigernde Krisenreaktion der materiell 

Zusammenfassung
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herrschenden Klasse, eine symbolische Mobilmachung mit dem Ziel 
der zur Wahrung ihrer Herrschaft notwendig gewordenen Restau-
ration ihrer ›absoluten Klassenmacht‹ (D. Harvey) vermittels einer 
weitreichenden Ökonomisierung vormals staatlicher oder privater 
Bereiche, in deren Folge zunehmend auch das Wissen eine andere 
Form annimmt: Es wird vom Produktionsfaktor zum profitablen Pro-
dukt transformiert und in zunehmendem Maße warenförmig gehan-
delt und organisiert, was neue Profitrealisierungsmöglichkeiten er-
schließt. 

—  Wissenschaft als Opfer selbstproduzierter  
symbolischer Gewalt

Die Dialektik dieser Situation liegt dabei auf der Hand: Die bürgerli-
che Wissenschaft, die zumindest in ihrer Breite das Vorhandensein 
der Klassengesellschaft leugnet oder ignoriert, verschreibt sich mit 
ihrem Anspruch, der ›gesamten Gesellschaft‹ dienlich zu sein und 
somit deren Fortbestand, Weiter- und Produktivkräfteentwicklung zu 
befördern, letztlich außerwissenschaftlichen Mächten und gesell-
schaftlichen Partikularinteressen, die wiederum, wie die Genese 
der Wissenschaften und ihres Betriebes zeigt, das von ihr produ-
zierte Wissen in der Folge auch dazu verwenden, die Wissenschaften 
selbst Schritt für Schritt ihren Profitbedürfnissen zu unterwerfen. 
Was an Hochschulen also in der Regel an – weil nur Symptome hei-
lende, das gesellschaftliche Ganze jedoch nicht in Frage stellenden –  
Konzepten zur Weiterentwicklung der Klassengesellschaft auf einer 
nächsthöheren Stufe der Produktivität generiert wird, wird diesen 
und den in ihnen Arbeitenden somit letzten Endes selber zuteil: 
Wachsende »Fremdbestimmung der individuellen Entscheidungen« 
(Hofmann 1968: 88) und zunehmend auch materielle Not in Form 
schlechter werdender Arbeitsbedingungen und aber auch sinken-
der Gehälter sind logische Konsequenzen hieraus, sodass gerade 
auch in Deutschland ein wissenschaftliches Prekariat, das bisher 
vor allem aus den USA bekannt war, entsteht; eine Tatsache, die ver-
deutlicht, dass innerhalb der herrschenden und unter dem Primat 
privater Bereicherung organisierten Verhältnisse eben auch Wis-
sensarbeit Arbeit und Wissensarbeiter Arbeiter sind. 

Diesbezüglich ist insbesondere der Nationalökonomie – als  
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symbolische Gewalt der ökonomisch materiell Herrschenden oder  
Aufstrebenden schlechthin – eine besondere Funktion immanent. 
Denn ganz abgesehen davon, dass der Wirtschaftsliberalismus sein 
Versprechen vom ›Wohlstand für alle‹ niemals hielt und auch die 
Neoklassik mit ihrer ’Freiheit für alle‹ einzig negative Freiheit ver-
spricht (vgl. Wernicke 2006a): Vor allem sie ist es, welche die Par-
tikularinteressen der Oberen zu allen Zeiten verallgemeinerte und 
die willkürliche Ordnung, in der wir leben, als natürliche, ja sogar 
für alle vorteilhafte, erscheinen ließ. Dies erreichte und erreicht sie 
noch heute, indem sie, wie andere wissenschaftliche Theorien auch, 
»den [Platz] der theoretischen Matrix und der praktischen Matrix, 
des theoretischen Modells und des praktischen Sinns [besetzt], und 
[so] verhindert […], dass die Frage nach deren Verhältnis gestellt« 
(Bourdieu 1987b: 189) werden und sich stattdessen ein theoretisch 
erdachtes Modell zur Norm für die Praxis (vgl. ebd.: 73) entwickeln 
kann. Ihren jeweiligen Entwicklungssstufen folgend vollzieht sich 
so stets aufs Neue  ein schleichender Übergang »vom Modell der 
Realität zur Realität des Modells« (ebd.: 75), welcher sich, sozusa-
gen als Resultat dieser ›ökonomisch‹ fundierten symbolischen De-
terminierung der ›Geschichte des Sagbaren‹ (A. Landwehr) auch in 
den historisch vorfindlichen Organisationsformen der Universitäten 
aufzeigen lässt. 

So geht etwa die erste Universitätsgründung, die ›universitas‹, 
als mittelalterliches Äquivalent der bürgerlichen Gilden und Zünf-
te aus der Idee des Korporatismus hervor, organisiert sich zuzeiten 
des Wirtschaftsliberalismus die kulturstaatlich verfasste Universität 
Humboldts als Äquivalent des Gewerbebetriebs und wird die ›Mas-
senuniversität‹ der Neuzeit schließlich in Zeiten von Fordismus und 
Keynesianismus, Massenproduktion und gelinde erhöhter Beteili-
gung der beherrschten Klasse an volkswirtschaftlichen Zuwächsen 
also, als Äquivalent eines modernen Großbetriebes unter Wahrung 
unzureichender Mitbestimmungsmöglichkeiten seitens der sich in 
ihm Ausbildenden konstituiert, während sich die neoliberale Uni-
versität im heutigen neoklassischen Zeitalter als Äquivalent einer 
Selbstökonomisierung forcierenden und Mitbestimmung immer wei-
ter einschränkenden Kapitalgesellschaft formiert (vgl. Schaubild 1).  

Zusammenfassung
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—  Das Freiheits- und Autonomieverständnis im  
Wandel der Zeit

Diese Determiniertheiten mittels symbolischer Gewalt der materiell 
Herrschenden schlagen dabei bis in die je vorfindlichen Verständ-
nisse von Hochschulautonomie und Wissenschaftsfreiheit durch –  
und korrelieren dabei nicht zufällig auch mit den Wachstumsetap-
pen des immer weiter erstarkenden und schließlich herrschenden 
(Groß-)Bürgertums. 

So orientiert sich die Wissenschaftsfreiheit um 1810 denn auch 
ganz im Geiste des noch emanzipatorischen Liberalismus und hi-
storisch vorfindlichen Konkurrenzkapitalismus, während dessen 
die Märkte noch im Entstehen befindlich sind, vor allem am Vorbild 
der Gewerbefreiheit und also des ›Gleich-gegen-Gleich‹ und setzt 
sich als Verständnis von Hochschulautonomie eben dasjenige durch, 
welches hochschulische Freiheit als diejenige vor Zugriffen durch 
Einzelinteressen bestimmt und demnach de facto mit den Gesamt-
interesse der gesellschaftlich vorfindlichen materiellen Mächte kor-
reliert. Die Moderationsrolle, welche dem Staat hierbei zuteil wird, 
gewährt aus dieser Perspektive vor allem eines: die Gleichbehand-
lung eben dieser konkurrierenden Interessen – Feudaladel vs. noch 
mittelständisches Bürgertum sowie mittelständisches Bürgertum 
unter sich – bezüglich der Verfügung über den wissenschaftlichen 
Erkenntnisfortschritt. Wissenschaftliche Selbstbestimmung findet 
in der derart autonomen Hochschule nicht statt: Forschungsfragen 
werden von den wenigen verbeamteten Ordinarien, die zugleich ge-
borene Institutsdirektoren sind, in der stark hierarchischen Struk-
tur derselben von oben nach unten exekutiert, während bspw. die 
große Zahl der ›lesenden‹ Lehrprofessoren zu ihrer Existenzsiche-
rung auf den Erlös aus Hörgeldern angewiesen ist. Aber auch und 
insbesondere eben der Verfügungsgewalt über die Produkte ih-
rer Anstrengungen werden die Wissensarbeiter von nun an ein für  
allemal beraubt: geforscht wird für ›die Gesellschaft‹ außerhalb 
der Universität, welch selbe auch zu entscheiden hat, was mit die-
sen geschieht. Für die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler  
bedeutet derlei Hochschulautonomie vor allem »eine ›Autonomie‹ 
ohne jegliche Autarkie« (Narr 1982: 227).

In den 1960er Jahren ist die Situation anders – und zeitigt letzt-
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lich doch ein ähnliches Resultat: Gegen die bereits damals vorhan-
denen weitreichenden Vorschläge zur Selbstökonomisierung und 
Vertikaldifferenzierung des Hochschulsystems entfaltet und orga-
nisiert sich breiter studentischer Widerstand, der sich national wie 
international mit ähnlichen Intentionen in anderen sozialen Feldern 
vernetzt und schließlich, wenn auch im Rahmen der Interessen der 
materiell Herrschenden, in Ansätzen durchzusetzen vermag; Keyne-
sianismus und Fordismus, die den lohnabhängig Beschäftigten zum 
einen geringfügige Mitbestimmungsrechte in Unternehmen, zum 
anderen aber auch gelinde materielle Profitpartizipation gewäh-
ren, legen in Zeiten materieller Absicherung aufgrund gesamtge-
sellschaftlicher Vollbeschäftigung dabei den Grundstein für auch 
studentisches Selbstbewusstsein (vgl. Keller 2000: 114 ff.), das die 
genannten Maßnahmen in ihrer ursprünglichen Intensität zumindest 
vorübergehend zu kompensieren vermag. So vollzieht sich statt die-
ser eine Hochschulreform, die, ganz im Sinne gewerkschaftlicher 
Mitbestimmungsformen, die gesellschaftliche Machtstrukturen und 
also auch den Akkumulationsprozess des Kapitals im Großen und 
Ganzen unangetastet belassen und somit ›konservieren‹, auf einem 
Verständnis von Wissenschaftsfreiheit und Hochschulautonomie be-
ruht, das unter ersterer ein Recht auf Teilhabe der an ihrer Entstehung 
Beteiligten an der Willens- und Entscheidungsbildung sowie unter 
zweiterer die freie Selbstbestimmung des Inhalts sowie der Proze-
dur der akademischen Selbstverwaltung subsumiert, die Hochschu-
len nichts desto trotz jedoch ökonomischen Anforderungen gemäß 
reformiert. Wenige Jahre hiernach wird sowohl die Idee, gleichbe-
rechtigter Teilhabe aller am Wissenschaftsprozess Beteiligten ju-
ristisch final verunmöglicht als auch mittels de facto permanenter 
Mittelreduktionen der Leistungsdruck und also die Selbstökonomi-
sierung dennoch realisiert; wissenschaftliche Selbstbestimmung in 
Form vor allem vollumfänglich demokratischer, ihrem Namen auch 
gerecht werdender, Selbstverwaltung, die sich ob eines Rückzugs 
des Staates aus Regeln und Organisation des Wissenschaftsbe-
triebes bei gleichzeitiger Wahrung dessen materieller Bedürfnisse 
realisieren sollte, findet unter diesen Bedingungen nicht statt.  
Obwohl in Folge der so organisierten Reform in Einzelfällen dezi-
diert kritische Positionen an die Hochschulen und somit in das  
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wissenschaftliche Feld gelangen, vollzieht sich dennoch weiterhin 
der zur Produktivkräftesteigerung notwendige, nun jedoch mehr Stu-
dierende erreichende, Spezialisierungsprozess der Wissenschaft, 
der als einer der Gründe für deren fortschreitende Entpolitisierung 
und der aus dieser resultierenden wachsenden Ohnmacht wider den 
Gesamtzusammenhang zu benennen ist: 
Die Krise der Wissenschaft hat einen Grad erreicht, der es der Univer-

sität schwer macht, auch nur den unabweisbaren rein praktischen 
Bedürfnissen der gegebenen Gesellschaft zu entsprechen. Je we-
niger freilich unsere Hochschulen diese Bedürfnisse sich selbst 
kritisch zu eigen machen bereit sind, je weniger ihre Disziplinen 
sich ihrer eigenen Gesellschaftlichkeit bewußt sind, je weniger die 
Universität sich selbst als eine gesellschaftliche Kraft versteht und 
sich aus eigenem Vermögen und eigener Einsicht ihrer Aufgabe in 
der Gesellschaft stellt, desto mehr gerät sie in die Situation, daß die 
Bedürfnisse der Allgemeinheit ihr von außen aufgedrückt werden 
[…]. […] Der inneren Selbstentwertung der Universität folgt ihre 
Verwertung, ihre Indienstnahme für gesellschaftliche Machtziele, 
[so folgelogisch] nach (Hofmann 1968: 29 f.). 

Ab etwa den 1990er Jahren wandeln sich diese Verständnisse von 
Wissenschaftsfreiheit und Hochschulautonomie fundamental: Bei-
de werden, entsprechend der gesellschaftlich hegemonialen neoli-
beralen Doxa nun nur noch als Freiheiten unter den Prämissen von 
Marktgesetzen – und also, im bereits erwähnten Sinn: negative 
Freiheiten – definiert. Der einzelne Wissenschaftler wie auch die 
einzelne Hochschule soll sich dieser gemäß nun zwar stets ›freier‹ 
entscheiden können, was er wie und mit welchen Methoden zu for-
schen gedenkt – alle Entscheidungen stoßen jedoch dort sofort an 
Grenzen, wo sie mit rigiden neuen Steuerungsmechanismen wie etwa 
Zielvereinbarungen oder Nachfrageorientierung in Konflikt geraten, 
so dass die mittels dieser implementierte vermeintliche neue Frei-
heit und Autonomie vor allem als solche zur Wahl der Art und Weise 
der individuellen persönlichen sowie institutionellen Unterwerfung 
unter tatsächlich sukzessive institutionalisierte Heteronomie (vgl. 
Keller 2005b: 251 f.) zu bestimmen ist. Wie in den 1960ern seitens der 
Studierendenbewegung gewünscht, zieht sich der Staat nun zwar 
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mehr und mehr aus der Bevormundung des Wissenschaftsbetriebes 
zurück und gewährt sogar die Etablierung des einst progressiv ver-
standenen Modelles der Globalhaushalte – er macht hierbei jedoch 
nicht etwa materiell abgesicherter Selbstbestimmung, sondern de 
facto deren Gegenteil Platz, indem er sich – nicht nur, aber auch: 
vermittels der Einrichtung von Globalhaushalten – aus der Finanzie-
rung der Hochschulen zurückzieht und zeitgleich die, den Interessen 
der materiell Mächtigen korrelierenden, Spielregeln der zukünftigen 
›Selbstbestimmung‹ bestimmt. Dass diese finale Indienstnahme der 
Wissenschaften, die eben vor allem als weiter fortgeschrittene In-
strumentalisierung derselben zu bestimmen ist, durch insbesondere 
die Interessen des Großbürgertums überhaupt möglich geworden 
ist, erklärt sich aus materialistischer Perspektive auch daher, dass 
diesem und seinen Interessen nun, und eben anders als zu Hum-
boldts Zeiten, keinerlei andere materiell starke Klasse mehr gegen-
übersteht, was die mittels der Moderationsfunktion des Staates 
bisher gewahrte Gleichstellung gesellschaftlich mächtiger Interessen 
bezüglich der Verfügung über die Produkte der Wissenschaft nunmehr 
als redundant erscheinen lässt. 

—  Wissensgesellschaft ohne Gesellschaftswissen
Mit dieser Entwicklung einher geht dabei stets auch eine Verände-
rung, ja, ›Verflachung‹ des Bildungsverständnisses und -begriffs 
(vgl. hierzu insbesondere Adorno 1998), das aktuell vor allem mittels 
der, in den nächsten Jahren auch für Hochschulsysteme geplanten, 
PISA-Studien der OECD – die ihr mittels dieser forciertes Eigenin-
teresse an der Reorganisation der Bildungssysteme dabei Eintretens 
für mehr ›soziale Gerechtigkeit‹ und also Gemeininteresse tarnt – 
maßgeblich transformiert wird (vgl. Krautz 2007): Bildung beschreibt 
im Bildungssystem des 21. Jahrhunderts vor allem ein Konglomerat 
aus einzig ›Schlüsselkompetenzen‹ und wenig mehr. 

Für die Hochschulbildung bedeutet dies dabei in aller Regel be-
reits jetzt, vor Abschluss der Reformen in ihrer vollumfänglichen In-
tention:
Die Individuen haben wohl ein Zertifikat erhalten, aber nichts oder 

wenig verstanden. Was sie erworben haben ist Halbbildung, die sie 
voller Ressentiment gegen die Hochschule und gegen die Theorie 
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einstimmt – und die sie auch im Beruf dumm und zum konformen 
Instrument dessen werden lässt, was zu tun ist. Das Wissen selbst 
nimmt eine konformistische Gestalt an und erlaubt sich schon gar 
nicht, sich selbst, dem Denken und der freien Kommunikation zu 
überlassen. Sorgfältig werden die Tabus des Sagbaren verhängt: 
durch Begriffe, durch Verfahren, durch institutionelle Arrange-
ments (Demirovic 2004).

Wird dieser Tendenz nicht bald und energisch begegnet, die relative 
Autonomie des wissenschaftlichen Feldes also verteidigt und per-
spektivisch ausgebaut, um der neoliberalen Doxa, die bereits deut-
liche Tendenzen zum Überschlag in eine kritikresistente, irrationale 
Glaubenslehre aufzeigt58, intellektuelle Waffen entgegenzusetzen, 
droht der Spätkapitalismus, der aufgrund des Erreichens seiner sy-
stemimmanenten Beschränkungen als Gesellschaftssystem nur 
»noch 20, 30, 40 Jahre [über]dauern« (Wallerstein, zitiert nach Wis-
niewski 2007) kann und wird, erneut – die hierfür ›notwendige‹ Armut 
wird bereits mittels teilweise bis in Detail und Wortlaut denen ab 
Ende der 1920er Jahre erfolgten Maßnahmen gleichend exekutiert 
(vgl. Butterwege 2005) – in eine Art Barbarei zu entgleiten, die dem 
Faschismus nicht unähnlich sein wird, denn: »Mit [dem aus Sicht der 
materiell Herrschenden notwendig gewordenen weil ihre Herrschaft 
weiterhin gewährleistenden Ende des] […] Sozialstaat[es] stirbt 
[auch] die Demokratie« (Butterwege 2005). Oder, und mit anderen 
Worten: Friedrich August von Hayek selbst, und eben dieser Gedan-
ke ist auch dem von ihm inspirierten neoliberalen Projekt immanent, 
zöge zur Sicherstellung des absoluten Primats der Ökonomie zwar 
»eine beschränkte demokratische Regierung einer undemokra-
tischen (bspw. also einer Diktatur) […] [vor]. Er würde aber eine un-
demokratische Regierung auch einer unbeschränkt demokratischen 
vorziehen« (Wernicke 2006b). 

Festzuhalten bleibt: Eine Alternative zu Armut und für diese ur-
sächliche Klassengesellschaft ist heute möglicher und aber auch 
nötiger denn je:
In den letzten Jahrzehnten sind auf der Erde unglaubliche Reichtümer 

entstanden, der Welthandel hat sich in den letzten 12 Jahren mehr 
als verdreifacht, das Welt-Bruttosozialprodukt fast verdoppelt.  
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Zum ersten Mal in der Geschichte der Menschheit ist der objek-
tive Mangel besiegt und die Utopie des gemeinsamen Glückes 
wäre materiell möglich. Und gerade jetzt findet eine brutale, mas-
sive Refeudalisierung statt. Die neuen Kolonialherren, die multi-
nationalen Konzerne – ich nenne sie Kosmokraten – eignen sich 
die Reichtümer der Welt an. Diese neue Feudalherrschaft ist 1000 
Mal brutaler als die aristokratische zu Zeiten der Französischen 
Revolution. […] Die Legitimationstheorie der Konzerne ist der 
Konsensus von Washington. Danach muss weltweit eine vollstän-
dige Liberalisierung stattfinden: Alle Güter, alles Kapital und die  
Dienstleistungsströme in jedem Lebensbereich müssen vollstän-
dig privatisiert werden. Nach diesem Konsensus gibt es keine  
öffentlichen Güter wie Wasser. Auch die Gene der Menschen, der 
Tiere und Pflanzen werden in Besitz genommen und patentiert. 
Alles wird dem Prinzip der Profitmaximierung unterworfen. Da-
bei setzen die Konzerne zwei Massenvernichtungswaffen ein, den 
Hunger und die Verschuldung. Das Resultat ist absolut fürchterlich. 
Die Hungerzahlen steigen in absoluten Zahlen immer weiter an. 
 Letztes Jahr sind nach dem Welternährungsbericht jeden Tag  
100.000 Menschen an Hunger oder seinen unmittelbaren Folgen  
gestorben, alle 5 Sekunden ist ein Kind unter 10 Jahren verhungert.  
Und dies, obwohl die Weltlandwirtschaft schon heute – ohne Gen-
technik, etc. – problemlos 12 Milliarden Menschen ernähren könnte, 
wie derselbe Bericht feststellt. D.h., es gibt keinerlei Fatalität für  
die Massenzerstörung der Welt. Ein Kind, das heute an Hunger 
stirbt, wird ermordet (Jean Ziegler, zitiert nach Germanwatch 
2005).

Insofern gilt: »In diesem Moment hängt alles von uns ab. Wenn Sie 
zu mir in 50 Jahren erneut kämen, was Sie nicht tun werden, da ich 
dann nicht mehr leben werde, könnte ich Ihnen sagen, daß es eine 
Katastrophe war. Aber ich könnte auch sagen: Wie gut, wir leben 
jetzt in einer besseren Welt« (Immanuel Wallerstein, zitiert nach 
Wisniewski 2007). Dem ist nichts mehr hinzuzufügen.
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—
57.  Auch und insbesondere für die aktuell stattfin-

dende Transformation des Hochschulwesens 

bedeutet dies: Sie ist nicht etwa Folge davon, dass 

gesellschaftlich zu wenig, sondern vielmehr da-

von, dass zu viel Kapital vorhanden ist, das zudem 

nach Profitmöglichkeit strebt.

58.  »Die Schwierigkeit der wissenschaftlichen Kritik 

ist, dass der Wirtschaftsliberalismus schwer zu 

fassen ist. Kritisiert man die praktischen Folgen 

neoliberaler Politik, dann wird auf die Theorie 

verwiesen, nach der die Segnungen der Markt-

wirtschaft nur unter weitgehendem Ausschluss 

des Staates erreicht würden, es aber immer noch 

zu viele Markteingriffe gebe. Kritisiert man die 

theoretische Grundannahme rational handelnder 

Egoisten, die sich auf Adam Smith‹ ›unsichtbare 

Hand‹ beruft, so wird man darauf verwiesen, dass 

in der Praxis soziales Handeln notwendig ist. 

Manche Autoren schwanken bisweilen zwischen 

verschiedenen sich widersprechenden Annahmen 

hin und her« (Kröll 2007: 8).
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Jens Wernicke hat eine überzeugende historisch-
materialistische Tiefenanalyse des Wandels der 
deutschen Hochschulstrukturen und der durch 
die jeweiligen historischen Formen spezifisch 
geprägten hochschulpolitischen Konflikte 
während der letzten 200 Jahre vorgelegt. Der 
Autor begreift das Wesen dieser Konflikte als 
eine soziale (Klassen-)Auseinandersetzung um 
gesellschaftliche Positionen, wobei die Form, in 
welcher dieser Kampf ausgetragen wird, zugleich 
seinen gesellschaftlichen Inhalt verhüllt. Denn eine 
zentrale Funktion des öffentlichen Bildungssystems 
mit den Hochschulen an seiner Spitze ist es, 
soziale Ungleichheit zu legitimieren, indem diese 
mit Bildungsunterschieden begründet und jene 
wiederum auf amtlich zertifizierte Unterschiede an 
Begabung und Eignung zurückgeführt werden. Dies 
ist zugleich ein Prozess der Individualisierung und 
Naturalisierung, welcher die sozialen Strukturen, 
über die sich gesellschaftliche Ungleichheit 
reproduziert, entpolitisiert.

—Torsten Bultmann

Hier wird eine überzeugende historisch-materialistische  Tiefen-
analyse des Wandels der deutschen Hochschulstrukturen 
und der durch die jeweiligen historischen Formen spezifisch 
geprägten hochschulpolitischen Konflikte während der letzten 
200 Jahre vorgelegt. Der Autor begreift das Wesen dieser 
Konflikte als eine soziale (Klassen-)Auseinandersetzung um 
gesellschaftliche Positionen, wobei die Form, in welcher dieser 
Kampf ausgetragen wird, zugleich seinen gesellschaftlichen 
Inhalt verhüllt. Denn eine zentrale Funktion des öffentlichen 
Bildungssystems mit den Hochschulen an seiner Spitze ist es, 
soziale Ungleichheit zu legitimieren, indem diese mit Bildungs-
unterschieden begründet und jene wiederum auf amtlich zerti-
fizierte Unterschiede an Begabung und Eignung zurückgeführt 
werden. Dies ist zugleich ein Prozess der Individualisierung 
und Naturalisierung, welcher die sozialen Strukturen, über die 
sich gesellschaftliche Ungleichheit reproduziert, entpolitisiert.

 —  Torsten Bultmann, BdWi


